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A Verfugender Teil

l. Feststellung des Planes

Nach 8§ 28 Abs. 1 PBefG sowie § 1 Abs. 1 Satz 1, § 5 VwVfG LSA i. V. m. den 88 72
bis 75, 78 VwWV{G wird der Plan fir das Vorhaben

2. Nord-Siud-Verbindung der StraBenbahn — Bauabschnitt 7 “RaiffeisenstralRe
und Warschauer StralRe (von Gleisviereck Leipziger Stral3e bis Gleisdreieck

Schoénebecker Strafie)*

mit den in diesem Beschluss aufgefiihrten Anderungen, Erganzungen und Nebenbe-

stimmungen festgestellt.

Damit wird zugleich der Planfeststellungsbeschluss zum Vorhaben 2. Nord-Sid-
Verbindung der StraRenbahn — Bauabschnitt 2 “Wiener Stra3e" vom 12. Dezember
2012, Aktenzeichen: 62-262-MVB-01/10, hinsichtlich des Kreuzungsbereiches Wiener
Stral3e/ Leipziger Stralle nach MaRRgabe der im vorliegenden Verfahren erstellten Un-
terlagen - nachfolgend unter Teil A, Kapitel Il, Punkt 1. (Lageplan 5.1.1.) aufgefihrt -

geandert.
II.  Planunterlagen
1. Planfestgestellte Unterlagen

Festgestellt werden die nachstehend aufgefiihrten Unterlagen der Ursprungsplanung,

ggf. in der im Zeitpunkt der Planfeststellung giltigen Deckblattfassung.
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Ordner|Unterlage |Bezeichnung der Unterlage Maflstab Anzahl
Nr. Seiten /
Plane
1 1. Erlauterungsbericht Text 1-58
Erlauterungsbericht (a) Text 1-63
2. Ubersichtskarte 1:10.000 1
3. Ubersichtslageplan 1:1.000 1
Ubersichtslageplan la
4. Ubersichtshohenplan 1:2.000/200 |2
Lageplane 1:500 1-4
Anderungsbereich der Planfeststellung zum 5.1.1.
BA 2 (ergénzende Unterlage)
Lageplane la—-4a
6. Héhenplan 1:500/50 1-6
7. Lageplan der Immissionsschutzmaf3nahmen |1 : 1.000 1
Lageplan der ImmissionsschutzmalRnahmen la
9. Landschaftspflegerischer Begleitplan Text 1-59
Landschaftspflegerischer Begleitplan (a) Text 1-61
Bestands- und Konfliktplan 1:500 3
Bestands- und Konfliktplan 3a
Malinahmenplan 1:500 3
Malnahmenplan 3a
Faunistische Untersuchungen im Bereich Text 14
Faunistische Untersuchungen im Bereich Text 17a
2 10. Grunderwerb
10.1 | Grunderwerbsplan 1:500 4
Grunderwerbsplan 10.1/3a
10.2 Grunderwerbsverzeichnis 6
Grunderwerbsverzeichnis (a) 6
11. Regelungsverzeichnis 37
Regelungsverzeichnis (a) 37
14.1 Bemessung Oberbau Text 9
14.2 Regelquerschnitt 1:50 15
Regelquerschnitt 1:50 8a
16. Sonstige Plane
16.1 Koordinierter Leitungsplan 1:250 7
Koordinierter Leitungsplan 4a
16.2 Malnahmenliste Kabel- und Leitungsverle- | Text 8

gung
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Malnahmenliste Kabel- und Leitungsverle- 8
gung (a)
Ordner|Unterlage |Bezeichnung der Unterlage Mal3stab Anzahl
Nr. Seiten /
Plane
3 17. Immissionstechnische Untersuchungen 296
18. Wassertechnische Untersuchung 8
19. Umweltvertraglichkeitsprifung / Gutachten | Text 66/12
Umweltvertraglichkeitsprtfung (a) Text 75
Umweltvertraglichkeitsuntersuchung 1:500
21. Erlauterungsbericht Brickenschutz Text
Erlauterungsbericht Brickenschutz (a) Text
21.1 Lageplan Fahrleitung 1:250 10
Lageplan Fahrleitung 1:250 la
22. Verkehrsqualitat Text 34
23. Vorplanungsvarianten
23.1 Variante 1 1:1.000 2
23.2 Variante 2 1:1.000 2
2. Planéanderungen

Die Darstellung der Anderungen und Erganzungen des Planes in samtlichen Unterla-

gen sind durch die Eintragung in blauer Farbe kenntlich gemacht.

lll. Eingeschlossene Entscheidungen

Es sind folgende Entscheidungen in den vorliegenden Beschluss eingeflossen:

1. Naturschutz und Landschaftspflege, Eingriffsgenehmigung und Befreiung
nach § 67 BNatSchG

Die in den Planunterlagen — Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) - festgestell-

ten Eingriffe in Natur und Landschaft werden genehmigt.

Die in der landschaftspflegerischen Begleitplanung festgestellten Ausgleichs- und Er-

satzmalRnahmen sind zu verwirklichen.
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Fur die im Zuge der Maflinahme erforderliche Beseitigung der siudlichen Baumreihe
der Raiffeisenstrale wird eine Befreiung von dem Verbot der Schadigung einer ge-
schitzten Allee (8§ 21 Abs. 1 Satz 2 NatSchG LSA) erteilt.

2. Denkmalrechtliche Genehmigung

a) Archaologisches Flachendenkmal im Kreuzungsbereich Warschauer
StralRe / Schonebecker Strafie

Die Genehmigung gemaR § 14 Abs. 1 DenkmSchG LSA fir die Beeintrachtigung des
archéologischen Flachendenkmals im Kreuzungsbereich Warschauer Straf3e / Scho-
nebecker Stral3e wird erteilt.

b) Sudfriedhof Magdeburg (stdlicher Bereich der Raiffeisenstral3e)

Der Vorhabentragerin wird der Eingriff in das Baudenkmal Stdfriedhof (stdlicher Be-
reich der Raiffeisenstraf3e) gemal § 14 Abs. 1 DenkmSchG LSA genehmigt.

IV. Nebenbestimmungen

1. Unterrichtungspflichten

a) Bauausfuhrende Betriebe

Den bauausfihrenden Betrieben ist der Hinweis Nr. 6 im Teil E bekanntzugeben.

b) Anlieger

Die von der BaumalRnahme betroffenen Anlieger, insbesondere Anwohner, Gewer-
betreibende und Eigentlimer, sind rechtzeitig vor Beginn der BaumalZnahme Uber die
Inanspruchnahme von Flachen oder Flachenteilen, tber die Benutzung von Wegen
und Uber Veranderung in den Zufahrten und Zugangen zu den Grundstiicken sowie

Uber die zeitliche Abfolge der Bauarbeiten zu informieren.

Die grundsatzliche Erreichbarkeit der Grundstiicke sowie die Sicherung der Ver- und

Entsorgung wahrend der Durchfiihrung der Baumal3nahme ist zu gewébhrleisten.
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c)

Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Naturschutzbehérde

Die Vorhabentragerin hat die Untere Naturschutzbehdrde schriftlich mindestens acht

Tage vorher Uber den Beginn und das Ende der zu realisierenden LBP-Malinahmen

zu informieren.

d)

Ministerium fur Landesentwicklung und Verkehr, Technische Aufsichtsbe-
hérde (TAB)

Durch die Vorhabentragerin ist die Ausfiuihrungsplanung fur die Betriebsanlagen der

Straldenbahn der TAB gemalf3 § 60 Abs. 3 BOStrab zur Zustimmung vorzulegen.

2.

b)

c)

d)

f)

Bauausfuhrung

Bei allen Grundstiicken, deren Gebaude sich im mdéglichen Einwirkungsbereich
der Bauarbeiten des Vorhabens befinden, sind vor Beginn der Bauarbeiten Be-

weissicherungsverfahren durchzufiihren.

Es sind alle Anstrengungen zu unternehmen, die Behinderungen durch die Bau-
tatigkeit auf das unbedingt notwendige Mal3 zu beschranken. Insbesondere hat
die Baudurchfihrung in enger Absprache mit den Grundstiickseigentiimern zu

erfolgen.

Die Bauausfiihrung muss den festgestellten Planunterlagen entsprechen. Die
Vorhabentragerin hat dies durch geeignete MalRhahmen der Baulberwachung

zu gewahrleisten.

Die Ausfuhrungsplanung ist der Gemeinde durch die Vorhabentragerin vorzule-
gen und von der Gemeinde innerhalb von vier Wochen gegenzuzeichnen. Fur
die im Rahmen der Umsetzung des Vorhabens von der Vorhabentragerin zu er-
richtenden, in der Zustandigkeit der StralRenbaulasttrégerin stehenden Ver-
kehrsanlagen ist eine Finanzierungsvereinbarung zwischen der Vorhabentrage-

rin und der Landeshauptstadt Magdeburg (Tiefbauamt) abzuschlief3en.

Die den Kreuzungsbereich der Eisenbahnuberfiihrung in der Warschauer Stra-

Re betreffende Ausfiihrungsplanung ist mit der DB Netz AG abzustimmen.

Wahrend der Baumalinahme ist in Abstimmung mit der DB Netz AG die Er-

reichbarkeit der Bahnsteige lber das Bahnhofsgebdude der Verkehrsstation
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g9)

h)

k)

Magdeburg- Buckau zu gewahrleisten. Zu diesem Zweck ist eine Zuwegung fur

Reisende vorzuhalten und entsprechend auszuweisen.

Fdr die im Rahmen der Bauausfihrung dauerhaft bzw. zeitweilig in Anspruch zu
nehmenden Flachen der Grundstiicke, die im Einzelnen im Grunderwerbsver-
zeichnis (Ordner 2, Unterlage 10) aufgefuhrt sind, besteht fir die betroffenen

Grundstickseigentimer ein Anspruch auf Entschadigung dem Grunde nach.

Die Verkehrsanlage einschlieB3lich der Haltestellen ist flir Menschen mit Behin-
derungen und Mobilitdtseinschrankungen gemald der DIN 18024-1 barrierefrei
auszubauen und fir Blinde und Sehbehinderte sind entsprechende einheitliche

Orientierungshilfen vorzunehmen.

Entsprechend den Empfehlungen des Gutachtens des Ingenieurbliro 1.B.U.
Ingenieurbiro fir Schwingungs-, Schall- und Schienenverkehrstechnik GmbH
vom 06. Mai 2015 sind schwingungsddammende Gleiskonstruktionen in den im
Gutachten angefiihrten Bereichen durch den Einsatz elastischer Oberbausys-
teme mit flachig gelagerten Masse-Feder-Systemen bzw. durch elastische
Schienenlagerungen mit einer vertikalen Schieneneinfederung vorzunehmen.
Uber die Empfehlungen des Gutachtens hinaus ist im Bereich der Schonebe-
cker Stral3e entsprechend der Planunterlage 7.1 a Ordner 1 eine elastische Ril-

lenschienenlagerung einzubauen.

Die Berechnung fir die einzubauenden elastischen Oberbauformen fir die
Konstruktion der Stralenbahntrasse ist im Rahmen der Ausfuhrungsplanung
vorzunehmen. Hierfir ist ein gutachterlicher Nachweis durch die Vorhabentra-

gerin gegenuber der TAB zu erbringen.

Die Geschwindigkeiten der Stral3enbahnen sind auf maximal 50 km/h durch

geeignete MalRnahmen zu begrenzen.

Es sind ausschlief3lich die im Gutachten untersuchten Stral3enbahntypen bzw.

technisch gleichwertige Fahrzeuge einzusetzen.

In den Kurven sind Gleisschmieranlagen vorzusehen.

Bei nach der Inbetriebnahme der StralRenbahntrasse eingehenden Beschwer-
den der Anlieger sind die Einhaltung der Richtwerte fir Larm- und Erschitte-

rungen nachzuweisen.
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3. Bauzeitbedingte Belastungen

a) Allgemeines

Die Baustelle ist so zu betreiben, dass schadliche Umwelteinwirkungen verhindert

werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind.

Nach dem Stand der Technik unvermeidbare schéadliche Umwelteinwirkungen sind

auf ein Mindestmal? zu beschranken.

Vor Beginn der Arbeiten sind die versorgungstechnischen Anlagen in den erforderli-

chen Medien bereitzustellen.

b) Baularm

Die Bauarbeiten sind so durchzufiihren, dass entsprechend der AVV Baularm erheb-
liche Nachteile und Belastigungen flr die Allgemeinheit nicht hervorgerufen werden.
Die AVV Baularm vom 19. August 1970 wird hiermit ausdrticklich fiir dieses Vorhaben
als Grundlage fur die Bauphase festgelegt.

Die eingesetzten Baumaschinen sollten mit dem Umweltzeichen ,Blauer Engel* als
larmarme Baumaschinen eingestuft sein bzw. mindestens den Anforderungen der

32. BImSchV entsprechen. Nach 8 7 Abs. 1 der BImSchV ist der Einsatz von Bauma-
schinen an Werktagen in Gebieten, die dem Wohnen dienen, vor 07.00 Uhr und nach
20.00 Uhr nicht zulassig.

Sind Arbeiten aufRerhalb dieser Zeiten geplant (insbesondere auch Sonntagsarbeit),
ist ein entsprechender Antrag auf Ausnahmegenehmigung bei der Landeshauptstadt
Magdeburg, Untere Immissionsschutzbehdrde zu stellen.

c) Erschitterungen

Die Vorhabentragerin hat die DIN 4150 Teil 2 in der Fassung von Juni 1999 und Teil

3 in der Fassung von Februar 1999 zu beachten. Baubedingte Erschitterungseinwir-

kungen durfen die darin benannten Anhaltswerte nicht Gberschreiten.
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d) Staubbelastung

Staubentwicklungen sind durch standiges, ausreichendes Benetzen (z. B. mittels C-
Schlauch) oder Kapselung einzelner Arbeitsbereiche (z. B. Abdeckplane) zu vermei-

den.

Es sind Maschinen und Geréten, die tber technische Einrichtungen zum Binden bzw.
Niederschlagen von Stauben verfligen (z. B. Steinsdgen mit Befeuchtungseinrichtung

fir Nassschneideverfahren) zu verwenden.

Zur Reduzierung baubedingter Abgas- und Larmimmission sind emissionsarme Bau-
maschinen und Baufahrzeuge, die dem Stand der Technik entsprechen, zu verwen-

den.

Zur Verhinderung der Staubentwicklung ist die Fahrgeschwindigkeit der Baufahr-
zeuge den ortlichen Gegebenheiten anzupassen; unversiegelte Bereiche sind ent-

sprechend der Witterung zu befeuchten.

4. Wasserrecht

Die Entnahme von Grundwasser zur Trockenhaltung der Baugrube fiir die Herstel-
lung der Tiefbauten bedarf der wasserrechtlichen Erlaubnis durch die Untere Was-

serbehorde.

5. Natur- und Landschaftspflege

a) Erfolgskontrolle und Meldung der Prifergebnisse

Die Vorhabentragerin wird verpflichtet, ein Jahr nach Verkehrsfreigabe tber die Um-
setzung und den Erfolg der planfestgestellten Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen der
Planfeststellungsbehoérde zu berichten. Mit dem Bericht sind folgende Daten der An-
lage 1a, Ziff. 2, des Erlasses des MLU vom 15. August 2005 (AZ: 42.3-22301/5) zu

ubermitteln:

- Bezeichnung der KompensationsmalRnahme

- R&dumliche Zuordnung:
Gemeinde/Gemarkung/Flur/Flurstiick/Ubersichtskarte (MaRstab 1 : 10.000,
ggf. 1 : 25.000)
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- Flachengrof3e

- Ausgangsbiotop oder —biotopkomplex

- Zielbiotop oder —biotopkomplex

- Vorgesehener Zeitpunkt der Zielerreichung

- Art der Flachensicherung

- PflegemalRnahme (Art/Pflegeintervalle/besondere Auflagen)

- MalRnahmetrager/Verantwortlicher

- eventuell zusatzliche Angaben.

b)

Informationen

Die Vorhabentragerin hat die Untere Naturschutzbehdrde und die Planfeststellungs-

behdrde Uber die zu realisierenden landschaftspflegerischen Maf3hahmen schriftlich

acht Tage vor Beginn sowie acht Tage nach Beendigung zu informieren.

c)

aa)

bb)

Nebenbestimmungen zur Eingriffsgenehmigung

Die baubedingte Flacheninanspruchnahme ist auf das unbedingt erforderliche
Mindestmald zu beschranken. Die zusatzliche Einrichtung von Lagerflachen so-

wie Zu- und Abfahrten ist so gering wie mdglich zu halten.

Im Rahmen der Ausfuhrungsplanung ist in Abstimmung mit der Unteren Natur-
schutzbehérde sowie dem Stadtischen Eigenbetrieb Stadtgarten und Friedhéfe
Magdeburg der Erhalt der nérdlichen Baumreihe in der Raiffeisenstral3e im Ein-
zelnen zu prifen. Zu diesem Zweck sind Suchschachtungen in den Wurzelbe-
reichen der einzelnen Baume vorzunehmen. Uber das Ergebnis der Priifung ist

ein Protokoll zu fertigen und der Planfeststellungsbehoérde vorzulegen.

Sofern auf der Grundlage der fachlichen Bewertung der Unteren Naturschutz-
behdrde der Erhalt einzelner Baume nicht mehr gerechtfertigt ist, sind entspre-
chende Antrage auf Fallgenehmigung bei der Unteren Naturschutzbehdrde zu
stellen. Ist aufgrund des festzustellenden Zustands die Beseitigung der gesam-
ten nordlichen Baumreihe gerechtfertigt bzw. ist aufgrund des verbleibenden Al-
leebestandes von einer nachhaltigen Zerstérung im Sinne des § 21 Abs. 1
NatSchG LSA auszugehen, ist ein entsprechender Befreiungsantrag bei der
Unteren Naturschutzbehérde zu stellen. Die im Rahmen der Entscheidung der
Unteren Naturschutzbehdorde vorzugebenden Ersatzpflanzungen sind auszufih-

ren.
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cc)

dd)

ee)

g9)

hh)

Rechtfertigt der im Ergebnis der verfiigten Kontrolle festgestellte Zustand den
Erhalt einzelner Baume bzw. der gesamten Baumreihe, ist der nachhaltige
Schutz der betreffenden Baume der noérdlichen Baumreihe in der Raiffeisen-
stralle durch geeignete Malnahmen sicherzustellen. Zur Erhaltung dieser
Baume miuissen die Bauarbeiten bei der Erneuerung des Gehweges auf der
Nordseite wurzelschonend in Handschachtung unter Beachtung der RAS- LP 4
sowie der DIN 18920 durchgefiihrt werden.

Im Rahmen der Bauiiberwachung ist sicherzustellen, dass die im Landschafts-
pflegerischen Begleitplan vorgesehenen Schutz- und Vermeidungsmaflnahmen

den bauausfihrenden Betrieben bekannt sind und von diesen beachtet werden.

Die vorgesehenen Gestaltungs- und Kompensationsmal3nahmen sind entspre-

chend dem LBP fachgerecht auszufihren.

Fur alle geplanten Baumpflanzungen sind entsprechende Ldésungen vorzuse-
hen (Wurzelbriucken, Wurzelschutzfolien u. a.), um Wurzelaufbriichen im Geh-
weg vorzubeugen. DarlUber hinaus sind alle Standorte mit den zustandigen Lei-

tungstragern abzustimmen.

Die Abnahme der Ausgleichs-, Ersatz- und Gestaltungsmaf3nahmen zum Ablauf
der Entwicklungspflege ist zu protokollieren. Im Falle festgestellter Mangel ist
fur die Nachbesserung zu sorgen. Die Niederschrift Uber die Abnahme ist der

Unteren Naturschutzbehorde und der Planfeststellungsbehérde zu tUbersenden.

Der dauerhafte Erhalt der Anpflanzungen (einschliel3lich fachgerechter Unter-
haltungspflege) ist zu gewahrleisten. Der Anwuchserfolg ist durch eine Fertig-
stellungspflege gemafl DIN 18916 und eine Entwicklungspflege gemalR DIN

18919 Uber mindestens drei Vegetationsperioden zu gewabhrleisten.

Die Beseitigung von Gehdlzen ist auf das unbedingt erforderliche Mal3 zu be-
schranken. Im Baubereich vorhandene Geholze, die erhalten werden sollen,
sind gemal DIN 18920 bzw. RAS- LP 4 zu schiitzen.

Um Beeintrachtigungen des Brutgeschéafts der Vogel zu vermeiden, sind die

Rodung und Beseitigung von Baumen und Strauchern vor dem 01. Mérz bzw.
nach dem 30. September eines jeden Jahres durchzufihren.
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i Sollten bei den Bauarbeiten Lebensstatten wild lebender Tiere vorgefunden
werden, sind die Arbeiten zu unterbrechen und die Untere Naturschutzbehdrde
zwecks Abstimmung des weiteren Vorgehens zu verstandigen. Ggf. ist eine ar-
tenschutzrechtliche Befreiung gemaf § 45 BNatSchG bei der jeweils zustandi-

gen Naturschutzbehdrde zu beantragen.
d) Nebenbestimmungen zur erteilten Befreiung nach 8 67 BNatSchG

Die durch die Beseitigung der siidlichen Baumreihe in der Raiffeisenstral3e verur-

sachte Zerstérung der Allee ist durch folgende Maflinahmen wiederherzustellen:

- Anpflanzung von 44 Baumen Kaiser-Linde (Tilia x europaea ,Pallida’) der
Qualitat Hochstamm, 4 x verpflanzt, mit Drahtballen, Stammumfang 20-25 cm,
Kronenbreite 150-200 cm, Hohe 400-500 cm

- Abstand der Pflanzstandorte untereinander 10 m

- Herstellung der Pflanzstandorte mit je 12 m3 Baumsubstrat (Ziegel-
Lavagemisch einschl. Humusstoffe), Verzahnung mit dem umgebenden Sub-
strat und ErschlieBung desselben fiur die Baumwurzeln mittels Tiefenbohrung,
Tiefenbellftung und Wurzellockstoffen

- Einbau von Ballenbeliiftungs- und Bewasserungseinrichtung sowie Wurzel-
raumbeliftung an jedem Pflanzstandort

- in Bereichen ohne durchgangigen Griinstreifen: Abstreuen der Baumscheibe
mit einer 10 cm starken Schicht mineralischen Splittgemisches

- Anbringen eines Baumschutzgitters aus Metall

Fur die Neupflanzung ist eine funfjahrige Anwuchspflege zu gewahrleisten. Die erfolg-
te Durchfiihrung ist in einem Abnahmetermin gegeniber der Unteren Naturschutzbe-
hérde der Landeshauptstadt Magdeburg und der Planfeststellungsbehérde nachzu-

weisen.

6. Larmschutz

Die Eigentimer folgender Geb&ude haben Anspruch auf passive Schallschutzmalfi-

nahmen:

Dodendorfer Str. 22

Leipziger Str. 22, 23 und 48
Porse Privatweg 5

Porsestr. 1 bund c, 13, 15, 16
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Raiffeisenstr. 7, 8, 9, 10, 11 und 12

Schonebecker Str. 2, 3,3 a, 7, 8, 9, 119, 120, 121, 122, 122 a und c, 128
Wiener Str. 2, 3,5, 9, 11, 13, 15 und 17

Warschauer Str. 1, 3, 5, 7, 9, 11, 13, 15, 17, 19, 20, 21, 25.

Hinsichtlich der konkret betroffenen Gebaudefassaden wird auf die Zusammenstel-
lung der empfohlenen LarmschutzmafRnahmen in der schalltechnischen Untersu-

chung vom 29. Mai 2015 (Planunterlage 17, Ordner 3, S. 22 — 26) verwiesen.

Der Anspruch ist hiermit nur dem Grunde nach festgestellt.

Fur die Eigentiimer der genannten Immissionsorte besteht gegen die Vorhabentrage-
rin ein Anspruch auf Erstattung der notwendigen Aufwendungen. Hierzu gehoren

auch die notwendigen Luftungseinrichtungen.

Zur beschleunigten Umsetzung der MaRnahme und damit zur Sicherstellung des not-
wendigen Schallschutzes sind Anspriiche innerhalb von funf Jahren nach Inbetrieb-

nahme des Vorhabens gegentiber der Vorhabentragerin geltend zu machen.

7. Gesundheits- bzw. Infektionsschutz

Sofern im Rahmen der Inanspruchnahme der Friedhofsflache - entgegen dem Ergeb-
nis der im Rahmen der Vorplanung durchgefiihrten Untersuchungen - Umbettungen
erforderlich werden sollten, sind die Vorschriften des BestattG LSA, insbesondere
des 8§ 24 (Ausgrabungen und Umbettungen) sowie die Vorgaben der Friedhofssat-
zung der Landeshauptstadt Magdeburg zu beachten. Das Gesundheits- und Veteri-

naramt (Bereich Infektionsschutz) der Landeshauptstadt Magdeburg ist zu beteiligen.

8. Bodenschutz

a) Der schadlose Umgang mit den umzulagernden Bodenmassen wahrend der Bau-
arbeiten zur Straenbahntrasse und deren ordnungsgemafe Verwendung sowohl
innerhalb des Baubereichs als auch auf externen Standorten sind der Unteren Bo-
denschutzbehérde durch Vorlage einer entsprechenden Unterlage unverziglich
und unaufgefordert nachzuweisen. Dabei sind die Standorte des Bodenauftrags
und der Umfang des jeweils aufgebrachten Bodens zu benennen.

Die MalRnahmen zur Verhinderung einer Verdichtung des Untergrundes im Bereich

des Sudfriedhofs und des Strubeparks sind zu dokumentieren und die Unterlagen
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ebenfalls der Unteren Bodenschutzbehdrde vorzulegen. Der Beginn der Bauarbei-

ten ist mit dem beigefligten Formblatt anzuzeigen.

b) Der Bodenaushub im Baugebiet ist auf ein Mindestmalf3 zu beschranken. Fir platz-

intensive Baunebenflachen (Lagerplatze etc.) sind mdglichst versiegelte Areale im

Umfeld der BaumalRnahmen zu nutzen.

Der Bodenaushub, welcher bei den Erdarbeiten zur Herstellung der Stral3en-
bahntrasse und der im Zusammenhang mit den Bauarbeiten fir die befestigten
Freiflachen (Geh-, Radwege, Haltestellen, etc.) im Bereich des Sudfriedhofs und
des Strubeparks anfallt, ist nach Ober- und Unterboden getrennt zu lagern.

Dabei sind gemafd DIN 19731 der Auflockerungsfaktor sowie die maximalen La-
gerhdhen (2 m bei humosem Bodenmaterial, 4 m fir Unterbodenmieten) zu be-
riicksichtigen. Die Bodenmieten dirfen nicht durch Kipper, Bagger oder andere
Fahrzeuge uberfahren werden. Bei der Verflillung ist der Mutterboden - soweit wie
mdglich - fir den oberflaichennahen Einbau bei der Neupflanzung von Baumen,
Anlegen von Gringleisen und Grunstreifen/Griingestaltung in ehemals versiegel-
ten Bereichen zu verwenden.

Mutterboden, welcher im Baubereich nicht wieder verwendet werden kann, ist ei-
ner geeigneten Verwertung, moglichst zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bo-

denschicht, zuzufiihren.

d) Zur Vermeidung schadlicher Bodenschadverdichtung im Bereich des Sudfriedhofs

und des Strubeparks sind geeignete Baugeréte (z. B. Raupen- statt Reifenfahr-
zeuge) zu wahlen, welche die Bodenpressung soweit begrenzen, dass auch nach
Abschluss der Baumaf3nahme noch ein funktionstiichtiges Bodengeflige vorliegt
bzw. dieses mit einfachen Mitteln durch Wiederauflockerung wieder hergestellt
wird. Sofern sich Verdichtungen des Bodens nicht vermeiden lassen, ist ggf. der
Untergrund durch geeignete Geréate (z. B. Grubber) wieder aufzulockern.

Zudem sind die Befahrung des Grundstiicks auf die BaustralRe und der Umfang
der Baunebenflachen auf das Noétigste zu beschranken, damit ein Teil der Flachen
geschont wird. Bei der Befahrung ist der Feuchtegrad des Bodens zu bertcksichti-

gen. Die MaRnahmen sind entsprechend umzusetzen.

e) Die zu entsiegelnden Flachen sind in einem Lageplan auszuweisen und deren je-

weiliger Umfang sowie die Machtigkeit des vorgesehenen Bodenauftrags fir eine
Begriinung (Rasengleis, Landschaftsrasen u. a.) auszuweisen.

Bei der Aufbringung des Materials ist der spatere Setzungsvorgang zu berticksich-
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tigen. Die Regelungen des 8§ 12 BBodSchV sind zu beachten. In Abhangigkeit von
der Folgenutzung ist die durchwurzelbare Bodenschicht in der nachfolgend ange-
gebenen Regelméachtigkeit herzustellen. Es ist zu berlcksichtigen, dass eine

Durchwurzelung bis zur Endtiefe, also der Maximalmé&chtigkeit, erfolgt:

Folgenutzung Vegetationsart Regelmachtigkeit (in cm)
Landschaftsbau Rasen 20 bis 50
Landschaftsbau Stauden und Geholze 40 bis 100

Dabei sind fir die bisher in der Bilanz noch nicht ausgeglichenen 470 m2 Neuver-

siegelung zu entsiegelnde und begriinende Flachen als Ausgleich zu benennen.

f) Sollten zusatzlich zu den vorhandenen Aufflllungen bei Bodenuntersuchungen,

9.

chemischen Analysen Hinweise auf schadliche Bodenveranderungen oder Altlas-
ten (Auftreten von Fremdstoffen, Auffalligkeiten durch Farbe und/oder Geruch)
festgestellt werden, ist die Untere Bodenschutzbehérde der Landeshauptstadt
Magdeburg entsprechend den Mitwirkungspflichten nach 8§ 3 BodSchAG LSA vor
Beginn weiterer Mal3nahmen unverzuglich und unaufgefordert zu informieren (Tel.:
540-2737).

Treten diese Hinweise wahrend der vorgesehenen Erdarbeiten auf, sind die Arbei-
ten in dem betroffenen Bereich sofort einzustellen und die Untere Bodenschutzbe-
horde der Landeshauptstadt Magdeburg zu informieren.

Abfallwirtschaft

a) Der Bauherr ist als Besitzer der bei dem Vorhaben anfallenden Abfalle verpflichtet,

diese entsprechend den abfallrechtlichen Regelungen ordnungsgemaf und schad-
los zu verwerten bzw. zu beseitigen. Dabei hat die Verwertung der Abfélle immer
Vorrang vor deren Beseitigung.

Alle anfallenden Abfélle sind gemalf3 der Verordnung Uber das Européaische Abfall-
verzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung AVV) zu deklarieren, zu sortieren und
entsprechend den abfallrechtlichen Regelungen in dafir zugelassenen Anlagen zu

verwerten bzw. zu beseitigen.

b) Beim Wiedereinbau von angefallenem Bodenaushub bzw. beim Einbau von

Fremdmaterial (Boden bzw. Recyclingmaterial) sind die Anforderungen der LAGA

TR 201) einzuhalten.
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¢) Im Zuge der weiteren Planungen ist ein Abfall-Entsorgungskonzept (Darstellung
aller beim Vorhaben anfallenden Abfalle und deren vorgesehene Verwertung bzw.
Entsorgung, einschlieBlich Dokumentation) zu erstellen und mit der Ausfihrungs-

planung vorzulegen.

10. Kampfmittelbeseitigung

Bei den durchzufiihrenden Tiefbauarbeiten und sonstigen erdeingreifenden Maf3nah-
men muss mit dem Auffinden von Bombenblindg&ngern gerechnet werden. Eine fach-
liche Baubegleitung des Vorhabens durch die Polizeidirektion Sachsen-Anhalt ist da-

her erforderlich.

Die Flache ist vor dem Beginn der Bauarbeiten auf das Vorhandensein von Bomben-
blindgangern zu tberprifen. Daher ist mindestens 6 Wochen vor Beginn der Bauar-
beiten die Polizeidirektion Sachsen-Anhalt Nord, Gefahrenabwehrbehdérde, unter An-
gabe der Flurstiicke, Vorlage der aktuellen und vollstdndigen Grundbuchausziige und

eines Lage- und Vermessungsplanes zu informieren.

Sofern im Rahmen der Bauarbeiten Kampfmittel entdeckt werden, sind die Arbeiten
im unmittelbaren Gefahrenbereich einzustellen, die betreffenden Fundstellen zu si-
chern und die Gefahrenabwehrbehdérde zur Verhiitung von Schaden durch Kampfmit-

tel unverziglich zu informieren.

11. Brand- und Katastrophenschutz

Die Errichtung von Hydranten hat nur im nicht ruhenden Verkehr zu erfolgen. Es ist
darauf zu achten, dass die vorhandenen Hydranten auch wahrend der Bauphase zu

jeder Zeit erreichbar sind.

Wahrend der Bauphase ist eine standige Zufahrt fir Fahrzeuge der Feuerwehr und
des Rettungsdienstes zu beriicksichtigen, um bei Einsatzen im Anliegerbereich der

Baustelle wirksam werden zu kénnen.

Der Baubeginn ist der Feuerwehr rechtzeitig mitzuteilen.

Im Bereich von Wohnbebauungen dirfen durch evtl. vorhandene Oberleitungen oder
deren Abspannungen keine Einschrankungen der Sicherstellung von Rettungswegen

erfolgen.
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Notwendige Einschrankungen in der StraBen- und Verkehrsfiihrung sowie offentlicher
Zufahrten zu baulich genutzten Anlagen fir Fahrzeuge und des Rettungsdienstes sind
rechtzeitig vor Baubeginn mit den zustandigen Stellen fir den Brandschutz und dem

Trager des Rettungsdienstes der Landeshauptstadt Magdeburg abzustimmen.

12. Denkmalschutz

a) Archéaologische Begleitung

Eingriffe in den Boden im Kreuzungsbereich Warschauer StrafRe / Schdnebecker

Strale miussen bodendenkmalpflegerisch begleitet werden.

Fur den archaologisches Eingriff ist eine Dokumentation der Funde und Befunde er-
forderlich. Dazu ist baubegleitend der Einsatz eines mobilen Archaologieteams fiir
drei Tage vorgesehen. Zur Sicherstellung des Einsatzes des mobilen Archaolo-
gieteams ist durch die Vorhabentragerin spatestens drei Monate vor Baubeginn ein
Vertrag mit dem Landesamt fiir Denkmalpflege und Archéologie abzuschlieBen und
eine Kopie des Vertrages der Unteren Denkmalschutzbehérde der Landeshauptstadt
Magdeburg zur Baufreigabe vorzulegen. Die Kosten der archéologischen Dokumen-

tation sind vom Veranlasser zu tragen.

b) Denkmalgerechte Anpassungen Sudfriedhof

Die neue Einfriedung zwischen der Raiffeisenstraf3e und dem Sudfriedhof ist durch
eine mindestens 2 m hohe Mauer vorzunehmen. Die denkmalgerechte Gestaltung
dieser Mauer hat den barrierefreien Friedhofsnebeneingang und den Ausgang (Dreh-
kreuz) zur Raiffeisenstra3e zu berilicksichtigen. Die denkmalgerechte Gestaltung ist

einvernehmlich mit der Unteren Denkmalschutzbehdrde abzustimmen.

Die Anpassung des Wegenetzes an die historische Wegefihrung auf dem Sud-
friedhof ist durch die Vorhabentragerin nach vorheriger Abstimmung mit der Unteren
Denkmalschutzbehérde zu veranlassen.

13. Infrastruktur und Versorgungsleitungen Dritter

Im Planbereich befinden sich Versorgungs- und Telekommunikationsleitungen nach-
folgender Versorgungstrager:
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Telekom Deutschland GmbH

Stadtische Werke Magdeburg GmbH & Co. KG / Abwassergesellschaft Mag-
deburg GmbH

Kommunale Informationsdienste Magdeburg GmbH

DB Netz AG

DB Energie GmbH

Die Bestandsunterlagen der vorgenannten Leitungstrager sind - soweit nicht bereits

vorliegend - abzufordern und bei der weiteren Planung zu beachten.

Die Vorhabentragerin hat sich rechtzeitig vor Baubeginn mit den jeweils betroffenen
Leitungstragern in Verbindung zu setzen und die Ausfuhrungsplanung sowie den
Bauablauf mit den Leitungstragern im Einzelnen abzustimmen. Fir die vorhandenen
Leitungen sind entsprechende Schutzmaflinahmen zu treffen. Die vorgeschriebenen

Sicherheitsbestimmungen sind zu beachten.

Bei der Bauausflhrung ist darauf zu achten, dass die Versorgungsleitungen bzw.
Telekommunikationsanlagen geschutzt und gesichert werden. Vorhandene Versor-
gungsleitungen bzw. Telekommunikationsanlagen dirfen nicht Gberbaut und vorhan-

dene Uberdeckungen nicht verringert werden.

Sollten im Zusammenhang mit der Baumafinahme Versorgungsleitungen bzw. Tele-
kommunikationsanlagen so umverlegt werden, dass sich die neuen Leitungen auf pri-
vaten, also nicht 6ffentlichen Flachen befinden werden, sind die Rechte der Leitungs-
trager an den privaten Grundstiicken durch Eintragung einer beschrénkten personli-
chen Dienstbarkeit in die jeweiligen Grundbiicher auf Dauer und unwiderruflich zu si-

chern. Die Grundstiicksnutzung ist vertraglich zu regein.

Baumbepflanzungen sollen grundsatzlich nicht im Schutzstreifen der umzuverlegen-
den bzw. in Betrieb bleibenden Trinkwasser-, Abwasser- und Gasleitungen erfolgen.
In unvermeidbaren Einzelfallen ist in Abstimmung mit der Stadtischen Werke Magde-
burg GmbH & Co. KG / der Abwassergesellschaft Magdeburg mbH der Standort zu

konkretisieren und es sind entsprechende SchutzmafRnahmen vorzusehen.

Baumbepflanzungen oberhalb von Drainageleitungen sollten nicht oder nur mit Siche-

rungsmalinahmen erfolgen.
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Maststandorte der StralBenbahnanlagen dirfen nicht Uber Versorgungsleitungen an-

geordnet werden.

Mit allen betroffenen Leitungstrdgern sind im Rahmen der Ausfiihrungsplanung De-

tailabstimmungen zu fuhren.

V. Entscheidungen uber Stellungnahmen, Einwendungen und Hin-

weise

1. Stellungnahmen und Einwendungen

Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die Forderungen
und Bedenken, die Behdrden, Versorgungsunternehmen, Verbdnde und sonstige
Stellen geduRert haben, werden aus den in Teil C, Kapitel X dieses Beschlusses dar-
gelegten Griinden zurtickgewiesen, soweit ihnen nicht durch Plandnderungen oder

Vorkehrungen in diesem Beschluss Rechnung getragen wurde.

2. Hinweise

a) Allgemeine Hinweise

Im Verfahren wurden von verschiedenen Beteiligten Hinweise zur Realisierung des
Neubauvorhabens gegeben. Die Hinweise wurden bei der Planfeststellung beachtet,
soweit sie nicht aus den in Teil C, Kapitel X dieses Planfeststellungsbeschlusses dar-

gelegten Griinden zurtickgewiesen wurden.

b) Naturschutz und Landschaftspflege

Die vorgelegte Planung schlief3t nicht aus, dass eine Schadigung von Arten und na-
turlichen Lebensrdumen im Sinne des Umweltschadensgesetzes auftreten kann, die
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des gins-
tigen Erhaltungszustandes dieser Lebensraume oder Arten hat. Deshalb wird auf
§ 19 BNatSchG sowie auf das Umweltschadensgesetz und eine entsprechende er-
géanzende sorgfaltige Prifung verwiesen.

Seite 33 von 161



c) Bodenschutz

aa) Der vorgesehene Grunderwerb vom Grundstiick des derzeitigen Messma-
Gelandes betrifft den Bereich eines ehemaligen Lager- und Pfértnergebaudes.
Hier ist bisher keine altlastenrelevante Nutzung bekannt. Im Zusammenhang mit
dem Abbruch und der Neuanlage von Aul3enanlagen gab es auf3er der Auffil-
lung, welche auch aus den vorliegenden Baugrunduntersuchungen zum Vorha-

ben bekannt ist, keine Meldung von Auffélligkeiten im Untergrund.

bb) Der Bereich Warschauer Stral3e — Schénebecker Stral3e befindet sich innerhalb
einer weitraumigen Grundwasserbelastung mit leichtfliichtigen halogenierten
Kohlenwasserstoffen u. a.. Sofern bei den Erdarbeiten eine Grundwasserhal-
tung erforderlich wird (z. B. im Bereich des Briickenbauwerks), ist das Grund-

wasser im Vorfeld auf die grundwasserrelevanten Schadstoffe zu untersuchen.

d) Geologie

Die Ergebnisse der Baugrunduntersuchungen sind dem Landesamt fur Geologie und

Bergwesen zur Verfigung zu stellen.

e) Vermessung und Geoinformation

Unvermeidbare Veranderungen oder Zerstérungen von Festpunkten durch konkrete

MalRnahmen sind dem Landesamt fir Vermessung und Geoinformation rechtzeitig

per e- Mail (Nachweis.ffp@Ivermgeo.sachsen-anhalt.de) zu melden.

f) Raumordnung / Landesentwicklung
Es wird darauf hingewiesen, dass der Trager raumbedeutsamer Planungen dem

Raumordnungskataster Unterlagen zur Fortschreibung des Katasters zur Verfiigungs-
tellt.
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VI.  Vorbehalt weiterer Anordnungen

Treten nicht vorhersehbare nachteilige Auswirkungen des Vorhabens auf das Wohl
der Allgemeinheit oder auf das Recht eines anderen auf, so bleiben weitere Anord-
nungen, die die nachteiligen Auswirkungen verhiten oder ausgleichen, vorbehalten.
Sind solche MalRnahmen, mit denen die nachteiligen Auswirkungen auf das Recht
eines anderen verhiitet oder ausgeglichen werden kdnnen, wirtschaftlich nicht ge-
rechtfertigt oder mit dem Vorhaben nicht vereinbar, so hat der Betroffene Anspruch

auf eine angemessene Entschadigung in Geld.

VIl. Kostenentscheidung

Der Planfeststellungsbeschluss ist kostenpflichtig.

Die hierfir entstehenden Kosten hat die Vorhabentragerin zu tragen. Uber die Hohe

ergeht ein gesonderter Kostenfestsetzungsbescheid.

B Sachverhalt

l. Beschreibung des Vorhabens

1. Derzeitiger Zustand

Der Stralenzug Raiffeisenstralle — Warschauer Straflle verbindet als Hauptnetz-
straBe in dstlicher Verlangerung der Wiener StralRe die Leipziger StralBe mit der
Schonebecker StralRe. Der StralRenzug ist bisher nur durch Busverkehr der Buslinien

52 (Kastanienstral3e — Porsestraf3e) und 54 (Porsestral3e — Bordepark) erschlossen.

In der Wiener Stral3e wird gegenwartig eine neue Strallenbahntrasse als Bauab-
schnitt 2 der 2. Nord-Sid-Verbindung der Stral3enbahn zwischen der Halberstadter
Stral3e und der Leipziger StralRe errichtet. Diese Straldenbahntrasse soll als Bauab-
schnitt 7 Uber die Raiffeisenstralle und die Warschauer Stral3e bis zur Schonebecker

Stral3e verlangert werden.

Der StraBenzug Raiffeisenstrafle — Warschauer StraRe hat eine Fahrbahnbreite von

ca. 12 m, die fast durchgéangig beidseitig beparkt wird. Radverkehrsanlagen sind nur
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in Teilabschnitten vorhanden und entsprechen hinsichtlich der Breite, der Verkehrs-

sicherheit und des baulichen Zustandes nicht den technischen Anforderungen.

Der Busverkehr der Linien 52 und 54 halt nicht barrierefrei am Fahrbahnrand.

Uber die Warschauer StralRe werden am Bahnhof Magdeburg — Buckau die Gleisan-

lagen der Deutschen Bahn mit einem Brickenbauwerk tberfuhrt.

Die Eisenbahnuberfihrung, die aus mehreren dreifeldigen Briickensegmenten be-
steht, ist hinsichtlich der Breite und der lichten Durchfahrtshohe ein besonderer
Zwangspunkt fir den Neubau der Gleistrasse des Bauabschnittes 7. Seitens der
Deutschen Bahn AG wird langfristig von einer Erneuerung der Eisenbahniberfiihrung
ausgegangen. Die einzelnen Briickensegmente weisen aufgrund ihres Alters Scha-

den auf.

In der Leipziger Strafl’e und in der Schénebecker Stral3e sind StralBenbahngleistras-
sen in StraRenmitte vorhanden, an die der Bauabschnitt 7 anbinden soll. In der Scho-
nebecker StralRe wird der Gleisbereich der Straenbahn vom Kfz-Verkehr mit befah-
ren. Gesonderte Radverkehrsanlagen fehlen.

In der Leipziger Stral3e wurde stadtauswarts ab Raiffeisenstralle die Gleistrasse mit
einem besonderen Bahnkdrper und mit barrierefreien Haltestellen einschlie3lich der
notwendigen Umgestaltung des Stralenraums im Rahmen des Bauabschnitt 2a der
2. Nord-Siud-Verbindung der StraRenbahn ausgebaut.

Stadteinwarts wird ab Raiffeisenstraf3e der Gleisbereich der StralRenbahn vom Kfz-

Verkehr mit befahren. Besondere Radverkehrsanlagen fehlen hier ebenfalls.

Folgende Knotenpunkte sind im Ausbaubereich des Bauabschnitt 7 mit LSA ausge-
rastet:

- Knotenpunkt Leipziger Stral3e / Raiffeisenstralle / Wiener Stral3e

- Knotenpunkt Raiffeisenstralle / Dodendorfer Stral3e

- Knotenpunkt Raiffeisenstralle / Warschauer Stral3e

- Knotenpunkt Schonebecker Stral3e / Zufahrt ALDI-Markt.

Das Untersuchungsgebiet ist in der RaiffeisenstralRe gepragt durch die mehrgeschos-
sige Wohnbebauung mit teilweiser gewerblicher Nutzung im Erdgeschoss an der
Nordseite der Raiffeisenstrae und dem Sudfriedhof zwischen der Leipziger Stral3e

und der Forsterstral3e an der Stidseite.
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Zwischen der Dodendorfer StralRe und der Porsestraf3e bestimmt gewerbliche Nut-
zung die Nordseite der Warschauer Strale mit dem alten Empfangsgebéude des

Bahnhof Buckau und an der Sudseite der Strubepark und gewerbliche Nutzungen.

Im Abschnitt Porsestral3e bis Schénebecker Stralie ist die Sudseite der Warschauer
Strale mit mehrgeschossiger Wohnbebauung fast durchgangig bebaut. An der Nord-

seite liegt das Gelande des Puppentheaters.

Gemischte Baustrukturen sind in der Schonebecker Straf3e mit mehrgeschossiger
Wohnbebauung zum Teil leerstehend bzw. in der Sanierung an der Elbseite zwischen
der Bleckenburgerstraf3e und der Warschauer Strafl3e und an der Stadtseite zwischen

Porsestral3e und Am Mihlberg vorhanden.

Die Ubrigen Abschnitte der Schonebecker Strale sind durch gewerbliche Nutzung

und Freianlagen gepragt.

Stadtbildpragend fur die StraRenraume der RaiffeisenstraRe und Warschauer Stral3e
sind die beidseitigen Baumreihen.

In der Raiffeisenstrae und Warschauer Stral3e besteht weitgehend ein hoher Park-
druck fir den ruhenden Verkehr vor allem durch die Wohnnutzung.

2. Beschreibung der Malinahme

Der vom Bundesministerium fir Verkehr und digitale Infrastruktur und vom Land
Sachsen-Anhalt bestétigte Rahmenvertrag zum Ausbau der 2. Nord-Sud-Verbindung
der Stralenbahn in Magdeburg beinhaltet als 7. Bauabschnitt den Stral3enbahn-
streckenneubau in der Raiffeisenstralle und Warschauer Stral3e einschlie3lich die
Gleis-verbindung zur Leipziger und Wiener Straf3e im Westen und zur Schénebecker

StraRe im Osten.

Mit dem Streckenneubau wird die Netzverbindung zwischen der Leipziger Stral3e und
der Schonebecker StralRe hergestellt. Die Haltestellen Raiffeisenstrafe Richtung Su-
denburg, Dodendorfer Stral3e, S-Bahnhof Buckau / Puppentheater und die neuen

Haltestellen Benediktiner- und BudenbergstraRe erschlieRen grél3ere Wohngebiete
und wichtige Einrichtungen und Arbeitsstatten, wie das Puppentheater, das Gesell-

schaftshaus, der nérdliche Teil des ehemaligen SKET-Areals mit der Firma Regiocom
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u.a. direkt durch die Stralenbahn. Die neue StraRenbahntrasse ist am Bahnhof Mag-

deburg- Buckau mit der Regional- und S-Bahn verknupft.

Die Gleistrasse ist zweigleisig geplant und wird soweit moglich mit einem besonderen

Bahnkorper ausgebaut.

Mit dem BA 7 sind folgende barrierefreie Haltestellen geplant:
- Raiffeisenstral3e (in Richtung Sudenburg)

- Dodendorfer Stral3e (fir beide Fahrtrichtungen)

- S-Bahnhof Buckau / Puppentheater (fir beide Richtungen)

- Benediktinerstral3e (fir beide Richtungen)

- BudenbergstralRe (fur beide Richtungen).

Der Gleisneubau in der Raiffeisen- und Warschauer Strale beinhaltet den Neubau
von ca. 1 km Doppelgleis, soweit méglich als besonderer Bahnkérper mit einer Breite

von 6,75 m.

Der Gleismittenabstand von 3,10 m ermdglicht perspektivisch den Einsatz von Stra-
Renbahnen mit einer Wagenkastenbreite von 2,65 m gegenuber der bisherigen Wa-
genkastenbreite von 2,30 m.

Unter der Bahnuberfihrung am Buckauer Bahnhof ist aufgrund der geringen Bru-
ckenbreite innerhalb des besonderen Bahnkorpers eine Gleisverschlingung notwen-
dig. In diesem Streckenabschnitt ist jeweils nur Einrichtungsverkehr fur die Straf3en-
bahn mit besonderer Stral3enbahnsicherungstechnik méglich.

In der Schénebecker Straf3e und in Teilabschnitten der Warschauer Stralle muss
aufgrund des beengten StralRenraumes der Gleisbereich der StraRenbahn auch vom

Kfz-Verkehr mit befahren werden.

Die Einbindung der neuen Gleistrasse der Warschauer Straf3e in die Schénebecker
Stralle mit dem Ausbau von barrierefreien Verknipfungshaltestellen erfordert auf-
grund der vorhandenen gekrimmten Gleislage den grundhaften Ausbau von ca.

470 m Doppelgleis in der Schénebecker Stral3e auf3erhalb des Gleisdreieckes.

Die Verkehrsfunktion der Raiffeisenstrale, Warschauer- und Schénebecker Strale
als Hauptverkehrsstra3e mit ortlicher Bedeutung verdndern sich mit dem Gleisneu-

bau nicht.

Seite 38 von 161



3. Erlauterung der geplanten MaRnahme

a) Querschnittsgestaltung

Gemall Rahmenantrag zur 2. Nord-Sud-Verbindung der StralBenbahn werden die
Gleisbereiche in den Bauabschnitten der 2. Nord-Sid-Verbindung - soweit vom Stra-

Benraum maoglich - als besonderer Bahnkdrper gestaltet.

Im Bauabschnitt 7 kommen die drei vorgesehenen Oberbauformen zum Tragen:

- besonderer Bahnkdrper mit offenem Oberbau (Querschwellengleis als Rasen oder
Schottergleis, teilweise abgedeckt)

- besonderer Bahnkdrper (Untergussgleis auf Betontragplatte mit Oberbeton und
Gussasphalt)

- straRenblindiger Bahnkdrper (Untergussgleis auf Betontragplatte mit Oberbeton
und Gussasphalt) als Bestandteil des besonderen Bahnkorpers bei querenden
Stral3en.

Der besondere Bahnkorper wird Uber die gesamte Strecke in Mittellage gefihrt. Dies
ist begriindet in

- der Fihrung der Gleise in der Wiener Stral3e

- der Verlangerung der Strecke in der Raiffeisenstral3e (nur in Mittellage realisierbar)

- den zu erwartenden Schall- und Schwingungsemissionen.

Der besondere Bahnkérper wird mit einem 8 cm hohen Rundbord von dem Kfz-Fahr-
streifen abgetrennt und aus gestalterischen und larmmindernden Grinden als Grin-
gleis angelegt. Damit wird die Befahrung des Gleisbereiches vom MIV verhindert. Im
Havariefall ist durch den Rundbord und durch die Befestigung des Gleisrandberei-
ches oder des gesamten Gleisbereiches eine teilweise Mithutzung des Gleisberei-

ches mdglich.

Der Gleisbereich von 6,75 m Breite mit einem Gleismittenabstand von mindestens
3,10 m ermdglicht in der Perspektive den Einsatz von breiteren StralRenbahnwagen-

k&sten mit 2,65 m Breite.
Im Bereich der Eisenbahniberfiihrung Gber die Warschauer Straf3e wird aufgrund des

verfigbaren Briickenquerschnitts der besondere Bahnkérper als sogenannte ,Gleis-

verschlingung“ mit einer Breite von 3,85 m gestaltet.
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Der Gleisbereich wird im Bereich der Gleisverschlingung gegentber dem Kfz-
Fahrstreifen anstelle des 8 cm hohen Rundbords durch einen 15 cm hohen Hochbord

abgegrenzt.

Im Streckenabschnitt der Warschauer Stral3e zwischen den Haltestellen S-Bahnhof
Magdeburg-Buckau / Puppentheater / Bahnhof Buckau und dem Knotenpunkt War-
schauer Stral3e / Schonebecker StrafRe ist aus Grunden des verfligbaren Straf3en-
raumes und der Gewahrleistung der Nutzungsanspriuche aller Verkehrsteil-nehmer
nur fir die Gleislage in Richtung Schonebecker Stral3e ein besonderer Bahnkorper
mdglich. In Gegenrichtung muss das Gleis auch vom Kfz-Verkehr mit genutzt werden.
Der Vorrang der StralBenbahn wird Uber die LSA-Regelung Warschauer Strale /

Schonebecker Stral3e gesichert.

In der Schonebecker StralRe erfordern der beengte StralRenraum und die Nutzungs-
anspriuche des FulRganger-, Rad- und Kfz-Verkehrs die Mitbenutzung des Gleisberei-
ches durch den Kfz-Verkehr. Die LSA im Ausbauabschnitt Schénebecker Stral3e /
Benediktiner Strafde und Schénebecker Strale / Budenbergstralle sichern den Vor-

rang der Strallenbahn gegeniiber dem Kfz-Verkehr.

b) Zwangspunkte

Als besondere Zwangspunkte wurden bei der Planung beachtet

- die vorhandenen und geplanten Gleisanschliisse in der Leipziger Stral3e, Wiener
StrafRe und Schonebecker StralRe

- der vorhandene Fahrbahnbord an der Nordseite der Raiffeisenstralie

- die vorhandenen Baumreihen an der Nordseite der Raiffeisenstral3e und beid-
seitig der Warschauer Stral3e

- die vorhandenen Profilbreiten und —héhen unter der DB-Uberfiihrung tber die
Warschauer Stral3e

- der vorhandene Stral3enraum in der Schonebecker Stral3e sowie

- der gemauerte Mischwasserkanal (gemauertes Eiprofil 1.330/2.000) in der

Raiffeisenstraf3e einschl. der Einstiegsschachte.

c) Trassierung

Die Festlegung der Linienfihrung erfolgte unter Beachtung der Trassierungsricht-

linien der BOStrab und folgender Randbedingungen:
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- Entwurfsgeschwindigkeiten
- Raiffeisenstrafle 50 km/h
- Warschauer Stral3e 30 km/h
- Schonebecker Strafl3e 50 km/h

- der oben aufgefuhrten Zwangspunkte unter Berticksichtigung der zu realisierenden
Streckenabschnitte

- Die Gleisbégen und Gleisverschwenkungen der freien Strecke sind mit Ubergangs-
bbdgen als Klothoiden geplant.

- Die kleinsten Gleisbdgen, die linienmalig befahren werden, sind 30 m. Im Gleis-
viereck Leipziger StralRe / Raiffeisenstrafie sind aus Platzgriinden Abzweige, die
nicht linienmafig befahren werden, mit R= 20 m vorgesehen.

- Die Linienfiihrung der Gleistrassen und der begleitenden Fahrstreifen folgt lage- und
héhenmafiig den vorhandenen StralRenraumen.

- Nur im Knotenpunkt und Haltestellenbereich S-Bahnhof Buckau / Puppentheater
wird der vorhandene Buckel hdhenmaRig etwas abgeflacht mit einem Kuppenaus-
rundungshalbmesser von 1.500 m. Die maximalen Langsneigungen betragen an

den Unterfihrungsrampen unter den DB-Briicken 3 %.

Die Einordnung der neuen StraRenbahninfrastruktur in den vorhandenen Straf3en-
raum erfordert Anpassungen bei der Fiihrung von Wegeverbindungen in Knotenpunk-
ten, an Querungsstellen und Zufahrten. Dabei wird jedoch das Ziel verfolgt, vorhan-
dene Wegebeziehungen - soweit mdglich - aufrecht zu erhalten. Einschnitte liegen
insbesondere in der Ausfihrung der Gleistrasse als separater Bahnkorper und in
Verkehrssicherheitsaspekten begriindet.

Folgende grundsatzlichen Anderungen von Wegebeziehungen sind fir den Pla-

nungsabschnitt charakteristisch:

Abschnitt Raiffeisenstralde:

1. Der separate Gleiskorper der Raiffeisenstral3e wird Uberwiegend als Rasengleis in
Mittellage ausgebildet. Damit ist die freizligige Querung der Raiffeisenstral3e ein-
geschrankt. Querungsmoglichkeiten bestehen an den signaltechnisch gesicherten
FuRRganger- und Radfurten innerhalb der geplanten Lichtsignalanlagen
- am Knotenpunkt Leipziger Strafl3e / Wiener Stral3e / Raiffeisenstralie
- an der Ful3gangerquerung Sudfriedhof
- an der Ausfahrt/Einmindung Rudolf-Wolf-Stral3e.

- am Knotenpunkt Raiffeisenstral3e / Dodendorfer Stral3e.
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2. Einmindung/Zufahrt Wilhelm-Niemann-Stral3e:

Reduzierung der Fahrbeziehungen auf rechts rein/rechts raus
3. Einmindung/Zufahrt Forsterstralle:
Einrichtung einer Einbahnstrale mit von der Raiffeisenstrale weg fihrendem

Fahrtrichtungssinn, Reduzierung der Fahrbeziehungen auf rechts rein

Abschnitt Warschauer Straf3e:

In der Warschauer Stral3e ist in den Abschnitten mit separatem Gleiskorper eine feste
Gleiseindeckung vorgesehen. Ausgenommen davon ist der Bereich der Gleisver-
schlingung, in dem keine Gleiseindeckung erfolgt. Querungsmaglichkeiten fir Ful3-
génger und Radfahrer bestehen:

- am Knotenpunkt Raiffeisenstralle / Dodendorfer StralRe

- unsignalisiert mit Querungshilfe westlich der Zufahrt zum Bahnhof Buckau

- unsignalisiert mit Querungshilfe dstlich der Porsestraf3e (Nord)

- am Knotenpunkt Schdnebecker Stral3e / Warschauer Stral3e.

Abschnitt Schonebecker Stralie:

In der Schénebecker Stral’e verbleibt die neue Gleistrasse entsprechend der Be-

standssituation stralRenbiindig.

1. Am Knotenpunkt Schonebecker StralRe / Warschauer Straf3e wird mit dem Umbau
der Lichtsignalanlage eine Ful3géanger- und Fahrradfurt Gber die Schénebecker
Stral3e erhalten bleiben.

2. Am Knotenpunkt Schonebecker Stral3e / Benediktiner Straf3e wird im Zuge des
Neubaus der Lichtsignalanlage je eine signaltechnisch gesicherte Querung der
Schonebecker Stralle, der Benediktiner StraRe und der Porsestrafde realisiert.

3. Am Knotenpunkt Schénebecker Stral3e / Bleckenburgstrale kdnnen mit der
Errichtung der Lichtsignalanlage in allen vier Knotenarmen signaltechnisch

gesicherte Furten neu realisiert werden.
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II.  Verfahrensverlauf

1. Antragstellung

Mit Schreiben vom 14. Oktober 2015 - eingegangen bei der Planfeststellungsbehérde
am 22. Oktober 2015 - ist durch die Vorhabentragerin der Antrag auf Durchfiihrung
des Planfeststellungsverfahrens fir das zugrundeliegende Vorhaben gestellt worden.

Die Planunterlagen enthalten zugleich Anderungen der mit Planfeststellungsbe-
schluss vom 12. Dezember 2012 planfestgestellten Unterlagen zum Vorhaben ,2.
Nord-Sud-Verbindung der StraRenbahn — Bauabschnitt 2 - Wiener Stral3e”.

2. Planauslegung / Anhérungsbeteiligte

Die Auslegung der Planunterlagen wurde nach vorheriger form- und fristgerechter
ortstblicher Bekanntmachung gemafRR § 29 Abs. la PBefG i. V. m. § 73 Abs. 5
VWVIG, § 23 der Hauptsatzung der Landeshauptstadt Magdeburg und § 1 der Be-
kanntmachungssatzung der Landeshauptstadt Magdeburg im Amtsblatt der Lan-
deshauptstadt Magdeburg Nr. 32 vom 06. November 2015 und dem Hinweis auf die-

se Bekanntmachung in der Tageszeitung ,Magdeburger Volksstimme* vorgenommen.

In der Bekanntmachung wurde diejenige Stelle bezeichnet, bei der die Planunterla-
gen eingesehen werden konnten, sowie Einwendungen schriftlich oder zur Nieder-

schrift abzugeben waren.

Die Auslegung der Planunterlagen erfolgte form- und fristgerecht vom 16. November
2015 bis zum 15. Dezember 2015 im Baudezernat der Landeshauptstadt Magdeburg,

Fachbereich Vermessungsamt und Baurecht.

Die Einwendungsfrist gemal? 8§ 1 VwVfG LSA i. V. m. § 73 Abs. 4 Satz 1 VwVfG en-
dete am 29. Dezember 2015.

Folgende Behorden, Trager offentlicher Belange, Verbande und Vereine wurden im

Rahmen des Anhorungsverfahrens beteiligt:

1. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 204, Bauwesen
2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 202, Brand- und Katas-
trophenschutz

3. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 307, Verkehrswesen
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10.
11.
12.
13.
14.
15.
16.
17.

18.
19.
20.
21.
22.
23.
24,
25.
26.
27.
28.
29.

30.

31.

32.

33.

34.

Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 401, Abfall- und Boden-
schutzbehérde

Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 402, Immissionsschutz, Gen-
technik, Umweltvertraglichkeitsprifung

Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 404, Wasserwirtschaft
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 405, Abwasser
Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 407, Naturschutz, Land-
schaftspflege

Polizeidirektion Sachsen-Anhalt Nord, Kampfmittelbeseitigungsdienst
Polizeidirektion Sachsen-Anhalt Nord, Bereich Verkehrliche Belange

Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg

Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben, Geschaftsbereich Verwaltungsaufgaben
Bund fur Umwelt und Naturschutz Landesverband Sachsen-Anhalt e. V.
Landesanglerverband Sachsen-Anhalt e. V.

Landesheimatbund Sachsen-Anhalt e. V.

Landesjagdverband Sachsen-Anhalt e. V.

Landesverband Sachsen-Anhalt der Deutschen Gebirgs- und Wandervereine

e. V.

Landesverband Sachsen-Anhalt des Bundes fir Natur und Umwelt e. V. (BNU)
Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Naturfreunde Deutschlands, Landesverband Sachsen-Anhalt e. V.
Ornithologenverband Sachsen-Anhalt e. V.

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Sachsen-Anhalt e. V.
VDSF Landesanglerverband Sachsen-Anhalt e. V.

Vogelschutzwarte Storchenhof Loburg e. V.

Landesverband fur Landschaftspflege Sachsen-Anhalt e. V.

Forderkreis fur Vogelkunde und Naturschutz am Museum Heineanum e.V.
Landesamt fir Denkmalpflege und Archaologie Sachsen-Anhalt

Landesamt fir Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt

Amt fur Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte AuRenstelle Wanz-
leben

Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundes-
wehr

Wasser- und Schifffahrtsamt Magdeburg

Landesamt fir Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt

BLSA — Bau — und Liegenschaftsmanagement Sachsen-Anhalt, Haupt-
niederlassung Sachsen-Anhalt

Landesbetrieb flir Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft
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35.

36.
37.
38.

39.
40.
41.

42.
43.
44,
45,
46.
47.

48.
49.
50.
51.
52.
53.
54.
55.
56.
57.
58.
59.
60.
61.
62.

63.
64.

Landesamt fur Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt, Dezernat 55, Gewerbeauf-
sicht

Ministerium fUr Landesentwicklung und Verkehr, Technische Aufsichtsbehdrde
Landesamt fur Umweltschutz, Fachbereich 3, Immissionsschutz, Klimaschutz
Ministerium fir Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt
Referat 44

LandesstraRenbehérde Regionalbereich Mitte

Eisenbahnbundesamt AuRRenstelle Halle

Landesbetrieb fir Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft, Flussbereich
Schonebeck

Unterhaltungsverband Elbaue

Ministerium flr Inneres und Sport des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 15
Volksbund Deutsche Kriegsgraberfiirsorge e.V. Landesverband Sachsen-Anhalt
Deutsche Telekom AG, Netzproduktion GmbH

Vodafone D2 GmbH

DB Services Immobilien Leipzig, Bereich TOB Operatives Eigentumsmanage-
ment

Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH Region 4, Sachsen-Anhalt
Trinkwasserversorgung Magdeburg GmbH

E.ON Avacon AG Transport- und Spezialnetze, Betriebsmanagement

GDMcom mbH Gesellschaft fir Dokumentation und Telekommunikation mbH
50 Hertz Transmission GmbH, Netzbetrieb

Stadtische Werke Magdeburg GmbH & Co. KG

Abwassergesellschaft Magdeburg mbH

Kommunale Informationsdienste Magdeburg GmbH

BCC Business Communication Company GmbH, IGZ-Technologiepark Ostfalen
Magdeburg City Com GmbH

ADFC Regionalverband Magdeburg, Geschéftsstelle Sachsen-Anhalt

Stréer Deutsche Stadte Medien GmbH

Industrie- und Handelskammer Magdeburg

Handwerkskammer Magdeburg

Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Naturschutzbehdrde

Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Immissionsschutzbehérde
Landehauptstadt Magdeburg, Untere Abfallbehdérde

Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Wasserbehdrde

Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Bodenschutzbehdrde

Landeshauptstadt Magdeburg, Amt fir Brand- und Katastrophenschutz

Landeshauptstadt Magdeburg, Blrgerservice und Ordnungsamt
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65. Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Landesentwicklungsbehérde
66. Landeshauptstadt Magdeburg, Untere StralRenverkehrsbehérde
67. Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Denkmalschutzbehérde

68. Behindertenbeauftragter der Landeshauptstadt Magdeburg

69. Landeshauptstadt Magdeburg als betroffene Gemeinde

3. Anderung der Planunterlagen / Vereinfachtes Anhoérungsverfahren

Auf der Grundlage einzelner Stellungnahmen von Behdrden sowie Einwendungen
von privaten Betroffenen wurden Plandnderungen zum Landschaftspflegerischen
Begleitplan, zur Ausgestaltung des Verkehrsraumes sowie zur Optimierung von larm-

und schwingungstechnischen Schutzmaf3Bhahmen abgestimmt.

Davon bleibt die Identitat des Vorhabens jedoch unberihrt. Aus den vorgenommenen
Plandnderungen ergeben sich auch keine weitergehende Betroffenheiten, so dass

eine weitere Beteiligung entbehrlich bleiben konnte.

Die Vorhabentragerin hat die Plan&nderungen vollinhaltlich im Erdrterungstermin am
25. Oktober 2016 vorgestellit.

4.  ErOrterung

Die Erdrterung erfolgte im Beratungsraum des Baudezernates, An der Steinkuhle 6 in
Magdeburg am 25. Oktober 2016.

Die ortsubliche Bekanntmachung des Erérterungstermins erfolgte form- und fristge-
recht durch Veroffentlichung im Amtsblatt fir die Landeshauptstadt Magdeburg Nr. 21
am 30. September 2016. Die Einwender wurden zudem rechtzeitig Uber die Durch-

flhrung des Erorterungstermins benachrichtigt.

5. Prufung der Umweltvertraglichkeit

Zur Feststellung der Umweltvertraglichkeitsprifungspflicht gemaR § 2 Abs. 1 UVPG
LSAi. V. m. 8 7 UVPG wurden im Rahmen einer Vorprifung die Umweltauswirkun-
gen des Vorhabens geprift. Dazu wurden die Stellungnahmen der betroffenen Fach-

amter eingeholt.

Aufgrund des Ergebnisses der Vorprifung Uber die Umweltauswirkungen des Vorha-

bens hat die Planfeststellungsbehérde die UVP-Pflicht festgestellt.
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Am 20. November 2014 fand der Scoping-Termin statt. Der Termin dient gemaR § 5
Abs. 3 UVPG der Festlegung des Untersuchungsraumes und der Untersuchungstiefe
im Rahmen der Umweltvertraglichkeitsprifung. Zu diesem Termin wurden alle Trager
umweltrechtlicher Belange sowie die anerkannten Naturschutzverbande fristgerecht
geladen. Mit der Ladung wurde zugleich Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb

von vier Wochen gegeben.

Nach den Vorgaben des im Rahmen des Scoping-Termins festgelegten Untersu-
chungsraumes wurden die Auswirkungen des Vorhabens untersucht und sodann in
einer Umweltvertraglichkeitsstudie zusammengestellt und bewertet. Die Ergebnisse

wurden in dem LBP berlicksichtigt.

Die zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen des Vorhabens nach

§ 11 UVPG und deren Bewertung nach 8§ 12 UVPG einschliel3lich der Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgitern erfolgte auf der Grundlage des § 3 Abs. 1 UVPG,
der Planunterlagen gemafll § 6 UVPG sowie der Anhoérung gemaf der 88 7 und 9
UVPG.

Das Ergebnis dieser Prufung ist in die Gesamtabwagung im Rahmen der Beschluss-

fassung eingeflossen.

C Entscheidungsgrinde

l. Verfahren

1. Zustandigkeit

Die Landeshauptstadt Magdeburg ist fur die Durchfihrung des Anhérungsverfahrens
und fur die Feststellung des Planes gemafd § 29 Abs. 1 PBefG i. V. m. 8§ 3 Abs. 1
Nr. 3 a, Abs. 2 des Artikel 3 GemFortEntwG LSA zustandig.

Nach dem Aufgabenverteilungsplan der Landeshauptstadt Magdeburg mit Stand vom
01. Mai 2010 ist der Fachbereich 62 — Vermessungsamt und Baurecht — mit der
Durchfuhrung der Planfeststellungsverfahren fir StraRenbahnmalRnahmen ein-

schlieRlich der Anhérung betraut worden.

Im Rahmen der Organisationshoheit erfolgte demgemar eine Festlegung der Identitat
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von Planfeststellungsbehdrde und Anhérungsbehdrde. Zwar geht das Gesetz durch
die begriffliche Unterscheidung in 8 73 Abs. 9 VwV{G davon aus, dass das Anho-
rungsverfahren von einer von der Planfeststellungsbehérde unabhangigen Behdrde
durchgefuhrt wird. Dies ist jedoch nicht zwingend (vgl. 8 14 Abs. 1 Bundeswasser-
stralBengesetz, BVerwGE, AZ: 4 A 15/01, NVwZ 2002, S. 1103, Ronellenfitsch,
VwVIG-Kommentar 2010, 8§ 73 Rdnr. 9). Weder das Rechtsstaatprinzip noch der
Grundsatz des Planverfahrens werden verletzt, wenn eine ldentitat zwischen Anho-
rungs- und Planfeststellungsbehdrde besteht (vgl. BVerwG, Beschluss vom 24. Au-
gust 1987, NVwZ 1987, S. 886).

2. Beurteilungsgrundlage

a) Zu beurteilende Sachverhalte

Als Grundlage dieses Planfeststellungsbeschlusses dienen auf3er den Planunterla-
gen, die Einwendungen, Hinweise und Anregungen der privaten Betroffenen, die Stel-
lungnahmen der beteiligten Behorden, der sonstigen Trager o6ffentlicher Belange und
der anerkannten Naturschutzvereine, das Ergebnis des Erorterungstermins vom

25. Oktober 2016 sowie die zusammenfassende Darstellung und abschlieRende Be-

wertung der Umweltauswirkungen.

b) Rechtliche Beurteilungsgrundlagen

Der rechtliche Beurteilungsmal3stab fir die Planfeststellungsbehtrde zu treffende
Planentscheidung ergibt sich u. a. aus:

- dem allgemeinen verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhaltnismagigkeit be-
stehend aus Erforderlichkeit, Geeignetheit und Angemessenheit

- den gesetzlichen Bestimmungen des Personenbeférderungsgesetzes

- den gesetzlichen Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt i. V. m. dem Verwaltungsverfahrensgesetz

- den gesetzlichen Bestimmungen lber die Umweltvertraglichkeitsprifung

- den gesetzlichen Bestimmungen zum Naturschutz.
Unter Beachtung der gesetzlichen Planungsgrundsatze ist im Folgenden die Erfor-

derlichkeit des konkreten Planvorhabens entsprechend dem PBefG und der sonsti-
gen Zielsetzung des OPNV objektiv dargetan (Planrechtfertigung).
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Daruber hinaus wurde sowohl bei der Planfeststellung als Entscheidungsvorgang als
auch bei der Feststellung des konkreten Planes selbst das aus dem verfassungs-
rechtlichen Grundsatz der Verhaltnismafiigkeit abgeleitete und von der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichtes (vgl. BVerwGE 48, 59; BVerwG, Urteil vom
14. Februar 1975 — AZ: IV C 21.74) ndher ausgeformte planungsrechtliche Abwa-
gungsgebot als materielle Schranke des Planungsermessens beachtet, mit dem Ziel
einer umfassenden und ausgewogenen Ldsung der durch die Planung gegebenen

Interessenkonflikte.

Ferner ist gemaf § 28 Abs. 1 PBefG i. V. m. 88 1 ff. UVPG im Rahmen dieser Abwa-

gung die Umweltvertraglichkeit des Vorhabens berlcksichtigt worden.

II.  Konzentrationswirkung

Durch die Planfeststellung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschlie3lich der not-
wendigen Folgemalinahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm be-
rihrten oOffentlichen Belange festgestellt. Neben der Planfeststellung sind geman
8§ 1 Abs. 1 VWVIG LSA i. V. m. § 75 Abs. 1 VwVfG andere behordliche Entscheidun-
gen, insbesondere Offentliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilli-
gungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht erforderlich.

Durch die Planfeststellung werden alle offentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen
dem Trager des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend ge-

regelt.

lll.  Planungsermessen

Das Vorhaben wird zugelassen, da es im Interesse des 6ffentlichen Wohls unter Be-
achtung der Rechte Dritter im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit verninf-
tigerweise geboten ist. Die verbindlich festgestellte Planung entspricht den Ergebnis-
sen der vorbereitenden Planung und ist auch im Hinblick auf die enteignungsrechtli-
che Vorwirkung gerechtfertigt. Sie bertcksichtigt dariber hinaus die im Personenbe-
férderungsgesetz zum Ausdruck kommenden Planungsleitsatze, Gebote und Verbote

und sie entspricht schliel3lich den Anforderungen des Abwéagungsgebotes.
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IV. Planrechtfertigung

1. Gesetzliche Zielvorgaben

Die Notwendigkeit der Planfeststellung ergibt sich aus § 28 Abs. 1 PBefG. Vorausset-
zung fur die Feststellung des beantragten Vorhabens ist, dass dieses mit den 6ffentli-
chen Belangen im Einklang steht und dass die MaRnhahme zur Verfolgung dieser Be-

lange objektiv erforderlich ist.

Gemal § 29 Abs. 4 PBefG sind bei der Beurteilung der Zulassigkeit des Vorhabens
die von dem Vorhaben bertihrten 6ffentlichen und privaten Belange einschlielich der

Umweltvertraglichkeit im Rahmen der Abwagung zu beriicksichtigen.

Eine Planfeststellung findet ihre Rechtfertigung darin, dass fur das mit ihr beabsich-
tigte Vorhaben nach den vom Personenbeférderungsgesetz allgemein verfolgten Zie-
len ein Bedurfnis besteht, und die mit ihr geplante MaBhahme unter diesem Blick-
winkel also objektiv erforderlich ist. Erforderlich ist sie nicht erst bei Unausweichlich-
keit, sondern wenn sie vernunftigerweise geboten ist (vgl. BVerwG, Urteil vom 20.
April 2005, 9 A 65.04, juris).

Das PBefG formuliert seine Ziele zwar nicht ausdricklich. Aus 88 4 Abs. 1, 8 Abs. 1
Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 PBefG wird aber hinreichend deutlich, dass es insbesonde-
re auch der ausreichenden Bedienung der Bevolkerung mit Leistungen des OPNV im
Orts- oder Nachbarschaftsbereich dient (vgl. OVG Bremen, Urteil vom 18. Februar
2010, AZ: 1 D 599/08, juris).

An der generellen Vereinbarkeit der geplanten MaRnahme mit diesen Zielen beste-

hen keine Zweifel.

2.  Erforderlichkeit der BaumalRnahme

a) MaBnahme als Bestandteil des OPNV-Konzeptes

Der OPNV ist von erheblicher gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und ©kologischer
Bedeutung und fiur viele Menschen unentbehrlich fur die taglichen Fahrten zur Aus-

bildungs- bzw. Arbeitsstelle sowie fiir Freizeitaktivitaten. Fir weite Teile der Bevélke-
rung stellt der Nahverkehr die einzige Mobilitatsmoglichkeit dar.
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Das geplante Vorhaben steht im Einklang mit den generellen Zielsetzungen des
PBefG, denn es dient der Verbesserung des OPNV. Durch das geplante Vorhaben
wird der Steigerung der Attraktivitat des OPNV Rechnung getragen.

Die Erforderlichkeit des Vorhabens aus Sicht des OPNV ergibt sich nicht ausschlieR-
lich daraus, dass das Vorhaben in dem Nahverkehrsplan vorgesehen ist. Denn der
Nahverkehrsplan bildet nur den Rahmen fir die Entwicklung und Verbesserung des
OPNV. Dieser Bedarfsfeststellung kommt jedoch keine bindende Wirkung im Plan-
feststellungsverfahren zu. Die Erforderlichkeit ergibt sich aber aus der Steigerung der
Leistungsfahigkeit und der Attraktivitat des Nahverkehrs innerhalb des Stadtgebietes
der Landeshauptstadt Magdeburg.

Der offentliche Personennahverkehr spielt fir die ErschlieBung des Magdeburger
Stadtgebietes eine sehr groRe Rolle. Im Rahmen eines integrierten Systems des
OPNV kommt den einzelnen Verkehrstragern eine jeweils spezifische Verkehrsfunk-
tion flr die ErschlieBung des Stadtgebietes zu. So hat beispielsweise die S-Bahn eine
regionale ErschlieBungsfunktion des Nord-Siid-Siedlungsbandes und die Strafl3en-
bahn Gbernimmt in ihrer Funktion die FeinerschlieRung der Stadtteile und der Innen-
stadt. Diese Situation hat dadurch eine Verstarkung erfahren, dass der Verkehrsver-
bund marego durch die Verkehrsunternehmen der Landkreise Borde, Jerichower
Land, Salzlandkreis und der Landeshauptstadt Magdeburg sowie der DB Regio AG
und der Nahverkehrsservice Sachsen-Anhalt GmbH gegriindet wurde. Damit besteht
etwa fur die Strallenbahn und die S-Bahn ein Tarif und einheitliche im Verbund nutz-
bare Fahrkarten. Mit der Einfuhrung des marego-Verbund-Tarifes findet eine bessere
Tarifverknupfung innerhalb dieses Verkehrssystems statt, welches den Kunden er-
laubt, ohne miihsamen Fahrscheinwechsel die verschiedenen Verkehrstrager zu nut-
zen. Aus diesem Grund sollen die Umsteigebeziehungen durch die mit der Mal3-

nahme zu erzielende Verdichtung des Stralenbahnnetzes gestarkt werden.

Des Weiteren bildet die StraRenbahn das Ruckgrat des innerstadtischen Verkehrs
und hat durch den Einsatz der Niederflurtechnik an Attraktivitat gewonnen. Mittlerwei-
le fahrt die StraRenbahn in groBen Teilen des Stadtgebietes auf eigenem bzw. ab-
markiertem Gleiskorper, so dass ein storungsfreier Betrieb mdglich wurde. Die Zuver-
lassigkeit der neuen und modernen Wagen, die Beschleunigungsmafinahmen an den
Lichtsignalanlagen sowie die Verbesserung der Haltestellenanlagen, womit das Ein-
steigen komfortabel und schnell vor sich geht, sorgen ebenfalls fiir eine verbesserte

Annahme des OPNV-Angebotes in Magdeburg.
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b)  Funktion der Neubaustrecke innerhalb des bestehenden OPNV-Netzes und
innerhalb der 2. Nord-Sid-Verbindung der StralRenbahn

Die 2. Nord-Sud-Verbindung beinhaltet MaBhahmen zur Verbesserung und Erweite-

rung des bestehenden StralRenbahnnetzes der Landeshauptstadt Magdeburg.

Das Gesamtprojekt ist in Mitfalle und Bauabschnitte gegliedert. Durch die Herstellung
einer Tangente zwischen dem Nordwesten (Olvenstedter Chaussee) und Siden
(Einkaufszentrum Boérdepark) des Stadtgebietes erfahren die stark genutzten inner-
stadtischen Linien und Knotenpunkte eine erhebliche Entlastung. Diese Tangente bil-

det den Mitfall 1 und wird innerhalb der Bauabschnitte 1, 2, 2a und 3 realisiert.

Der Bauabschnitt 1 Europaring sowie der Bauabschnitt 2a Leipziger Stral3e sind be-

reits fertiggestellt. Der Bauabschnitt 2 befindet sich derzeit in der Bauphase.

Durch den Neubau einer Radialen zwischen der Innenstadt (Breiter Weg) und dem
Wohngebiet Kannenstieg (Mitfall 3) wird eine Verbindung dieses Gebiets und dem
Neustadter Feld mit dem Stadtzentrum hergestellt. Dieser Radialen sind die Bauab-
schnitte 4, 5 und 6 zugeordnet. Diese Bauabschnitte befinden sich derzeit in der Pla-
nungsphase.

Der Bauabschnitt 2 als Bestandteil der Tangente um das Innenstadtgebiet umfasst
den Lickenschluss im bestehenden Stralenbahnnetz zwischen dem Knoten Sidring
/ Halberstadter StralRe (Haltestelle Stdring) und der Leipziger Stral3e (Haltestelle Rai-
ffeisenstrafle). Damit ist es im Zusammenhang mit dem Bauabschnitt 1 (Europaring)
und den vorhandenen Strecken im West- und Sudring durch den Neubau der Stra-
Benbahn in der Wiener StraRe mdoglich, eine durchgehende Verbindung zwischen
den nordwestlichen Stadtteilen Olvenstedt und Stadtfeld mit den siidlichen Gebieten
Leipziger StraBe und Reform zu schaffen. Der Bauabschnitt 2a beinhaltet die Linien-
beschleunigung in der Leipziger Stral3e durch Fihrung der StralRenbahn auf einem
besonderen Bahnkorper und Installation von OPNV-Vorrangschaltungen an den
Lichtsignal- bzw. Lichtzeichenanlagen. Der Bauabschnitt 3 sieht die Verlangerung der

Strecke in der Leipziger StralRe zum Einkaufszentrum Bordepark vor.
Der Mitfall 5 bzw. Bauabschnitt 7 sieht einen StralRenbahnneubau in der Raiffeisen-

stralRe und Warschauer StralRe in den Stadtgebieten Leipziger StraRe und Buckau

Vvor.
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Im Rahmen des Bauabschnittes 7 wird die StralRenbahn in der Wiener Stral3e in dstli-
che Richtung Uber die Raiffeisenstrale und Warschauer Strafl3e bis zur Schénebe-
cker StraRe verlangert. Am Bahnhof Magdeburg — Buckau erfolgt die Verknipfung
zum S-Bahn- und Regionalverkehr der DB AG.

c) Vorgesehenes Betriebskonzept der Vorhabentragerin

Der offentliche Personenverkehr in der Raiffeisenstrale und der Warschauer StralRe
wurde bislang durch die Buslinien 52 (Porsestral3e — Nordwest — Am Stern) und 54

(Porsestral’e — Sudenburg — Boérdepark — Reform — Buckau - Wasserwerk) bedient.

Mit Herstellung des Bauabschnittes 2 soll die Straldenbahn mit der Verbindung Mes-
segelande — Europaring — Wiener Stral3e — Leipziger Chaussee die bisherige Buslinie

52 und nach Fertigstellung des Bauabschnitts 7 auch die Buslinie 54 ablosen.

Fur die StraRenbahnlinien ist der Einsatz von Niederflurgelenkwagen (NGT8D) - in

Ausnahmefallen mit Beiwagen B6A2 - geplant.

d) Einzugsgebiet und prognostiziertes Fahrgastaufkommen

Das Einzugsgebiet der Raiffeisenstrale und der Warschauer StraRe besteht vor al-
lem aus den noérdlich und stdlich der Straen liegenden Wohngebieten. In den
Wohngebieten befinden sich vor allem Geschosswohnungsbauten mit drei bis vier

Etagen.

Der Bauabschnitt 7 schlie3t Gebiete mit groRer stadtebaulicher Dynamik (Gebiete um

die Haltestelle Dodendorfer Stral3e) an.

Mit der Realisierung des Bauabschnitts 7 werden die StraRenbahn und der Nahver-

kehr im Bereich des Haltepunktes Buckau wesentlich besser verknipft.

Das prognostizierte Fahrgastaufkommen wurde im Rahmen der ,Standardisierten
Bewertung“ ermittelt. Die von der VerkehrsConsult Dresden-Berlin GmbH (VCDB)
durchgefuihrten Untersuchungen, die entsprechend den sich andernden Rahmenbe-
dingungen fortlaufend aktualisiert wurden, wurden als Beurteilungsgrundlage fir die

Forderwirdigkeit des Vorhabens nach dem GVFG erarbeitet.

Die ,Standardisierte Bewertung“ beruht auf einer bundesweit einheitlich angewandten
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Verfahrensanleitung und gilt somit als anerkanntes Bewertungsverfahren fur die Er-
mittlung des zu erwartenden Fahrgastaufkommens als Bedarfsgrundlage fir die ge-

plante MaRnahme.

Es ist nicht zu beanstanden, dass die ,Standardisierte Bewertung“ nicht Gegenstand
der Auslegung der Planunterlagen war. Denn die ,Standardisierte Bewertung“ ist
nicht Teil des Plans. Sie betrifft allein die Finanzierung des Vorhabens durch Finanz-
hilfen Dritter. Die Art der Finanzierung ist nicht Gegenstand des Planfeststellungsver-
fahrens (vgl. OVG Bremen, Urteil vom 18. Februar 2010, 1 D 599/08, juris).

Unter Auswertung der von der Vorhabentragerin angeforderten betriebswirtschaftli-
chen Bewertungsunterlagen ist nach Uberzeugung der Planfeststellungsbehérde von
einem erhodhten Fahrgastaufkommen auszugehen. Es haben sich keine Anhalts-
punkte dafir finden lassen, dass das prognostizierte Fahrgastaufkommen deutlich zu

hoch angesetzt bzw. anderweitig von fehlerhaften Annahmen ausgegangen wurde.

Das nachgewiesene erhthte Fahrgastaufkommen hat die Planfeststellungsbehorde
der im Rahmen der Gesamtabwagung zu bewertenden Bedarfsprognose zugrunde
gelegt.

3.  Finanzierung

Das Vorhaben ist realisierbar, weil die Finanzierung nicht ausgeschlossen ist (vgl.
BVerwG, 20. Mai 1999, AZ: 4 A 12/98, juris). Dem Bauvorhaben stehen keine un-

uberwindbaren finanziellen Schranken entgegen.

Die BaumalRnahme soll mit Bundesmitteln entsprechend dem EntflechtG mit EFRE-
Mitteln geférdert werden. Eine Anmeldung der finanziellen Mittel fur die Finanzhilfen
nach dem GVFG ist erfolgt.

Die Art der Finanzierung ist zwar nicht Gegenstand der planerischen Abwagung bzw.
des Planfeststellungsbeschlusses (vgl. BVerwG, a. a. O.). Aus den vorgenannten
Darlegungen kann jedenfalls davon ausgegangen werden, dass die Sicherstellung
der Finanzierung nicht ausgeschlossen ist. Es ist deshalb nicht damit zu rechnen,
dass wahrend der Geltungsdauer des Planfeststellungsbeschlusses von funf Jahren

das Bauvorhaben aus finanziellen Griinden scheitern wird.
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4. Zusammenfassung

Die Planrechtfertigung ergibt sich aus Grinden der Verbesserung des 6ffentlichen
Personennahverkehrs. Damit liegen die die Planrechtfertigung rechtfertigenden

Grinde zum Wohl der Allgemeinheit vor.

Die fur das Vorhaben sprechenden Griinde sind als objektiv notwendige Belange an-

zusehen und generell geeignet, entgegenstehende Belange zu Gberwinden.

Das Vorhaben entspricht den Zielsetzungen des Personenbefdrderungsgesetzes
durch die zu erwartende Erhéhung der Attraktivitat und Leistungssteigerung des
Strallenbahnverkehrs. Durch das Vorhaben wird eine verbesserte Bedienung der Be-
volkerung mit Verkehrsleistungen im offentlichen Personennahverkehr zur Sicher-

stellung der Verkehrsnachfrage erzielt.

Auf Grund der geringeren Schadstoffemissionen aus dem Stral3enbahnbetrieb tragt
die Mallnahme neben der Verbesserung der Verkehrsverhéltnisse auch zu einer Ver-

besserung der Umweltsituation bei.

Daruber hinaus ist die geplante Mal3nhahme Teil eines Gesamtkonzeptes zur weiteren
Vernetzung niveau- und barrierefreier Schnittstellen zwischen dem OPNV und der DB
AG und tragt damit zur Erhéhung der Attraktivitat des OPNV bei.

Die Erforderlichkeit der MafRnahme wurde von der Vorhabentragerin durch die Vor-

lage der ,Standardisierten Bewertung“ nachgewiesen.

V. Variantenvergleich

1. Darstellung der untersuchten Varianten

Im Rahmen der Vorplanung wurden verschiedene Varianten untersucht. Die Varian-

ten im Einzelnen:

a) Nullvariante
Die Nullvariante beschreibt den gegenwartigen Zustand. Dabei bleibt der vorhandene
Strallenraum mit den gegenwartigen Beeintrachtigungen bestehen. Die Nullvariante
hatte zur Folge, dass die Raiffeisenstral3e / Warschauer StraRe weiterhin durch Bus-
se an das OPNV-Netz angebunden wird.
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b) Variante 1

- besonderer Bahnkdrper in Mittellage der Raiffeisenstraf3e und Warschauer Stralle

- Haltestellen Raiffeisenstral3e und Dodendorfer Stral3e als tiberfahrbare Kaphalte-
stellen und Bahnhof Buckau als Kaphaltestelle

- je eine separate Fahrspur pro Richtung fir den MIV

- beidseitig Parkstreifen in der Raiffeisenstral3e

- beidseitig alternierende Park- und Grinstreifen in der Warschauer Stral3e

- Radwege beidseitig hinter den Baumreihen

- Fallung und Neuordnung beider Baumreihen in der Raiffeisenstrale und
Warschauer Stral3e

- Eingriff in den Sidfriedhof (ca. 2.400 m2)

¢) Variante 2

- besonderer Bahnkdrper in Mittellage der Raiffeisenstraf3e und Warschauer Stralle

- Haltestellen Raiffeisenstraf3e und Dodendorfer StralRe als tiberfahrbare Kaphalte-
stellen und Bahnhof Buckau als Kaphaltestelle

- je eine separate Fahrspur pro Richtung fir den MIV

- einseitig alternierender Park- und Grinstreifen auf der Nordseite in der Raiffeisen-
stral3e

- beidseitig alternierende Park- und Grinstreifen in der Warschauer Stral3e

- Radwege beidseitig hinter den Baumreihen

- Fallung beider und Neuordnung der nérdlichen Baumreihe in der Raiffeisenstral3e

- Fallung und Neuordnung beider Baumreihen in der Warschauer Stral3e

d) Variante 3

- stralRenbindiger Bahnkdrper in Mittellage der Raiffeisenstral3e und Warschauer
StralRe

- Haltestellen Raiffeisenstral3e als tUberfahrbare Kaphaltestellen und Haltestelle
Dodendorfer StraRe und Bahnhof Buckau als Kaphaltestelle

- Mischspuren fiir MIV und OPNV in jede Richtung

- Erhalt von Stellplatzen in der Raiffeisenstral3e und Erhalt der beiden Parkreihen in
der Warschauer Stral3e

- Radwege beidseitig hinter den Baumreihen in der Raiffeisenstral3e

- Radwege zwischen dem ruhenden Verkehr und den Baumreihen in der Warschauer
Stral3e

- Fallung und Neuordnung beider Baumreihen in der Raiffeisenstrale und

Warschauer Stral3e
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e) Variante 4

- besonderer Bahnkdrper in Mittellage der Raiffeisenstrae und der Warschauer
StralRe

- Haltestellen Raiffeisenstrae und Dodendorfer Stral3e als Uberfahrbare
Kaphaltestellen und Bahnhof Buckau als Kaphaltestelle

- Haltestelle RaiffeisenstraRe nah am Knotenpunkt Leipziger Stral3e / Raiffeisen-
stral3e

- separate Fahrspuren in jede Richtung

- beidseitig alternierende Park- und Grinstreifen in der Raiffeisenstrale und
Warschauer Stral3e

- Radwege als Schutzstreifen (b = 1,50 m) auf der Fahrbahn

- Fallung und Neuordnung beider Baumreihen in der Raiffeisenstralle und

Warschauer Stral3e

f) Im Rahmen der Vorplanung erarbeitete Vorzugsvariante
Im Rahmen der weiteren Planungen ergaben sich fur die Variantenwahl folgende
neue Planungsvorgaben:
- die Berlcksichtigung einer kinftigen grof3eren StralRenbahnwagenkasten-
breite von 2,65 m anstelle 2,30 m Wagenkastenbreite
- die Optimierung der Haltestellenlage im Bereich Bahnhof Buckau / Puppen-
theater an der Schonebecker- und Leipziger Stral3e
- die Gestaltung eines vollwertigen Gleisdreiecks am Knoten Schdnebecker
StralRe / Warschauer Stral3e
- weitere Untersuchungen zum Erhalt der beidseitigen Baumreihen in der War-
schauer Straf3e und der nordlichen Baumreihe in der Raiffeisenstral3e und ein
moglichst gro3er Erhalt der vorhandenen Stellplatze des ruhenden Verkehrs

und besondere Berlicksichtigung des Lieferverkehrs.

Aus den geanderten Planungsvorgaben folgten fir die einzelnen Bereiche die nach-

stehend aufgefiihrten Schwerpunkte fir die weiteren Planungen:

Fir den Bereich Raiffeisenstralle:

1. Beibehaltung der nérdlichen Baumreihe und des nérdlichen StraRenbordes

2. Verbreiterung des nordlichen Parkstreifens von 2,00 m auf 2,35 m um die
Anlieferung durch Lkw ohne Blockierung des Kfz-Verkehrs zu ermdglichen

3. Verbreiterung des Gleisbereiches auf 6,75 m fiur die kinftige Stralenbahnwagen-

kastenbreite von 2,65 m
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4. Verlegung der bisher an der Schéfferstralle geplanten Stralenbahnhaltestelle in
den Bereich der Abflussspur der Wiener StraRe, um damit die Umsteigebezie-
hungen am Knoten Leipziger Stral3e / Raiffeisenstralle / Wiener Strafl3e wesentlich

Zu verbessern

Fir den Bereich Warschauer StralRe:

1. Gleistrassierung im Bereich der EU Warschauer StraRe als besonderer Bahnkor-
per als Gleisverschlingung, um Konflikte mit der vorhandenen Briickenkonstruktion
zu vermeiden

2. Verlegung der StraRenbahnhaltestellen von der EU Warschauer StraRe in den Be-
reich PorsestralRe zur Verbesserung der Erschlieung und des sozialen Sicher-
heitsniveaus der Haltestellen

3. Ausbau nur eines Richtungsgleises als besonderer Bahnkdrper in der Warschauer
StralRe am Abschnitt Porsestral3e bis Schonebecker Stral3e

4. Mit den o. g. Malnahmen kénnen die beidseitigen Baumreihen in der Warschauer

StralRe erhalten werden.

Fir den Bereich Schonebecker StralRe:

1. Planung eines vollwertigen Gleisdreiecks Warschauer Strafl3e / Schonebecker
StralRe

2. Barrierefreier Ausbau der benachbarten StralRenbahnhaltestellen Benediktiner-
stralRe und BudenbergstralRe jeweils flr beide Fahrtrichtungen zur Verbesserung
der Verkehrserschlie3ung

3. Grundlegend neue Querschnittsgestaltung im Ausbauabschnitt der Schénebecker

StralRe mit Angebot fir eine verkehrssichere Fihrung des Radverkehrs

Zwischenergebnis

Mit den in der Vorplanung zuvor verfolgten Varianten 2 und 4 konnten die vorge-
nannten Planungsvorgaben nicht mehr umgesetzt werden. Aus diesem Grund wur-
den im Rahmen der weiteren Planungen lediglich noch die Nullvariante, die Variante

1 sowie die Variante 3 (nunmehr als Variante 2) untersucht.

AbschlieRende Untersuchungen im Rahmen der Vorplanung

Im Rahmen der weiteren Untersuchungen hat die Vorhabentragerin die Variante 1 als
Vorzugsvariante herausgearbeitet. Der Vorzug der Variante ergab sich insbesondere

aus folgenden verkehrstechnischen Erwégungen:
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Die Variante 1 wird mit dem Ausbau des besonderen Bahnkoérpers der Vorrang des
Strallenbahnverkehrs gegentber dem Kfz-Verkehr hergestellt und ein behinderungs-

freier Verkehrsablauf fiir den StraRenbahnverkehr erreicht.

In der Schonebecker Stral3e soll mit Park- und Halteverboten fir den Kfz-Verkehr ein
stetiger Verkehrsfluss fur den Stralenbahn- und Kfz-Verkehr gewahrleistet werden.
Verkehrsabhéngige LSA-Regelungen mit Vorrangschaltungen fur den Stral3enbahn-

verkehr unterstitzen und beschleunigen den OPNV.

In Variante 2 ergeben sich inshesondere fir die Raiffeisenstral3e Behinderungen und
Konflikte zwischen dem Stral3enbahnverkehr und den in die benachbarten Parkstrei-
fen ein- und ausrangierenden Kfz. Diese Behinderungen und Konflikte lassen sich

durch LSA, Zu- oder Abflusssteuerungen nicht regein.

Verkehrliche Nachteile hat die Variante 2 gegeniber Variante 1 durch die notwendige
LSA-Sicherung des Verflechtungsbereiches zwischen der StraRenbahn und dem Kfz-
Verkehr unmittelbar im Abflussbereich des Knotenpunktes Leipziger StralRe / Raiffei-

senstrale.

Am Knotenpunkt Raiffeisenstral3e / Rudolf-Wolf-Stral3e blockieren Linksabbieger in
die Rudolf-Wolf-Stral3e die gesamte Zufahrt Raiffeisenstrafl3e West (StraRenbahn und
Kfz- Verkehr auf dem Gleisbereich). Eine parallele LSA-Steuerung der beiden starken
Verkehrsstrome auf der Raiffeisenstralde ist daher hier nicht moglich. Damit ergeben
sich erhebliche Defizite der Verkehrsqualitat an diesem Knotenpunkt. Eine Aufstel-
lung des Linksabbiegeverkehrs zwischen den Gleisen - wie am Knotenpunkt Doden-
dorfer Stral3e - wurde einen grof3eren Eingriff in den Sudfriedhof erfordern. Damit

ware der Unterschied zur Variante 1 kaum noch vorhanden.

Die Anlieferung / Entsorgung ist in Variante 2 auf der Nordseite der Raiffeisenstral3e

mit Behinderungen des Stral3enbahnverkehrs verbunden.

Besondere Behinderungen des Stralenbahnverkehrs ergeben sich in Variante 2 bei
der Millabfuhr fir die Wohnbebauung an der Nordseite der Raiffeisenstraf3e. Die
Mullentsorgungsfahrzeuge fur die Abfall-, Papier-, Bio- und Wertstofftonnen mussen

auf dem Gleisbereich halten, um die Milltonnen der 18 Hauser zu entsorgen.

Diese Behinderung des StraRenbahnverkehrs lasst sich in Variante 2 nur vermeiden,
wenn in dem Parkstreifen an der Nordseite mindestens 5 Liefer- und Entsorgungs-

stellplatze eingerichtet werden. Damit entfallen 25 Stellplatze.
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Aus verkehrlicher Sicht ergeben sich deutliche Vorteile hinsichtlich der Flussigkeit,
Storungsfreiheit und Sicherheit fir den StralRenbahn- und Kfz-Verkehr fur die Varian-
te 1.

2.  Variantenabwagung

Unter Abwéagung der im Rahmen der Variantenuntersuchung zu bertcksichtigenden
Belange - inshesondere der verkehrlichen Belange - stellt sich die den Planungs-
unterlagen zugrundeliegende Variante 1 als die am meisten geeignete Variante dar,

den Planungszielen zu entsprechen.

Gemessen an der Zielsetzung der Maflinahme ist lediglich eine Variante - die eine
entsprechende Verkehrsqualitat hinsichtlich der Durchlassfahigkeit der Stra3enbah-
nen und des motorisierten Individualverkehrs unter Berlicksichtigung der Sicherheit
der Fahrgaste, FuRganger und Radfahrer beinhaltet - geeignet, nachhaltig die ver-

kehrliche Situation an dem betreffenden Standort zu verbessern.

Aus diesem Grund muf3 die Nullvariante als zu bertucksichtigende Planungsalternati-
ve aul3er Betracht bleiben. Denn ohne einen Ausbau der Stral3enbahn in der Raiffei-
senstral3e / Warschauer Strafle kann der wichtige Lickenschluss zwischen der
Leipziger Stral3e bis zur Schénebecker Straflie nicht hergestellt werden. Folglich kon-
nen die damit verbundenen positiven Effekte fur die 2. Nord-Sud-Verbindung der
StraRenbahn nicht erzielt werden.

Auch gegeniber der Variante 2 — der Stralenbahn in Mittellage ohne besonderen
Bahnkorper — stellt sich die Variante 1 als vorzugswirdig dar. Die Vorzugsvariante
fuhrt zwar insbesondere durch den Wegfall der stidlichen Baumreihe in der Raiffei-
senstral’e sowie durch die Inanspruchnahme eines Teilbereiches des Friedhofes zu
erheblichen naturschutzrechtlichen Eingriffen. Im Ergebnis der Umweltvertraglich-
keitsstudie (Planunterlage 19, Ordner 3, Seite 74) stellt sich die Variante 2 daher als

die umweltvertraglichere Variante dar.

Im Rahmen der Variantenabwagung ist jedoch festzustellen, dass die Variante 2
nicht den mit der Mal3Bnahme verfolgten Zielen in ausreichendem Maf3e entsprechen
wirde. Daruber hinaus ist auch zu berlcksichtigen, dass die mit der Realisierung der
Vorzugsvariante erhdhte Durchlassfahigkeit fir den StralRenbahnverkehr als auch fur
den Individualverkehr zu einer Reduzierung des Schadstoffausstol3es und der Larm-

beeintrachtigung letztlich auch umweltrechtlichen Belangen dient.
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Der Variantenvergleich wurde durch eine Gegeniberstellung von Bewertungskriterien
in Form einer Vergleichsmatrix vorgenommen. Dazu wird im Einzelnen auf die Aus-
fuhrungen des Variantenvergleichs im Erlauterungsbericht (Planunterlage 1, Ordner

1, Seite 16 ff.) Bezug genommen.

Die von der Vorhabentragerin gewéahlte Bewertungsmethodik bietet keinen Anlass fir

durchgreifende Bedenken.

Als Bewertungskriterien wurden die Themenbldcke Infrastrukturplanung, Verkehrs-
technik und Umweltvertraglichkeit in die vergleichende Betrachtung eingestellt und
entsprechend ihrer jeweiligen Gewichtung einer vergleichenden Betrachtung unterzo-

gen.

Dem nach den vorgenannten Kriterien aufgestellten Variantenvergleich ist im Ergeb-
nis zu folgen. Es haben sich keine Anhaltspunkte dafiir finden lassen, die Zweifel an

einer sachgerechten Gegenuberstellung der Bewertungskriterien liessen.

Die Variantenentscheidung der Vorhabentragerin fir die beantragte MaRnahme ist
daher sachgerecht und im Ergebnis nicht zu beanstanden.

Mit keiner der gepriiften Alternativiésungen lassen sich die durch die Planung ange-
strebten Ziele ebenso gut unter geringeren Eingriffen in entgegenstehende o6ffentliche
und private Belange verwirklichen. Die Planfeststellungsbehdrde halt im Vergleich der
genannten Varianten die beantragte Planung daher fur vorzugswurdig.

VI. Anderung des Planfeststellungsbeschlusses zum BA 2 — Wiener StraRe

Die den Bauabschnitt 7 betreffenden Planunterlagen enthalten Anderungen der mit
Planfeststellungsbeschluss vom 12. Dezember 2012 planfestgestellten Unterlagen
zum Vorhaben ,2. Nord-Sid-Verbindung der Strallenbahn — Bauabschnitt 2 - Wiener
Stral3e”.

Die Anderungen sind Ergebnis der weiterfihrenden Planungen des Bauabschnitts 2.
Mit der Weiterfihrung der Trasse des BA 2 in Richtung Raiffeisenstral3e war zugleich
eine Uberarbeitung des Knotenpunktes Wiener Stral3e / Leipziger StraRe erforderlich,
da der Bereich nunmehr zwingend als Gleisviereck gegentiber dem in den planfest-

gestellten Unterlagen des BA 2 noch als Gleisdreieck ausgebildeten Bereiches aus
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zufiihren ist. Mit der Weiterfihrung der Planung wurde zugleich eine Optimierung der
Haltestellensituation vorgenommen, die nunmehr auch die Errichtung einer nordli-

chen Haltestelle in der Wiener Stral3e vorsieht.

Die weiterfihrende Planung war Gegenstand der verkehrstechnischen und immissi-
onsrechtlichen Untersuchungen. Die entsprechenden Untersuchungsergebnisse sind

Inhalt der Planunterlagen.

Im Rahmen des Verfahrens haben sich keine der weiterfilhrenden Planung entge-

genstehenden Belange ergeben.

Aus diesem Grund wurde in Teil A, Kapitel | mit der Feststellung des Planes fiir den
Bauabschnitt 7 klarstellend zugleich die entsprechende Anderung der mit Planfest-

stellungsbeschluss vom 12. Dezember 2012 festgestellten Planunterlagen verfligt.

VII. Begrundung der Erlaubnisse und Genehmigungen

1. Naturschutz und Landschaftspflege

a) Begrundung der Eingriffsgenehmigung

Grundlage fur die Eingriffsgenehmigung in Teil A, Kapitel Ill, Punkt 1. dieses Be-
schlusses sind die §8 14, 15 und 17 BNatSchG i. V. m. 88 6 — 10 NatSchG LSA.

Das Vorhaben des 7. Bauabschnittes der 2. Nord-Sid-Verbindung der Stralenbahn
stellt einen erheblichen, aber genehmigungsfahigen Eingriff in die Natur und Land-
schaft im Sinne der 88 14, 15 BNatSchG dar.

Eingriffe im Sinne des § 14 Abs. 1 BNatSchG sind Veranderungen der Gestalt oder
der Nutzung von Grundflachen oder Veranderungen des mit der belebten Boden-
schicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funk-
tionsfahigkeit des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbhild erheblich beeintrachti-

gen kbénnen.

Durch das Vorhaben kommt es zu erheblichen Beeintréachtigungen durch Flachenver-
siegelung und den Verlust von Geholzstrukturen und Griinflichen sowie dem Verlust
von landschafts- und stadtbildprdgenden Strukturen sowie zusatzlich durch Schad-

stoff- und LA&rmimmissionen.
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b) Vermeidbarkeit / Unvermeidbarkeit der Beeintrachtigungen

Der Verursacher eines Eingriffs ist gemaf § 15 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG verpflichtet,
vermeidbare Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Die Ver-
meidbarkeit einer Beeintrachtigung ist nicht schon deswegen zu bejahen, weil der
Eingriff ganzlich unterlassen oder an anderer Stelle ausgefihrt werden kann. Ver-
meidbarkeit bedeutet, dass kein Bedarf flr das mit dem Eingriff verfolgte Ziel vorliegt,
das mit dem Eingriff verfolgte Ziel nicht erreichbar ist oder der verfolgte Zweck auch
auf andere, landschafts- oder naturschonendere Weise erreicht werden kann. Im Er-
gebnis verlangt das Vermeidungsgebot also nicht eine Unterlassung des Vorhabens,
sondern die Vermeidung zu erwartender Beeintrachtigungen. Dies gehort zur soge-

nannten Folgenbewaltigung.

Dass der Eingriff an sich nicht vermeidbar ist, ergibt sich bereits aus der Erforderlich-
keit der Baumaflinahme, welche sich wiederum aus den Ausfilhrungen unter Teil C,

Kapitel IV dieses Beschlusses ergibt.

Anhaltspunkte dafir, dass die mit dem Vorhaben verfolgten Ziele nicht realisierbar
sind, konnte die Planfeststellungsbehérde nicht erkennen. Andere Alternativen kom-
men — wie unter Teil C, Kapitel V dieses Beschlusses dargelegt wird — im Hinblick auf

die Erreichung der verkehrlichen Zielstellungen nicht in Betracht.

¢) Minimierungsgebot

Der Eingriff trdgt dem Minimierungsgebot wie folgt Rechnung:

- Minderung der Beeintrachtigung des Umfeldes durch Larm- und Staubemissionen
durch mdoglichst kurzfristige Bautatigkeit sowie die Anwendung aller relevanten
fachtechnischen Standards; ggf. regelméRiges Saubern und Befeuchten der Bau-
stellenzufahrten

- Minimierung der Flacheninanspruchnahme fir Anlagen und BaustraBen und Bau-
stelleneinrichtungsflachen auf das unbedingt notwendige Malf3; fir die temporare
Flacheninanspruchnahme sind vorzugsweise bereits verdichtete / versiegelte Fla-
chen zu beanspruchen, ferner wird vorwiegend im Bestand und auf versiegelten
Flachen gebaut

- Erhalt von Vegetationsstrukturen durch eine Beschrankung der Beeintrachtigun-
gen fur Pflanzen und Tiere auf das minimal notwendige Mal3; Beschrankung der

Gehdélzreduzierung auf das minimal notwendige Mal3 mit der Prifung, ob durch
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entsprechende Kronenrtickschnitte durch eine Fachfirma ein Totalverlust vermie-
den werden kann

- Minderung des Verlustes von Bodenqualitat abgetragenen Oberbodens durch eine
sachgerechte Zwischenlagerung des abgetragenen Oberbodens in Flachschiittun-
gen mit entsprechender Zwischenbegrinung

- Wiederherstellung temporar genutzter Freiflachen durch den Rickbau von
Baustelleneinrichtungen und —zufahrten und durch geeignete Rekultivierungsmal3-
nahmen sowie zusatzlich zur Eingriffsermittlung beschadigte Geholze sind ent-
sprechend der Baumschutzsatzung der Landeshauptstadt Magdeburg vom 22. Ja-
nuar 2009, veroffentlicht im Amtsblatt der Landeshauptstadt Magdeburg Nr. 06
vom 12. Februar 2009, zu ersetzen

- Sachgemafe Fassung und Behandlung des StralRenoberflachenwassers zur Ver-
meidung von der Einleitung umweltgefahrdender Stoffe in Oberflachengewéasser.
Zum Schutz des Oberflachen- und Grundwassers der Biotope sowie des Bodens
sind die Sammlung der Niederschlagswasser und im Weiteren deren Zufiihrung in

den Vorfluter Klinke vorgesehen.

Da der durch das geplante Bauvorhaben verursachte Eingriff in Natur und Landschaft
nicht vermeidbar ist, besteht fur die Vorhabentragerin gemaf 8 15 BNatSchG i. V. m.
8§ 7 NatSchG LSA die Verpflichtung, den Eingriff durch Mal3nahmen des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmal3nahmen)

oder in sonstiger Weise zu kompensieren (ErsatzmafRnahmen).

d) KompensationsmalRnahmen

Unvermeidbare Beeintrachtigungen hat der Verursacher gemal 8 15 Abs. 2
BNatSchG durch MalRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege aus-

zugleichen oder zu ersetzen.

Gemal § 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG i. V. m. 8 7 NatSchG LSA ist ein Eingriff erst
dann ausgeglichen, wenn nach seiner Beendigung keine erhebliche oder nachhaltige
Beeintrachtigung des Naturhaushaltes zuriickbleibt und das Landschaftsbild land-

schaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist.

Nach Beendigung des Eingriffs, d. h. mit Fertigstellung der zugrundeliegenden Bau-
mafinahme wird das Landschaftsbild trotz Durchfiihrung von Gestaltungsmafnahmen
nicht landschaftsgerecht wiederhergestellt sein, da der Eingriff optisch noch wahr-

nehmbar bleibt. Es werden Flachen in Anspruch genommen (Versiegelung, Umge-

Seite 64 von 161



staltung, vortibergehende Inanspruchnahme als Baustraf3e). Durch deren Versiege-
lung kommt es zur Veranderung der Bodendecke, wodurch u. a. natirliche Boden-
funktionen gestdrt und unterbunden sowie Vegetationsbestdnde und Lebensraume
zerstort bzw. in ihrer Funktion beeintrachtigt werden. Des Weiteren sind mit der Er-
richtung von baulichen Anlagen sowie der Neuversiegelung von Flachen, der Verlust
und die Trennung von Lebensrdumen fir verschiedene Tier- und Pflanzenarten sowie
die Beeintrachtigung des Landschaftsbildes verbunden. Weiterhin kommt es durch
auftretenden Schadstoff- und Larmeintrag zu einer Beeintrachtigung der Schutzgtter

Biotope, Boden, Wasser und Klima.

Die Beeintrachtigungen des Naturhaushaltes kénnen durch AusgleichsmaRnahmen
nicht vollstandig ausgeglichen werden. Die Planfeststellungsbehoérde stuft den Eingriff
dennoch nicht als unzuléssig ein, weil er gemafl § 15 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 5
BNatSchG i. V. m. § 7 NatSchG vollstandig durch Ersatzmalinahmen kompensiert
werden kann. Der Gesetzgeber hat Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen auf eine Stu-
fe gestellt (§ 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG).

Auch nach Abwégung aller Anforderungen an Natur und Landschaft untereinander
haben die fir das Vorhaben entsprechenden Belange Vorrang vor den Belangen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege gemal der 88 1 und 2 BNatSchG.

Anhaltspunkte fur derart schwerwiegende Auswirkungen, bei denen sich einem ob-
jektiven fachkundigen Beobachter der Verzicht auf die BaumalRnahme aufdrangen
wirde — wie etwa der Verlust von seltenen Tier- oder Pflanzenarten, der Wegfall ei-
nes Biotops oder unumkehrbare Folgen fir chemische, biologische oder physikali-
sche Prozesse — sind nicht erkennbar.

Die zum Ausgleich bzw. zum Ersatz des Eingriffes erforderlichen Ma3Bhahmen hat die

Vorhabentragerin in dem LBP dargestellt.

Der LBP erflllt die methodischen und inhaltlichen Anforderungen, die seit Beginn der
Vorbereitung der Planung mit der zustandigen Unteren Naturschutzbehérde der Lan-
deshauptstadt Magdeburg festgelegt worden sind. Das Benehmen mit der Natur-
schutzbehérde nach § 17 Abs. 1 BNatSchG ist hergestellt.

Im LBP wurde der Landschaftsraum erfasst, die durch das Planvorhaben zu erwar-
tenden Belastungen und Beeintrachtigungen angegeben und die zur Behebung der

Eingriffe erforderlichen landschaftspflegerischen MalZnahmen dargestellt. Die Vorha-
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bentragerin hat sich zur Erarbeitung der landschaftspflegerischen BegleitmalRnahmen
erfahrener Landschaftsplaner bedient, die sowohl bei der Bestandsaufnahme als
auch bei der Konzeption der zu treffenden Mallnahmen die Anregungen und Beden-

ken der beteiligten Naturschutzbehorde in ihre Uberlegungen einbezogen haben.

Die planfestgestellten landschaftspflegerischen MaRnahmen bericksichtigen die ge-
setzlich vorgegebenen Entscheidungsschritte und erfillen die Ziele der Landschafts-
pflege. Die geplanten Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen sind somit geeignet, die
durch die Baumaflinahme hervorgerufene Beeintrachtigung von Natur- und Land-
schaft auszugleichen bzw. die zersttrten Funktionen und Werte unter Beachtung des

Grundsatzes der Verhaltnismagigkeit in ahnlicher Weise wiederherzustellen.

Demzufolge konnte der Eingriff im Rahmen dieses Planfeststellungsbeschlusses ge-

nehmigt werden.

e) Begriundung der erteilten Befreiung nach § 67 BNatSchG

Der geplante Bau einer Stralenbahnlinie mit eigenem Gleiskorper in der Raiffeisen-
straf3e fuhrt zu einer erheblichen Verbreiterung des Stralenraumes in sudliche Rich-
tung. Dies kann nur durch die Fallung der Baumreihe und Inanspruchnahme von Fla-

chen des Sudfriedhofes erfolgen.

Die sudliche Baumreihe an der Raiffeisenstral3e ist Teil der gemalRl § 21 NatSchG
LSA gesetzlich geschiitzten Allee. Ihre Beseitigung und alle Handlungen, die zu ihrer
Zerstbrung, Beschadigung oder nachteiligen Veranderung fihren kdnnen, sind verbo-
ten. 8 67 BNatSchG eroffnet jedoch die Mdglichkeit, von diesen Verboten eine Be-
freiung zu gewahren, wenn dies aus Grinden des Uberwiegenden 6ffentlichen Inte-

resses notwendig ist.

Das offentliche Interesse besteht vorliegend in der Errichtung der neuen Straf3en-
bahnverbindung und der damit verbundenen Verbesserung des OPNV in der Lan-
deshauptstadt Magdeburg (vgl. dazu Ausfiihrungen zur Planrechtfertigung in Teil C,
Kapitel 1V).

Die Variantenuntersuchung ergab, dass die gewaéhlte Variante unter Abwagung aller
an das Projekt zu stellenden Anforderungen als Vorzugsvariante anzusehen ist. Die
fur das Vorhaben sprechenden Griinde sind gegeniiber den Schutzzielen des § 21
NatSchG vorliegend als Uberwiegend anzusehen. Insoweit wird auf die Ausfiihrungen

in Teil C, Kapitel V verwiesen.
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2. Denkmalrechtliche Genehmigung

Dem geplanten Vorhaben stehen die Belange des Denkmalschutzes entgegen.

a) Archéaologisches Flachendenkmal im Kreuzungsbereich Warschauer Strafie

| Schénebecker StralRe

Von der geplanten BaumafRnahme ist im Kreuzungsbereich Warschauer Stral3e /
Schonebecker StralRe ein archdologisches Flachendenkmal betroffen, welches ein
Kulturdenkmal im Sinne des 8 2 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4 DenkmSchG LSA darstellt.

Dieses Kulturdenkmal kann bei der Ausfiihrung des Vorhabens beeintrachtigt bzw.
verandert werden. Es ist mit dem Vorhandensein von Befunden des archaologischen
Flachendenkmals zu rechnen. Daher handelt es sich um einen Eingriff im Sinne des
§ 10 Abs. 1 DenkmSchG LSA.

Die Beeintrachtigung des in Teil A, Kapitel Ill, Punkt 2 a) dieses Beschlusses genann-
ten Kulturdenkmals wird auf der Grundlage des 8 14 Abs. 1 und Abs. 2 sowie § 10
Abs. 2 genehmigt, da ein Uberwiegendes o6ffentliches Interesse an dem Ausbau des
7. BA der 2. Nord-Siud-Verbindung der StralRenbahn besteht.

Die Abwéagung des durch das Vorhaben bedingten Eingriffs in das Kulturdenkmal
gegeniber den fir das Vorhaben sprechenden Grinde fuhrt zu dem Ergebnis, dass
die Belange des Denkmalschutzes hier zuriicktreten missen.

b)  Eingriff in den Sitdfriedhof

Im Bereich der geplanten BaumaRnahme befindet sich das gemal § 2 Abs. 2 Nr. 1
DenkmSchG LSA bekannte Baudenkmal des Sudfriedhofes.

Die MaRBRnhahme stellt mit der Inanspruchnahme von Teilflachen des Sudfriedhofes
einen Eingriff nach § 10 Abs. 1 DenkmSchG LSA dar, der das Kulturdenkmal erheb-

lich beeintrachtigt.

Die Denkmaleigenschaft des Sudfriedhofes wird im Denkmalverzeichnis der Landes-

hauptstadt Magdeburg wie folgt beschrieben:
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.Gesamtanlage des Sudfriedhofes Magdeburg, ca. 18 ha grof3es parkéahnliches
Friedhofsareal mit Grabern bedeutender Magdeburger Personlichkeiten und beachtli-
chem historischem Baumbestand, nach Planen des stadtischen Gartendirektors Paul
Viktor Niemeyer gestaltet und 1872 eréffnet; zweiter Friedhof nach Reformierung des
stadtischen Begrabniswesens durch Oberbirgermeister August Wilhelm Francke, seit
Umwandlung des Nordfriedhofs in eine 6ffentliche Parkanlage im Jahr 1900, altester
noch genutzter innerstadtischer kommunaler Friedhof; die Anlage zwischen Leipziger
StralRe, RaiffeisenstralRe, Forsterstral3e und Fermersleber Weg in weiten Teilen von
einer historischen Backsteinmauer umgeben, rasterféormig von Wegen und
Baumalleen durchzogene Grabfelder, zentral in Nahe des Haupteingangs und hinter
einem grolRen Blumenbeet die imposante Friedhofskapelle; zahlreiche denkmalpfle-
gerisch und lokalhistorisch bedeutende Grabstatten Magdeburger Birgermeister und

Industrieller.”

Die geplante MafRnahme stellt einen erheblichen Eingriff in den nérdlichen Bereich
des Sudfriedhofes um ca. 6 bis 7 m dar. In diesem Bereich erfolgt eine komplette
Zerstorung der Friedhofsanlage mit dem vorhandenen Baum- und Gehdlzbestand
sowie den Grabanlagen. Zudem hat der Eingriff Auswirkungen auf das historische
Wegesystem.

Im Zuge der Mal3nahme soll an der Ecke Raiffeisenstral3e — Leipziger Stral3e eine ca.
25 m lange Mauerwerkswand analog der historischen Friedhofsmauer zur Leipziger
Stral3e errichtet werden, um die unter Denkmalschutz stehende Grabanlage eindeutig
zur Stral3e hin abzugrenzen. Im Anschluss wird die neue Friedhofsgrenze auf ca. 110
m Lange nach Siuden verzogen, bis sie ca. 6 bis 7 m breit in den Friedhof eingreift.
Von dort aus verlauft die geplante Friedhofsgrenze auf eine Lange von ca. 270 m
nahe einem Hauptweg des Friedhofs - zwischen geplanter Hinterkante Gehweg und

Weg Friedhof ca. 1 m Abstand - in dem die neue Einfriedung eingeordnet wird.

Die Beeintrachtigung der im Teil A, Kapitel Ill, Punkt 2 b) dieses Beschlusses ge-
nannten Kulturdenkmals wird auf der Grundlage des § 14 Abs. 1 und Abs. 2 sowie

§ 10 Abs. 2 DenkmSchG LSA genehmigt, da ein Gberwiegendes offentliches Interes-
se an der Errichtung der neuen Strafenbahntrasse im Rahmen des 7. BA der 2.
Nord-Sud-Verbindung der StralRenbahn besteht.

Die Abwagung des durch das Vorhaben bedingten Eingriffs in das Kulturdenkmal
gegenuber den fir das beantragte Vorhaben sprechenden Grinde fiihrt zu dem Er-

gebnis, dass die Belange des Denkmalschutzes hier zurlicktreten missen. Wie be-
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reits dargestellt, ist das Vorhaben verninftigerweise geboten und daher planerisch
gerechtfertigt. Das Interesse der Vorhabentragerin an der Umsetzung der Errichtung
der neuen StralRenbahntrasse Uberwiegt insoweit das 6ffentliche Interesse am Erhalt

des Baudenkmales.

VIIl. Begrindung der Vorbehalte und Nebenbestimmungen

1. Unterrichtungspflichten

Die verfugten Nebenbestimmungen in Teil A, Kapitel IV, Punkt 1. dieses Beschlusses
beruhen auf Forderungen Trager 6ffentlicher Belange, sind zur Vermeidung nachteili-
ger Wirkungen auf die Rechte Anderer notwendig bzw. sichern dartiber hinaus einen

ordnungsgemaéafien Bauablauf.

Die Unterrichtungspflicht der TAB dient der behérdlichen Bauaufsicht. Es wére un-
verhaltnismaRig, wenn die Vorhabentrdgerin bereits zur Planfeststellung detaillierte
Bauausfuhrungsunterlagen ausarbeiten misste. Denn die Vorhabentragerin kann bei
Stellung des Planfeststellungsantrages noch nicht sicher abschétzen, ob sein Vorha-
ben Uberhaupt oder nur verandert genehmigt wird. Dies lasst die zeit- und kostenauf-
wandige Erstellung von detaillierten Bauausfiihrungsunterlagen vor einer verbindli-

chen Planfeststellung fir sie nicht zumutbar erscheinen.

Uberdies wiirde es die Anforderungen an die planerische Abwagung und an den not-
wendigen Regelungsgehalt der Planfeststellung tGberspannen, wenn insoweit in je-
dem Fall eine bis ins Detail gehende Planung verlangt wiirde. Es kann daher — ohne
dass dadurch eine rechtmafige Abwagung der 6ffentlichen und privaten Belange in-
frage gestellt wirde — die Bauausfilhrung aus der Planfeststellung ausgeklammert
werden, soweit der Stand der Technik fur die zu bewéltigenden Probleme geeignete
Lésungen zur Verfligung stellt (vgl. BVerwG, Urteil vom 05. Marz 1997 — 11 A 5/96,

juris).
2. Bauausfihrung
a) - c) Die verfligten Nebenbestimmungen unter Teil A, Kapitel IV, Punkte 2 a) - ¢)

sind zur Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf Rechte Dritter notwendig
und dienen der fachgerechten Umsetzung des geplanten Vorhabens.
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d) —f) Die Nebenbestimmungen in Teil A, Kapitel IV, Punkte 2 d) — f) sichern die
Belange der StralRenbaulasttragerin sowie der DB Netz AG im Rahmen der

Ausfuhrung des Vorhabens.

g) Fur die dauerhafte bzw. zeitweilige Inanspruchnahme von Flachen wurde
unter Teil A, Kapitel 1V, Punkt 2 g) fir den damit verbundenen Entzug von
grundstiicksbezogenen Rechten ein Anspruch auf Entschadigung dem
Grunde nach festgestellt. Uber die Hohe der Entschadigung wird in einem

gesonderten Entschadigungsverfahren entschieden.

h) Die Nebenbestimmung unter Teil A, Kapitel 1V, Punkt 2 h) dient der Sicher-
stellung der barrierefreien Nutzung von baulichen Anlagen und Zugéngen zu
oOffentlichen Verkehrsmitteln. Die Nutzer missen in die Lage versetzt wer-
den, von fremder Hilfe weitgehend unabhangig zu sein. Sie dient ferner der

Orientierung fur Blinde und Sehbehinderte.

i)-n) Die Nebenbestimmungen zur erschitterungstechnischen Beurteilung (Teil A,
Kapitel IV, Punkte i) - n) sind erforderlich, um zu vermeiden, dass die Anla-
gen unzulédssige Immissionswerte erzeugen. Die Nebenbestimmungen die-

nen somit der Vermeidung von Schaden der Umwelt.

3. Bauzeitbedingte Belastungen

a) Allgemeines

Die verflugte Nebenbestimmung ist zur Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf Rech-

te Dritter notwendig.

b) Baularm

Da die Baustelle nicht zu den genehmigungsbediirftigen Anlagen nach der 4. Blm-
SchV gehdrt, findet auf sie das Schutzregime der 88 22 bis 25 BImSchG Anwendung.
Danach sind nicht genehmigungsbedurftige Anlagen so zu errichten und zu betrei-
ben, dass schadliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem Stand
der Technik vermeidbar sind und die nach dem Stand der Technik unvermeidbaren

schadlichen Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmal3 beschrankt werden.

Ob von der Baustelle schadliche Umwelteinwirkungen ausgehen, beurteilt sich nach
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der geman § 66 Abs. 2 BImSchG fortgeltenden AVV Bauldrm. Bei der Bewertung der
Zumutbarkeit ist nicht auf die Immissionsrichtwerte der AVV Bauldrm abzustellen,
sondern auf den Eingriffswert, d. h. deren Uberschreitung um 5 dB (A), da nach Nr.
4.1. AVV Baularm MaRRnhahmen zur Minderung erst ab diesem Wert geboten sind (vgl.
VGH Mannheim, NVwWZ-RR 1990, 227 f.). Fur die Beurteilung des zumutbaren Bau-
larms ist der Einwirkbereich der Baustelle zu ermitteln. Die Festlegung der zumutba-

ren Gerauschemissionen erfolgt abgestuft nach der Gebietsart.

Die niedrigeren Werte der TA Larm konnen nicht beriicksichtigt werden, da diese
geman Nr. 1 f der TA Larm ausdriicklich nicht fiir Baustellen gilt. Dies gilt auch bei ei-
ner Uber Jahre andauernden Grof3baustelle, da Baularm auch bei langerer Dauer

gleichwohl vortibergehenden Charakter hat.

Mit der Nebenbestimmung unter Teil A, Kapitel 1V, Punkt 3 b), welche die Vorha-
bentragerin dazu verpflichtet, die Bestimmungen der AVV Bauldrm einzuhalten, wird
nach Uberzeugung der Planfeststellungsbehorde sichergestellt, dass damit unzumut-

bare Beeintrachtigungen der Anwohner durch Baularm nicht zu befilirchten sind.

Bei Verstol3en gegen die vorgenannten Vorschriften ist die Untere Immissionsschutz-
behorde zum Einschreiten befugt.

c) Erschitterungen

Die verfugte Nebenbestimmung ist zur Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf Rech-
te Dritter erforderlich.

Fur die Beurteilung der Zumutbarkeit von Erschitterungsimmissionen sind weder im
BImSchG noch in anderen Vorschriften rechtlich verbindliche Grenzwerte festgelegt.
Allerdings sind in der DIN 4150-2, Stand Juni 1999 Anhaltswerte fir die Beurteilung
von Erschitterungsimmissionen auch durch Baumafihahmen enthalten. Mangels
rechtlicher Verbindlichkeit stellen die dort genannten Werte keine absolute Grenze
dar, kbnnen aber bei der Beurteilung der Zumutbarkeit von Erschitterungsimmissio-
nen als konkreter Anhaltspunkt dienen. Bei deren Einhaltung kann regelmafiig von

der Zumutbarkeit der Erschitterungsimmissionen ausgegangen werden.

d) Staubbelastung

Einer durch den Baustellenverkehr méglichen Staubbelastung kann durch die ange-

ordneten Nebenbestimmungen wirksam vorgebeugt werden.
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Einer konkreten Ermittlung der wahrend der Bauzeit durch Baustellenverkehr verur-
sachten Staubbelastung bedurfte es nicht, weil lediglich eine Uber langere Zeit
gleichméRige Staubbelastung zuverlassig prognostiziert werden kann. Angesichts der
UnregelmaRigkeiten des Baustellenverkehrs liegen entsprechende Daten, wie die
voraussichtliche Anzahl und die Art der Fahrzeuge sowie Uber Zeiten und Orte ihres
jeweiligen Einsatzes im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens naturgemaf nicht
vor (vgl. BVerwG, Urteil vom 03. Marz 2011, AZ: 9 A 8/10).

4. Wasserrecht

Die verfligte Nebenbestimmungen in Teil A, Kapitel IV, Punkt 4. erfolgte auf den Hin-
weis der Unteren Wasserbehérde und dient der Sicherstellung wasserrechtlicher Be-

lange im Falle der Erschliel3ung von Grundwasser.

5. Naturschutz und Landschaftspflege

a) Erfolgskontrolle und Meldung

Die verfugten Nebenbestimmungen haben ihre Grundlage in den 88 13 bis 19
BNatSchG i. V. m. 8 7 NatSchG LSA und den entsprechenden Ausfiihrungsbestim-
mungen (Runderlass des MLU, MI, MW und BMV vom 27. Juli 2005 — 42.2-22301/3)
zur Umsetzung und Sicherung des nachhaltigen Erfolges der durchgefiihrten Malf3-
nahmen zum Ausgleich und / oder Ersatz von unvermeidbaren Beeintrachtigungen

von Natur und Landschaft (KompensationsmalRhahmen).

b) Informationen

Die Nebenbestimmung wurde als Grundlage fur die Vollzugskontrolle fur die festge-

setzten landschaftspflegerischen Malinahmen erlassen.

c) Nebenbestimmungen zur Eingriffsgenehmigung

Die verfugten Nebenbestimmungen unter Teil A, Kapitel IV, Punkt 5 ¢), Punkte aa)

und bb) dienen der weitgehenden Eingriffsvermeidung.

Durch die unter Punkt cc) aufgefiihrte Nebenbestimmung soll gewéahrleistet werden,
dass die vorgesehenen Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen sowie die Gestaltungs-

mafinahmen den naturschutzfachlichen Anforderungen weitgehend entsprechen.
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Die Nebenbestimmung unter Punkt dd) beinhaltet Festlegungen zur Herstellungs-
und Erfolgskontrolle sowie zur Nachbesserungspflicht bei nicht hinreichend fachge-

rechter Umsetzung der Kompensationsmafl3nahmen.

Die unter den Punkten ee) — jj) aufgefihrten Nebenbestimmung dienen der nachhalti-

gen Sicherung der Gehdlzanpflanzungen und Grunflachen.

d) Nebenbestimmungen zur erteilten Befreiung nach 8 67 BNatSchG

Gemall 8§ 67 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG kann die Befreiung mit Nebenbestimmungen
versehen werden. Insbesondere sind die Bestimmungen zur Eingriffsregelung sinn-
gemal anwendbar. Vorliegend sind daher gemaR § 15 Abs. 2 BNatSchG unver-
meidbare Beeintrachtigungen des Naturhaushalts und des Landschaftshildes auszu-
gleichen. Die Beeintrachtigung besteht hier in der Schadigung der Allee durch den
Verlust der Baumreihe, die gemaf § 21 NatSchG LSA ein eigenes naturschutzrechtli-
ches Schutzobjekt darstellt. Als Ausgleich kommt vor allem eine Wiederherstellung
des beschadigten Schutzobjekts in Betracht. Denn gemal3 § 15 Abs. 2 Satz 2
BNatSchG ist eine Beeintrachtigung ausgeglichen, wenn und sobald die beeintrach-
tigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind
und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt ist. Durch die verfiigte
Neuanpflanzung wird dieser Anforderung bestmaglich entsprochen.

Die Ausgleichsmaflinahme ist auf die Wiederherstellung des Schutzobjekts ,Baumrei-
he" im Sinne von § 21 NatSchG LSA abzustellen; der einzelne Baum ist dabei von
untergeordneter Bedeutung.

Die Neupflanzung erfolgt mit dem Ziel, eine einheitliche Baumreihe herzustellen, in
der die einzelnen Baume durch die Herrichtung ihrer Standorte nach den neuesten
Erkenntnissen optimale Entwicklungschancen haben. Die Wahl der Baumart bzw. der
Sorte Kaiser-Linde gewahrleistet aufgrund der hochwertigen Qualitdt zudem ein ein-
heitliches und ansprechendes Bild sofort nach der Pflanzung sowie die relativ schnel-

le Entstehung einer stattlichen Allee.

6. Larmschutz

Im Planfeststellungsgebiet ist es auch unter Berlcksichtigung des Verhaltnismafig-
keitsgebotes nicht mdglich, in allen betroffenen Bereichen, die von der 16. BImSchV

vorgegebenen Tages- und Nachtgrenzwerte einzuhalten. Aus diesem Grund sind
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Larmschutzmalinahmen notwendig. Da aktive LarmschutzmalRnahmen aus bautech-
nischen Griinden nicht moglich sind, wird fur die Betroffenen ein Anspruch auf passi-
ven Schallschutz dem Grunde nach festgestellt. Es besteht demnach Anspruch auf
Erstattung der Kosten fur den Einbau der erforderlichen larmdammenden Einrichtun-

gen in den schutzbedirftigen Raumen.

Zu den Schallschutzmal3inahmen gehort auch der Einbau von Liftungseinrichtungen
in Schlafraumen sowie in Raumen mit sauerstoffverbrauchender Energiequelle. Die
erforderlichen Schallschutzmafinahmen sind im Rahmen der Ausfiihrungsplanung
unter Berlicksichtigung der individuellen Grundstiicksverhaltnisse der betroffenen
Grundstlickseigentimer von der Vorhabentragerin unter Beachtung der 24. BImSchV

festzulegen und auszuftihren.
Bei Gebauden, bei denen die Nachtgrenzwerte Uberschritten werden, ist flr Schlaf-
raume und fur zum Schlaf geeignete Raume auf Antrag durch den Eigentiimer eine

Beluftung vorzusehen

Damit ist sichergestellt, dass keine schadlichen Umwelteinwirkungen durch Ver-

kehrslarm verbleiben.

7. Gesundheits- bzw. Infektionsschutz

Die Nebenbestimmung wurde auf der Grundlage einer entsprechenden Forderung
des Gesundheits- und Veterindramtes der Landeshauptstadt Magdeburg erlassen.

8. Bodenschutz

Die verfligten Nebenbestimmungen in Teil A Kapitel 1V, Punkt 8. dieses Beschlusses

dienen zur Umsetzung der bodenschutzrechtlichen Belange.

9. Abfallwirtschaft

Die Nebenbestimmungen sollen sicherstellen, dass die Verwertung von Abféllen ge-

mali § 7 Abs. 3 KrWG ordnungsgemal? und schadlos erfolgt.

10. Kampfmittelbeseitigung

Die verfugte Nebenbestimmung im Teil A, Kapitel IV, Punkt 10. ist zur Vermeidung
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nachteiliger Wirkungen auf Rechte Dritter notwendig. Sie dient dem Schutz der Be-
vilkerung, vorhandener Anlagen sowie dem Bauvorhaben selbst. Die mit dem Bau-
vorhaben belegten Flachen wurden als Kampfmittelverdachtsflachen (Bombenab-
wurfgebiet) eingestuft, so dass hier bei Tiefbauarbeiten oder sonstigen erdeingreifen-
den MalBnahmen mit dem Auffinden von Bombenblindgéngern gerechnet werden
muss. Daher war eine vorangehende Untersuchung des betreffenden Baufeldes auf

das Vorhandensein von Kampfmitteln festzusetzen.

11. Brand- und Katastrophenschutz

Die verfigten Nebenbestimmungen in Teil A, Kapitel VI, Punkt 11. dieses Beschlus-
ses beruhen auf gesetzlichen Bestimmungen sowie auf Forderungen Trager 6ffentli-
cher Belange. Sie berlcksichtigen deren Belange und sind dartber hinaus erforder-

lich zur Gewahrleistung eines ordnungsgemafen Brand- und Katastrophenschutzes.

12. Denkmalschutz

In dem von der MaflRhahme betroffenen Bereich befinden sich mehrere Kulturdenkma-
le im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 1, 3 und 4 DenkmSchG LSA.

Da es sich bei der BaumalRnahme um einen die Kulturdenkmale beeintrachtigenden
Eingriff im Sinne des § 10 Abs. 1 DenkmSchG LSA handelt, besteht zum nachhalti-
gen Schutz der betroffenen Denkmale die Notwendigkeit, die in Teil A, Kapitel IlI,
Punkt 2. verfliigte Genehmigung mit den in Teil A, Kapitel IV, Punkt 12. enthaltenen
Nebenbestimmungen gemanR § 36 VwWV{G zu erteilen.

a) Archéologische Begleitung

Da in dem Kreuzungsbereich Warschauer Strafl3e / Schdnebecker Strale mit dem
Vorhandensein von Befunden eines archadologischen Flachendenkmals zu rechnen
ist, missen die Bodenbewegungen bodendenkmalpflegerisch begleitet werden. Zur
Dokumentation der Funde und Befunde ist der Einsatz eines mobilen Arch&olo-
gieteams erforderlich. Die Einzelheiten dazu sind in einem mit dem Landesamt fir

Denkmalpflege und Archaologie abzuschlie3enden Vertrag zu regeln.

b) Denkmalgerechte Anpassungen Sudfriedhof

Da die MalRnahme in den Bereich des Sidfriedhofes eingreift, bedarf dies einer

denkmalvertraglichen Anpassung.
Seite 75 von 161



Die betreffenden Nebenbestimmungen entsprechen den Vorgaben der Unteren
Denkmalschutzbehérde zur Sicherstellung einer denkmalvertraglichen Gestaltung

und Abgrenzung des Sudfriedhofs.

13. Infrastruktur und Versorgungsleitungen Dritter

Die verfugten Nebenbestimmungen in Teil A, Kapitel IV, Punkt 13. dieses Beschlus-
ses beruhen auf gesetzlichen Bestimmungen sowie auf Forderungen Trager offentli-

cher Belange und Versorgungsunternehmen. Sie berticksichtigen deren Belange.

IX. Begrundung der Hinweise

Die in dem Planfeststellungsbeschluss in Teil A, Kapitel V, Punkt 2. aufgefiihrten Hin-
weise beruhen auf Mitteilungen Trager o6ffentlicher Belange und sind der Vorha-

bentragerin fur die Bauausfihrung dienlich.

X. Abwagung der Belange

1. Raumordnung, Landes- und Regionalplanung

a) Begrindung der Raumbedeutsamkeit

Gemal §8 3 Nr. 6 ROG sind raumbedeutsame Planungen und MalRnahmen Planun-
gen einschlieBlich der Raumordnungsplane, Vorhaben und sonstige MalRnahmen,
durch die Raum in Anspruch genommen oder die raumliche Entwicklung oder Funk-
tion eines Gebietes beeinflusst wird, einschlielich der hierflr vorgesehenen offentli-

chen Finanzmittel.

Die Raumbedeutsamkeit des Vorhabens im Sinne von raumbeeinflussend ergibt sich
aus der Funktion der StraBenbahn als wichtiger Bestandteil des OPNV- Konzeptes

der Landeshauptstadt Magdeburg.

b) Begrindung der landesplanerischen Feststellung

Der Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt enthalt die landesbedeut-
samen Ziele und Grundsétze der Raumordnung, die der Entwicklung, Ordnung und
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Sicherung der nachhaltigen Raumentwicklung des Landes Sachsen-Anhalt zugrunde
zu legen sind. Diese festgelegten Ziele und Grundsatze der Raumordnung wurden in
die regionalen Entwicklungsplane tbernommen und, soweit erforderlich, konkretisiert
und erganzt. Dabei sind die Ziele und Grundsatze der Raumordnung, die der Ent-
wicklung, Ordnung und Sicherung der nachhaltigen Raumentwicklung in der Pla-

nungsregion dienen, festgelegt.

Im Landesentwicklungsplan ist unter Ziffer 5.9.7.3 die Festlegung enthalten, dass
.soweit das zu erwartende Fahrgastaufkommen es rechtfertigt, der 6ffentliche Stra-
Renpersonenverkehr (Bus und StraRenbahn, OSPV) und der Schienenpersonennah-
verkehr (SPNV) vorrangig zu erhalten, schrittweise barrierefrei zu gestalten und zu
einerleistungsfahigen Alternative zur Nutzung individueller Kraftfahrzeuge auszu-

bauen (ist)".

Das geplante Vorhaben entspricht diesem im Landesentwicklungsplan formulierten

Ziel der Raumordnung.

Zu den Belangen der Raumordnung fir die raumbedeutsame Planung erfolgte die
landesplanerische Abstimmung nach 8 13 LEntwG LSA durch Einholung der Stel-
lungnahme der Landesentwicklungsbehdorde.

Eine Vereinbarkeit der Planung mit den Zielen der Raumordnung wird festgestellt.

2. Priafung der Umweltvertraglichkeit

a) Einordnung des Projektes in den rechtlichen Rahmen zur Umweltvertrag-

lichkeitsprifung

Die Notwendigkeit zur Durchfiihrung einer UVP ergibt sich fir das Vorhaben der 2.
Nord-Sud-Verbindung der StralBenbahn in Magdeburg, BA 7 durch eine Einzelfallpri-
fung (EFP) nach Anlage 1 Nr. 14.11. Im Ergebnis der EFP wurde durch die Natur-
schutzbehoérde im Jahr 2014 festgestellt, dass mit dem Neubau der Stral3enbahntras-
se in der RaiffeisenstralBe und der Warschauer Straf3e erhebliche bzw. nachteilige
Umweltauswirkungen verbunden sein kénnen. Aus diesem Grund ist hach § 3 ¢

UVPG fur dieses Vorhaben eine UVP-Pflicht gegeben. Fiur die Festlegungen des
Untersuchungsrahmens der UVS, insbesondere zu Inhalt, Umfang und Methodik,

wurde am 20. November 2014 ein Scoping-Termin gemaR § 5 UVPG durchgeflhrt.
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b) Beschreibung der Wirkungen des Projektes

Im Rahmen der UVS wurden folgende Varianten im Hinblick auf ihre Auswirkungen

auf den Naturhaushalt untersucht:

- Nullvariante

- Variante 1 mit Ausbau eines besonderen Bahnkdrpers in der Raiffeisenstra-
e mit Erhalt der Baumreihe an der Nordseite der Raiffeisenstralle,
Neupflanzungen der Baumreihe an der Sudseite und Eingriff in einen Ge-
l&andestreifen des Sudfriedhofes

- Variante 2 ohne Ausbau eines besonderen Bahnkoérpers im Abschnitt
Leipziger StralRe bis Freie StraRe mit Erhalt der Baumreihen an der Nord-

und Sudseite.

Fur beide Varianten wird fir den anschlieRenden Abschnitt Freie Stral3e bis Scho-
nebecker StralRe sowie fir den Einbindungsbereich der Schonebecker StralRe nur
eine Variante als realisierbare Verkehrslosung, die den Anforderungen aller Verkehrs-

teilnehmer gemaf RASt 2006 und der BOStrab entspricht, ausgewiesen.

aa) Schallemissionen/Erschitterungen

Um Aussagen zu den potenziellen Auswirkungen des geplanten Vorhabens durch
Schallemissionen/-immissionen sowie durch Erschitterungen treffen zu konnen, wur-
den durch das Gutachterbiro I.B.U. schwingungs- und schalltechnische Untersu-
chungen durchgefiihrt und innerhalb der Gutachten mit Stand vom 06. Mai 2015 (Er-
schitterungsgutachten) bzw. vom 29. Juli 2015 (Schallprognose) ausgewertet. Im
Rahmen der Uberarbeiteten Planung wurden zudem die Erkenntnisse bzw. Abstim-
mungsergebnisse anhand der vorgebrachten Einwendungen zum Schallschutz be-
ricksichtigt und im Erdrterungstermin vorgestellt.

Detaillierte Aussagen dazu sind im Kapitel d) aa) und bb) enthalten.

bb) Luftschadstoffe

Neben der bereits bestehenden Vorbelastung des stadtischen Bereichs an Luft-
schadstoffen, werden keine zusatzlichen Luftschadstoffemissionen durch den Betrieb

der StralRenbahn im Trassennahbereich freigesetzt, da diese sich auf den Produkti-

onsort der elektrischen Energieerzeugung verlagern.
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cc) Wasser (Niederschlagswasser, Grundwasser, Oberflachenwasser)

FlieBgewasser sind durch das Vorhaben nicht betroffen. Aus diesem Grund erfolgen
dazu keine weiteren Untersuchungen. Das Grundwasser wird anhand der vorhande-
nen Daten aus dem Landschaftsplan und dem Landschaftsrahmenplan beurteilt. Im
Hinblick auf das Niederschlagswasser erfolgte ein Nachweis zur Regenwasserablei-
tung fur die Bereiche Raiffeisenstra3e und Warschauer Straf3e inklusive des Erweite-

rungsabschnitts Schonebecker Stral3e (vgl. Ausfliihrungen in Kapitel k ff).

c) Beschreibung des Projektstandorts, der stadtischen und Ubergeordneten
Planungen / Schutzgebiete, Schutzausweisungen sowie der Auswirkun-

gen

Bei der Beschreibung des Bestands sowie der Auswirkungen auf die Schutzgulter
wurde auf die UVS Stand August 2016, den LBP in der Uberarbeiteten Fassung vom
25. Oktober 2016 sowie auf das Baumgutachten vom 26. November 2014 zuriickge-
griffen. Weiterhin wurden die fachbehérdlichen Stellungnahmen sowie die daraus

gewonnenen Erkenntnisse bericksichtigt.

Der Neubau der Strafenbahntrasse ist Bestandteil der Bauleitplanung der Landes-
hauptstadt Magdeburg. Die Strafenbahnstrecke ist im Flachennutzungsplan als Teil
des Verkehrsraums der Raiffeisenstrae / Warschauer StralRe berticksichtigt. Der Un-
tersuchungsraum verlauft entlang der Raiffeisenstral3e / Warschauer Strafl3e zwischen
der Leipziger StralRe und der Schénebecker StralBe. Der Stralenzug fihrt radial um
das Stadtzentrum und verbindet die siiddstlich gelegenen Stadtteile mit den Stadtge-
bieten im Westen. Die Raiffeisenstra3e / Warschauer Strafle sind Teil einer radialen

Verbindung mit dem Europaring — Westring — Sudring und Wiener Strafl3e.

Im Flachennutzungsplan werden die an die Stral3e angrenzenden Flachen wie folgt

gekennzeichnet (Beschreibung des gesamten Bauvorhabens):

- Nordseite, beginnend an der Leipziger Stral3e in Richtung Osten

- ein Wohngebiet von der Leipziger Straf3e bis zur Dodendorfer Stral3e
- Danach schliel3t sich bis zu den Bahnanlagen ein Gewerbegebiet an.
- Es folgt der Bahnhof Buckau und bis zur Schonebecker StralRe Wohnbauflache

mit kulturellen Einrichtungen (Puppentheater).

- Slidseite, beginnend an der Leipziger Stral3e in Richtung Osten
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- Von der Leipziger StralRe bis zur Fdrsterstrale wird die Raiffeisenstraf3e in std-
licher Richtung vom Sidfriedhof begrenzt. Kurz vor der Forsterstralle befindet

sich ein Pflegestutzpunkt des SFM.

- Zwischen der Forsterstrale und der Dodendorfer StralRe wurde im FNP eine

Wohnbauflache ausgewiesen.

- Daran schlief3t sich bis zu den Bahnanlagen eine Parkanlage (Grunflache) an.
- Zwischen der Bahnanlage und der Schénebecker Stral3e befinden sich Wohn-
bauflachen.

Entlang der Schonebecker Stral3e erstrecken sich beidseitig Wohnbauflachen.

Die folgenden Bebauungspléne beruhren bzw. Giberschneiden den Planfeststellungsbe-
reich und wurden entsprechend beachtet. Die Ziele der Planfeststellung stehen nicht
im Widerspruch zu den Planungszielen der Bebauungsplane

- 452 —1 ,BleckenburgstralRe

- 453 -1 ,BudenbergstraRe”

- 451 - 2 ,Buckau West"

- 455 —1 ,Schonebecker Strale.

d) Schutzgut Mensch

Das Schutzgut Menschen einschlie3lich der menschlichen Gesundheit wird abgebil-
det durch die Teilaspekte:

- Wohn- und Wohnumfeld, Nutzungsanspriiche, Larm und Gesundheit

- Gewerbliche Nutzung,

- Erholungsnutzung

- Verkehr

- Kulturelle Nutzung.

aa) Beschreibung Ist-Zustand

Das Gebiet liegt am Rand des Magdeburger Stadtzentrums und hat eine ungeféhre
Einwohnerdichte im Stadtteil Leipziger Straf3e von 57,3 EW/ha und im Stadtteil Su-
denburg von 33,9 EW/ha. Es handelt sich nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 ROG um einen ver-

dichteten Raum.

Wohnen
Entlang der RaiffeisenstraRe befindet sich auf der Nordseite zwischen der Leipziger
Stral3e und der Dodendorfer Strafl3e ein ausgedehntes Wohngebiet. Dieses besteht aus

Seite 80 von 161



drei- bis viergeschossigen Gebauden. Auf der Sudseite grenzt zwischen der Forster-
straRe und der Dodendorfer Stral3e ebenfalls ein Wohngebiet an die Verkehrsflache.
Danach findet man bis zu den Bahnanlagen (Sudseite) etwas zurilickgesetzt hinter ei-
ner Grunflache Wohngebaude. Entlang der Warschauer Straf3e grenzt nur auf der

Sidseite ein Wohngebiet direkt an den Verkehrsraum

Gewerbe

Gewerblich genutzte Objekte findet man in den folgenden Bereichen:

- Auf der Nordwestecke der Kreuzung Leipziger StraRe / Wiener StralRe wurde ein
Mischgebiet ausgewiesen. Hier befindet sich ein Wohn- und Geschéftshaus.
Dieses wird in der Erdgeschosszone fir Geschéafte und in den dariber liegenden

Geschossen fir Biros und zum Wohnen genutzt.

- Entlang der Slidseite der Raiffeisenstraf3e befinden sich im Erdgeschoss mehre-

re Geschafte und Blros

- Westlich der Forsterstrafle steht ein Pflegestitzpunkt des SFM.

- Zwischen der Dodendorfer Stralle und den Bahnanlagen wurde ein Autohaus
errichtet. Dieses wird Uber die Neue Stral3e erschlossen. Die Flache des Auto-

hauses wurde als gewerbliche Bauflache im FNP ausgewiesen.

- Direkt neben der Bahnbriicke befindet sich stidlich der Stral3e ein Hotel, mit einer
Spielothek und Parkplatzen.

- Am Knoten Warschauer Stral3e / Schonebecker Stralte steht an der Klosterber-

gestral3e ein Einkaufsmarkt fur die Versorgung (Lebensmittelmarkt).

Insgesamt ist feststellen, dass kein stérendes Gewerbe im naheren Untersu-

chungsraum vorhanden ist.

Kulturelle Einrichtung

Auf der Nordseite der Warschauer Strafl3e befindet sich das Puppentheater der Lan-
deshauptstadt Magdeburg. Hier ist ein reger Publikumsverkehr zu beobachten und die
Nutzung ist bezogen auf den Larmschutz und die Erschitterungen empfindlich. Neben
dem Puppentheater wurde neben dem Knoten mit der Porsestral3e in einer Villa die
Figurensammlung untergebracht (,,Villa P*).
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Friedhof

Von der Leipziger Stral3e bis zur Forsterstral3e wird die Raiffeisenstrale vom Sudfried-
hof begleitet, einem der grol3en stadtischen Friedhéfe Magdeburgs. Die Anlage pragt
mit ihren ausgedehnten Grunflachen, dem Baumbestand und den teilweise histori-

schen Grabanlagen den Landschaftsraum.

Erholungsnutzung

Eine Erholungsnutzung ist im Gebiet im Sudfriedhof und auf der Grunflache sudlich der
Warschauer Stral3e zwischen der Dodendorfer und der Freien Stral3e vorhanden. Hier
befindet sich eine Grunflache, die von den Bewohnern der Umgebung als Aufenthalts-

und Erholungsraum genutzt wird.

Verkehr

Der Untersuchungsraum liegt an der Raiffeisenstraf3e und Warschauer StraRe. Mit den
weiterflhrenden StraRen (Wiener Stral3e, Westring und Europaring) wurden die Raiff-
eisenstralRe und die Warschauer Stral3e als RingstralRe um das Stadtzentrum angelegt,
damit der Verkehr um das Stadtzentrum herum gefiihrt wird. Die Stral3en sind Haupt-
netzstraRen von lokaler Bedeutung. Weiterhin ist im Untersuchungsraum der Ubergang
von der StralBenbahn und dem Bus zur S- und Regionalbahn am Bahnhof Buckau
wichtig. Entsprechend der Radfahrkonzeption des Stadtplanungsamtes der Landes-
hauptstadt Magdeburg (Heft 9, 1995) verlauft entlang der Strafl3e eine wichtige Rad-
fahrverbindung. Diese Radfahrverbindung wird durch die Ausweisung von durchge-
henden Radwegen beriicksichtigt.

Larm

Konkrete Angaben zur Larmsituation im Beurteilungsraum kdnnen dem vorliegenden
Fachgutachten entnommen werden. Dieses ist Bestandteil der technischen Unterlagen
(Schwingungs- und Schalltechnisches Untersuchung, Luftschallimmissionen Straf3en-

und Schienenverkehr vom 29. Juli 2015 vom Biro 1.B.U).

Erschitterungen und Schwingungen

Die Ergebnisse der Untersuchungen zum Kdérperschall und zu Schwingungsimmissio-
nen sind ebenfalls in einem Fachgutachten ausgefiihrt. Dieses ist gleichfalls Bestand-
teil der technischen Unterlagen (Schwingungs- und Schalltechnische Untersuchung,

Schwingungsimmissionen Schienenverkehr vom 06. Mai 2015 vom Buro 1.B.U.).
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Bewertung

Der Raum ist wegen seiner Struktur und den vorhandenen Belastungen relativ un-
empfindlich gegenldber dem geplanten Stral3enausbau. Die empfindlichsten / wert-
vollsten Flachen sind die vorhandenen Wohngebaude, die Flache des Friedhofs, das
Puppentheater sowie die vorhandene Parkanlage. Hierzu missen die Grenzwerte

(Schall und Erschitterung) eingehalten werden.

bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gemaR § 11 UVPG

Der Mensch als Schutzgut nutzt die Flachen im Untersuchungsraum. Beschrieben
werden die Veranderungen durch das Vorhaben im Raum in Bezug auf die folgenden
Umweltaspekte:

- Wohnen

- Gesundheit

- Verkehr und Erschliel3ung

- Arbeiten — gewerbliche Nutzung

- Erholung und Freizeit.

Baubedingte Auswirkungen

Wahrend der Bauphase entstehen Beeintrachtigungen durch den Larm, die Erschiitte-
rungen und den Staub der Baufahrzeuge und der Bauarbeiten. Diese werden sich auf
alle Schutzgiter negativ auswirken. Auch wird die Erreichbarkeit der Gebdude wah-
rend der Bauphase eingeschrénkt. Diese Belastungen sind auf die Bauphase zeitlich
befristet. Als erheblich einzustufen ist, dass zur Vorbereitung der BaumalRnahme, zur
Baufeldfreimachung in den Gehdlzbestand eingegriffen werden muss.

Anlagebedingte Auswirkungen

Durch die geplante Baumafinahme wird unterschiedlich in das Umfeld der Wohnungen
direkt an der StralRe eingegriffen und das vorhandene ,,Grin“ beseitigt. Dies verandert
deutlich das Wohnumfeld.

Betriebsbedingte Auswirkungen
Die erheblichsten Auswirkungen fir den Menschen entstehen durch die betriebsbe-
dingten Auswirkungen. Mit dem Stralenbahnverkehr kommt es zu Larm, Erschitterun-

gen und durch die Oberleitung zu elektromagnetischen Wellen.
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Larm
Im Gutachten zum Schallschutz unter Punkt 7 ,Ergebnisse und Beurteilung” wird zu
den Auswirkungen des Gesamtverkehrs (Straf3en- und Schienenverkehr) Folgendes

ausgesagt:

An einzelnen Punkten wird eine Zunahme des Immissionsspiegels mit gleichzeitiger
Uberschreitung der Werte von 70 dB(A) am Tage und bzw. 60 dB(A) in der Nacht er-
mittelt. FUr diese Standorte besteht daher im Hinblick auf die Anforderungen der 16.

BImSchV ein Anspruch auf Schallschutz dem Grunde nach.

Erschitterungen / Schwingungen

Als Ergebnis des Gutachtens wird im Punkt 6 ,Beurteilung” Folgendes festgestellt:

Raiffeisenstralle / Warschauer Stral3e

Im Bereich des Normalgleises werden die 1,5-fachen Anhaltswerte nach DIN 4150-2
unterschritten. Nur im Bereich der Weichenanlage in der Warschauer Stral3e wird der
1,5-fache Anhaltswert nach DIN 4150-2 fir Wohngebiete erreicht. Der Orientierungs-
wert fur Schlafraume von 40 dB(A) wird an einzelnen Gebauden méglicherweise Uber-
schritten. Im Bereich der Weichenanlage in der Warschauer Stral3e und im Gleisdrei-
eck Warschauer StralRe / Schonebecker Stral3e sind relativ hohe Schallpegel zu erwar-

ten. Hier sind MaRnahmen zur Reduzierung der Koérperschallemission zu ergreifen.

Schoénebecker Stralle

Im Normalgleisbereich besteht keine Notwendigkeit eine schwingungsmindernde
Oberbauform einzusetzen. Die Erhéhung der Kennwerte im Bereich des Gleisdreiecks

wurde bereits beschrieben.

Wiener Stral3e / Leipziger StralRe

Durch den Einbau des bereits mit dem Ausbau der Wiener Stral3e festgelegten Masse-
Feder-Systems werden auch weiterhin die Orientierungs- und Anhaltswerte eingehal-

ten.

Puppentheater

Die derzeit im Puppentheater auftretenden Immissionen wurden im Rahmen einer Be-
weissicherungsmessung dokumentiert. Die bestehenden Erschitterungen liegen aktu-
ell oberhalb der Fuhlschwelle. Es wird aber der 1,5-fache Anhaltswert nach DIN 4150-2
fir Wohngebiete unterschritten. Mit dem Ausbau der Gleisanlagen und vor allem des
Gleisdreiecks werden diese Anhaltswerte tGberschritten. Aus diesem Grund sind Malf3-

nahmen zur Minderung der Erschiitterungsemission erforderlich.
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Elektromagnetische Vertraglichkeit

In einer Stellungnahme zur Elektromagnetischen Vertraglichkeit wird vom Gutachterbi-
ro IfB Ulrich Bette nachvollziehbar darauf hingewiesen, dass eine Stralienbahntrasse
mit 600 V Gleichspannung nicht der 26. BImSchV unterliegen. Aus diesem Grund sind

hierfur keine weiteren Untersuchungen notwendig.

cc) Malnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensations-

malRnahmen

VermeidungsmafRnahme V 2
Einsatz von elastischen Oberbausystemen zur deutlichen Reduzierung des Korper-

schalls und der Erschitterungen entsprechend der Festlegung des Gutachtens.

Vermeidungsmaflnahme V 3
Einbau von Larmschutzmafinahmen an den Gebauden entlang der Trasse zur Redu-
zierung der Larmbelastung in den Wohnraumen. Die MalBhahmen ergeben sich aus

den Ergebnissen des Fachgutachtens.

dd) Bewertung nach § 12 UVPG

Unter Berticksichtigung der 0.g. sowie im Folgenden aufgefuhrten Vermeidungs- und
Minderungsmafinahmen ist durch das geplante Vorhaben nicht mit erheblichen Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Mensch zu rechnen.

e) Schutzgut Tiere, Pflanzen

Das Gebiet gehort gemall dem Landschaftsprogramm zum pflanzengeographischen
Raum der Magdeburger Bérde. Hier nimmt dieses Gebiet eine Randlage zum Elbtal
ein.

Als potentielle, natiirliche Vegetation kann fir die Flachen des Untersuchungsraumes
ein typischer Haselwurz — Labkraut — Traubeneichen — Hainbuchenwald angesehen

werden.

Im Untersuchungsraum sind keine Reste dieser Pflanzengesellschaft mehr vorhanden.
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aa) Beschreibung Ist-Zustand

Pflanzen

Beschreibung der vorhandenen Biotoptypen

PYD Biotoptyp entsprechend der Kartieranleitung Lebensraumtypen Sachsen —
Anhalt , Teil Offenland vom LAU 11.05.2010

HRB Baumreihe aus Uberwiegend einheimischen Gehdlzen

HED Baumgruppen aus tberwiegend nicht einheimischen Gehdlzen

HEX Sonstiger Einzelbaum

PYA Beet / Rabatte (private Griinflache)

PYB Parkanlage mit altem Baumbestand (gut strukturiert)

PYD Friedhof mit altem Baumbestand (gut strukturiert)

PYY Sonstige Grinanlage, nicht parkartig

BSA Wohnbauflachen — Innenstadtbereich

BSG Wohnbauflache — Villenbebauung, lockere Bebauung, Flache des Puppenthea-
ters

BID gewerblich genutzte Flachen

VWB befestigte Wege (Geh- und Radwege)

VSB Stral3en

VBA Bahn- und Gleisanlagen (in Betrieb)

VBC Bahnhofe

Bestand

Die beiden Stral3enziige (Raiffeisenstrale und Warschauer Strafl3e) werden durch eine
geschlossene Lindenallee gesaumt (geschutzte Allee nach § 21 NatSchG LSA). Im
Abschnitt zwischen Leipziger Stral3e und Dodendorfer Straf3e handelt es sich um &ltere
Baume, die teilweise auch schon vorgeschédigt sind. Zwischen der Dodendorfer Stra-
Re und den Bahnanlagen wurden bereits neue Baume gepflanzt (ca. 10 Jahre alt).
Diese sind in einem guten, wiichsigen Zustand. Danach stehen bis zur Schénebecker

Stral3e wieder altere Linden.

Die Baume stehen entweder auf vegetationsfreien Baumscheiben oder in Pflanzstrei-
fen, die mit Rasen begrunt sind. Im Straenraum findet man keine weiteren Vegetati-

onsstrukturen.

Im Verlauf der Raiffeisenstrafl3e begleitet Giber weite Strecken der Sudfriedhof die Stra-

Re. Hier beginnt unmittelbar hinter dem Zaun ein dichtes Gebuisch aus Baumen und
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Strauchern. Der Sudfriedhof mit seinen ausgedehnten Grinflachen ist der Lebensraum
einer Vielzahl an Tier- und Pflanzenarten. Besonders fur Vogel stellen die ausgedehn-

ten lockeren Gebulische ideale Lebensraume dar.

Ebenso verhélt es sich mit der Griinflache zwischen der Warschauer Stral3e und der
GrusonstraRe. Die Allee entlang der Raiffeisenstrale und Warschauer StralRe wird
durch den 8§ 21 NatSchG LSA geschitzt.

Im Zuge der Untersuchungen wurden die Baume entlang der Raiffeisenstral3e, der

Warschauer und der Schonebecker StralRe erfasst und bewertet.

Geschitzte Arten

Artenschutzrechtliche Betrachtungen

Auf der Grundlage des § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, wild lebenden Tieren
der besonders geschitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu
téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu enthehmen, zu beschadigen oder
zu zerstéren, wild lebende Tiere der streng geschitzten Arten und der europdaischen
Vogelarten wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und
Wanderungszeiten erheblich zu stéren, Fortpflanzungs- oder Ruhestéatten der wild le-
benden Tiere der besonders geschitzten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu be-
schadigen oder zu zerstoren, wild lebende Pflanzen der besonders geschuitzten Arten
oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu

beschadigen oder zu zerstdren (Zugriffsverbote).

Es ist weiter festgelegt (Abs. 5), dass die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote

nach MaR3gabe der Séatze 2 bis 5 im Falle von Eingriffen gleichfalls gelten.

Saugetiere

Im Untersuchungsgebiet wurden Kartierungen zum Vorkommen von Fledermausen
durchgefuhrt. Im Untersuchungsgebiet selbst wurden keine Fledermausarten registriert
bzw. festgestellt. Auf Fledermause bezogen sind durch die geplanten Baumafnahmen

keine Verstdlie gegen 8§ 44 BNatSchG zu beflirchten.

Vogel

Im Untersuchungsgebiet und in seinen angrenzenden Bereichen konnten insgesamt 29
Vogelarten nachgewiesen werden, die eine Bindung zu den vorhandenen Habitaten
haben. Von den nachgewiesenen Arten befinden sich nahezu keine Brutplatze im Ein-

griffsbereich. Die Strallenbaume haben keine Baumhohlen. Nur Ringeltaubennester
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wurden hier gefunden. Der nach Stden angrenzende Sudfriedhof ist reich an Vdgeln,
sowohl hinsichtlich der Diversitat als auch hinsichtlich der Individuendichte. Auch der
Park gegeniiber dem Autohaus Engelmann wird von einigen Arten als Brutplatz ge-
nutzt. Nach den Beobachtungen kann davon ausgegangen werden, dass ausschliel3-
lich Brutplatze der Ringeltaube vom Eingriff betroffen sind. Baubedingte Gehdlzent-
nahmen fuhren innerhalb des Eingriffsbereiches zur Zerstérung von Brutstatten. Damit
ergeben sich Verstdlle gegen das Stérungs- und Zerstérungsverbot von Niststatten.

Diese sind zu vermeiden.

Festlegungen

Zerstorungsverbot von Niststatten: Gehoélzentnahmen haben grundsatzlich innerhalb
der gesetzlich festgelegten Frist von Marz bis September zu unterbleiben. Da in inner-
stadtischen Bereichen manche Vogelarten (darunter auch die Ringeltaube) den Brut-
beginn bereits im Winter vollziehen kénnen (gegebenenfalls sogar schon im Januar),
sollten die Baumfallungen von September bis einschlie3lich Dezember vorgenommen
werden. Sollten hinsichtlich des Bauablaufs Fallarbeiten von Januar bis Ende Februar
erforderlich werden, ist durch aktuelle Kartierungsarbeiten zu prifen, ob bereits Vogel-
bruten begonnen haben.

Ersatz: Da nur Brutplatze der im Gebiet sehr haufig vorkommenden Ringeltaube betrof-
fen sind, fir die im direkten Umfeld geniigend Ausweichhabitate zur Verfigung stehen,
werden keine speziellen Kompensationsmal3nahmen erforderlich. Mit dem vorzuneh-
menden Baumersatz ergeben sich auf langere Sicht neue Brutstatten.

Stérungsverbot: In Anbetracht dessen, dass die BaumalBhahme auf einer sehr stark
frequentierten Stral3e stattfindet, sind die vorkommenden Voégel an Stérungen ge-

wohnt. Gesonderte Malnahmen eriibrigen sich deshalb.

Lurche und Kriechtiere
Entsprechend der im Gebiet durchgefihrten Kartierungen sind Lurche oder Kriechtiere
vom geplanten Eingriff nicht betroffen. Durch die BaumalRnhahme sind keine Verstdlie

gegen 8 44 BNatSchG fir Herpetofauna zu befiirchten.

Weitere FFH-Arten

Vorkommen von Mollusken- und Insektenarten, die nach Anhang Il und IV der FFH-RL
unter Schutz stehen, sind im Gebiet auszuschliel3en. Diese Aussage lasst sich anhand
der Lebensraumanspriiche dieser Arten auf der Basis der vorliegenden Gutachten tref-

fen.

Seite 88 von 161



Schlussbhemerkungen

Die Magdeburger Verkehrsbetriebe GmbH & Co. KG planen im Stadtteil Buckau auf
der Raiffeisenstral3e und der Warschauer Stral3e den Neubau einer Stral3enbahntras-
se, die als Verbindung der bereits vorhandenen Trassen auf der Leipziger Stral3e und

Schonebecker Strafl3e dienen soll.

Im Zuge der Genehmigung wurden faunistische Untersuchungen im Planungsraum
eingefordert, um maogliche Eingriffe auf Vogel, Fledermause und Herpetofauna (Kriech-

tiere) beurteilen zu kénnen.

Im Untersuchungsgebiet und in seinen unmittelbaren Randbereichen konnten 29 Vo-
gelarten nachgewiesen werden. Unter Beachtung des gesetzlich festgelegten Verbots
von Geholzentnahmen von Marz bis September sind keine artenschutzrechtlichen Ver-
stdlRe zu erwarten. Die Fallarbeiten sind nach Mdglichkeit bis Ende Dezember abzu-
schliel3en, da in innerstadtischen Bereichen manche Vogelarten den Brutbeginn bereits
im Winter vollziehen kdnnen. Sollten hinsichtlich des Bauablaufs Fallarbeiten von Ja-
nuar bis Ende Februar erforderlich werden, ist durch aktuelle Kartierungsarbeiten zu
prifen, ob bereits Vogelbruten begonnen haben.

Das Untersuchungsgebiet besitzt fir Fledermause und Herpetofauna eine sehr geringe
Bedeutung. Aus diesem Grund sind Eingriffe auf diese Tiertaxa auszuschliel3en.

Naturschutz

Geschutzte Objekte nach den 88 23 — 30 BNatSchG sind im Bereich der Trasse und in
der néaheren Umgebung nicht vorhanden. Einzig geschiitzte Baume nach der Baum-
schutzsatzung der Landeshauptstadt Magdeburg vom 06. Februar 2009 stehen im

Nahbereich der Trasse .

Geschutzte Alleen nach 8§ 21 NatSchG LSA

Entlang des StralRenzuges Raiffeisenstralle / Warschauer Stral3e wurde eine zweirei-
hige Lindenallee angelegt. Diese ist geschlossen und wird entsprechend NatSchG LSA
§ 21 geschitzt.

Bewertung

Zusammenfassend wurde ermittelt, dass die wertvollsten Flachen/Strukturen als Er-
gebnis der Untersuchung fur den LBP im Untersuchungsraum der vorhandene Grol3-
baumbestand (Baumreihen und Einzelbaume) und der Sidfriedhof, mit dem dichten

Gebiisch entlang der Raiffeisenstral3e sind.
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bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gemai § 11 UVPG

Baubedingte Auswirkungen

Durch die BaumalRBhahmen und die Baustelleneinrichtungen kommt es zu Verlusten an
Lebensraumen und durch den Baustellenbetrieb zur Gefahrdung der baustellennahen
Vegetation und im geringen Umfang zur Stérung der benachbarten Lebensraume.

Die Beeintrachtigungen durch Erschitterungen und die Schadstoffemission durch
Baumaschinen konnen als unerheblich eingestuft werden. Die vorhandenen Lebens-

raume sind durch die Lage im Stadtgebiet gepragt und entsprechend vorbelastet.

Es werden entlang der Raiffeisenstrale innerhalb der Allee 44 Baume gefallt (40
Baume auf der Sidseite und 4 Baume auf der Nordseite der Straf3e). Dabei handelt es
sich um Winterlinden (Tilia cordata). Die beseitigte Baumreihe hat eine Lange von 490
m. Der Stammumfang und der Zustand kénnen dem Baumgutachten entnommen wer-

den.

Anlagebedingte Auswirkungen
Hier werden die folgenden Vegetationsflachen / Vegetationsstrukturen Uberbaut und

zerstort.

- Mit der Umsetzung der Baumalinahme muissen Baume gefallt werden. Bei der Va-
riante 1 muss die gesamte Baumreihe auf der Sudseite der Raiffeisenstral3e gefallt
werden. Dies hat bei verschiedenen Schutzgiitern sehr negative Auswirkungen.
Auch wird eine nach 8§ 21 NatSchG LSA geschitzte Allee zerstort. Diese kann
durch Neupflanzungen wieder hergestellt werden.

- Es werden die vorhandenen Rasenflachen (Pflanzstreifen der Baume) zerstort.

- Es kommt zum Verlust und der Zerstérung von Gebuischen und Hecken (Lebens-
raume fur Tiere und Pflanzen) aus Uberwiegend nicht heimischen Arten (Randbe-

pflanzung des Sudfriedhofs).

Beeintrachtigung von Vegetationsflachen / Vegetationsstrukturen

- In den Standraum der vorhandenen GroRbaume (raumbildende, ortsbildpragende
Baume) wird mit dem Vorhaben eingegriffen. Besonders durch den Ausbau der
Geh- und Radwege sowie der Nebenanlagen wird in den Wurzelraum der Baume
eingegriffen. Hier sind im Rahmen des LBP und der Bauausfiihrung weitreichende

MalRnahmen zum Baumschutz vorzusehen:

- Handschachtung

- Suchschachtungen zur Ermittlung der Lage der Hauptwurzeln.
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- Einbau von Wurzelbriicken

- Malnahmen zur Standortverbesserung der Baume.

Da durch das Vorhaben Beeintrachtigungen an einer gemafl § 21 NatschG LSA ge-
schitzten Allee eintreten werden, waren in den PFB Regelungen lber eine Befreiung

von dem Schadigungsverbot geman § 67 BNatSchG aufzunehmen.

Die Bestimmungen zum Alleenschutz gehen als spezialgesetzliche Regelungen der
allgemeingtiltigen Eingriffsregelung im Range vor, so dass die notwendige Befreiung
entsprechende Nebenbestimmungen zum Ausgleich der Beseitigung der Allee enthalt.
Innerhalb des Eroérterungstermins wurde der angepasste Eingriffs-/Ausgleichsplan,
welcher nunmehr um eine gesonderte Bilanzierung der Alleebdume ergdnzt wurde,

vorgestellt.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Gegenuber den anlagebedingten Auswirkungen haben die betriebsbedingten Auswir-
kungen wie Larm und Erschitterungen fur die Arten und Lebensgemeinschaften nur
eine unerhebliche Bedeutung. Durch die Lage im Stadtgebiet sind die vorkommenden

Tierarten gegenliber Stérungen tolerant.

cc) MaBnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensations-

maflnahmen

Eingriffe in Natur und Landschaft sind geméaR 88 14-17 BNatSchG i. V. m. 88§ 6-10
NatSchG LSA zu behandeln und zu kompensieren.

Eingriff in die Alleen:

Es ist die folgende Ersatzpflanzung geplant: Es wird auf der Stidseite der Stral3e eine
neue zusammenhangende Baumreihe aus 44 Winterlinden (Tilia cordata) gepflanzt.
Diese neue Baumreihe hat dann eine Lange von 380 m. Da die neue Baumreihe ca.

110 m kirzer als der Bestand ist, wird als Ersatz die Nordseite aufgefillt und hier die
Licken in der vorhandenen Allee erganzt. Weiterhin werden auch die Baumreihen /
Alleen an den Zufahrtsstrafen wie die Schaferstral3e, der Rudolf — Wolf — Stral3e und

der Dodendorfer Stral3e erganzt.

Ausgleichsmalinahme fir den Eingriff in die Alleen (K1)

Insgesamt werden die folgenden Baume gepflanzt:

- Pflanzung einer Baumreihe auf der Stidseite der Stral3e (44 Baume)
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- Ergéanzung der Baumreihe auf der Nordseite der Strafl3e (12 Baume)
- Erganzung der Alleen in der Schéferstraf3e (1 Baum) , Rudolf — Wolf — StralRe
(5 Baume) und Dodendorfer StralRe (5 Baume, insgesamt 11 Baume).

Es werden insgesamt 67 Baume als Ausgleich fur den Verlust der Allee gepflanzt. (vgl.
auch A2)

Vermeidungsmafnahme V 1 — Bautabuzone

Ausweisung einer Bautabuzone zum Schutz wertvoller Lebensrdume. Die Flachen des
Sudfriedhofs dirfen nicht fir die BaumalRnahme genutzt werden. Veranderungen oder
Beeintrachtigungen sind unzulassig. Diese MafRinahme umfasst die Flache des Sid-
friedhofs.

Weiterhin werden im Verfahren umfangreiche SchutzmafRnahmen zur Vermeidung von

Beeintrachtigungen des vorhandenen Baumbestands vorgesehen.

Vermeidungsmaflinahmen V 5

Ausweisung von Schutzmaf3nahmen fiir Einzelbdume, Baumgruppen und Geblische
im Bereich der Baustelle. Diese Malinahme wird mit umfangreichen Auflagen flr Arbei-
ten an den Ver- und Entsorgungsleitungen im Bereich der Bestandsbdume verbunden.

Die Umsetzung erfolgt mit der Schutzmafinahme S 1.

Verminderungsmaflnahme
Durch den Erhalt der Baumreihe entlang der Nordseite der Raiffeisenstrae kann der

Eingriff deutlich reduziert werden. Damit kénnen 30 B&ume erhalten werden.

Ausgleichsmalinahme
Insgesamt missen 17 Baume fir den Verlust der Baume aufRerhalb einer Allee neu

gepflanzt werden. (vgl. auch A2)

Ausgleichsmallnahme A2 - (gesamter Ausgleich fur die Baumfallungen im und

aullerhalb des Alleenbereiches):

Pflanzung von Baumen, entlang der Stral3e und auf den Nebenflachen: 83 Stiick
- Baume, Hochstamm

- Winterlinde (Tilia cordata) 3 x verpflanzt mit Drahtballen

- Stammumfang 16 - 18 cm auf Grinflachen und im Nahbereich von StralRen
- Stammumfang 20 — 25 cm

- Sicherung durch einen Pfahldreibock und Verdunstungsschutz
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- Einbau von je Baum vier mit Blahton gefillten LECA-Schlduchen (senkrecht in die
Pflanzgrube einbauen), Baumschnorchel, bei Bedarf ist ein Bodenaustausch vor-
zusehen.

- Ausgleich fur die Baumverluste, klimatische Beeintrachtigungen und zur Aufwer-

tung des Landschaftsbildes.

= insgesamt mussen 17 Baume fir den Verlust der Baume aufRerhalb einer Allee

neu gepflanzt werden.

Dieser Verlust wird wie folgt ausgeglichen:
- 16 Baume werden entlang der Warschauer Stral3e und an der Schdnebecker
Stral3e gepflanzt.
- Der verbleibende Baum wird auf der Ersatzflache E 1 in Rothensee gepflanzt
(1 Baum).
- Entlang der Trasse kénnen 83 Baume gepflanzt werden, dies erfolgt durch die

Umsetzung der AusgleichsmaRRnahmen A 2 (siehe oben).

Die Anzahl der 83 Baume ergibt sich aus den folgenden Teilsummen:

- 67 Baume werden an der Raiffeisenstrafl3e und in der unmittelbaren Umgebung
der Raiffeisenstrafe zum Ausgleich der Eingriffe in die Allee gepflanzt (Aus-
gleich fur den Verlust der Allee entlang der Raiffeisenstral3e s.o.).

- 16 Baume werden entlang der Warschauer Stral3e und an der Schdnebecker

Stral3e gepflanzt

AusgleichsmalRnahme A3: 960 m?

- Unterpflanzung der Baumstandorte mit Stauden

Bepflanzung mit der Pflanzenmischung ,Bernburger Staudenmix"

- Geruststauden

- Acanthus mollis — Pracht-Akanthus

- Hermerocallis lilioasphodelus — Taglilie

- Molinia caerulea Strahlenquelle — Pfeifengras
- Begleitstauden

- Aquilegia canadensis — Kanadische Akelei

- Aster divarcatus Tradescant — Wald-Aster

- Campanula persifolia — Glockenblume

- Geranium nodosum — Storchschnabel
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Bergenia Silberlicht — Bergenie
Bodendeckstauden

Carex umbrosa Thierty Thin — Segge
Pseudofumarita alba subsp. Alba — Lerchensporn
Sedum hybridum Immergriinchen — Teppich-Sedum
Waldsteinia geoides — Golderdbeere

Zwiebel und Knollenpflanzen

Allium moly — Goldlauch

Hyacinthoides hisponica — Hasengldckchen
Scilla sibirica — Blaustern

Abdecken der Flachen mit 5 cm Splitt (Mulch)

Pflegehinweise: bodennahe Komplettmahd im Spéatwinter

Schutzmallnahme S1

BaumschutzmaRnahmen wahrend der Bauphase durch einen Einzelbaumschutz
(90 Baume) nach RAS LP 4, Bild 13

Suchschachtung zur Feststellung der Lage der Wurzeln im Baubereich zur Festle-
gung von weiteren Mal3hahmen des Baum- und Wurzelschutzes

Einkirzen der Wurzeln

Wurzelvorhang

bei Bedarf sind gréRere Wurzeln durch Wurzelbriicken zu schitzen.
Leitungsneuverlegungen sind im Kronentraufbereich der vorhandenen Baume nur
mit erhéhtem Aufwand zuléssig und fachlich zu begleiten.

Keine offenen Gréaben

Verlegung der Leitungen im Schutzrohr

Erdarbeiten im Kronentraufbereich sind grundséatzlich als Handschachtung auszu-
fuhren, bei festgestellten Wurzeln (Fein- und Haltewurzeln) ist der Boden abzu-
saugen.

Zusicherung des Leitungstragers, dass er bei einem Verlust des Bestandsbaumes
einer Ersatzpflanzung an gleicher Stelle zustimmit.

Durchflihrung eines Bewasserungsmanagements

Durchfiihrung eines Sanierungs- bzw. Anpassungsschnitts der Krone

Externe AusgleichsmalRnahme E1

Trotz der Vermeidungs- und Verminderungsmaf3nahmen verbleiben Eingriffe, die durch
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Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen kompensiert werden missen. Da mit den geplan-
ten MalRnahmen der Eingriff nicht vollstandig ausgeglichen werden kann, mussten ex-

terne AusgleichsmafRnahmen ausgewiesen werden:

Als externe AusgleichsmalRnahem wird die Bepflanzung auf dem Flurstiick 10521 in

der Flur 204 der Landeshauptstadt Magdeburg festgesetzt.

Aufwertung: Ausgangsbiotop, vegetationsfreie Flache, intensiv genutz-

te Ackerflache

Planung: Geblisch frischer Standorte aus einheimischen Arten
Aufwertungspotenzial: Anlegen eines Feldgehdlzes
MalRnahme

Zum Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft sollen diese Flachen bepflanzt
werden. Im Rahmen der Kompensationsberechnung wurde ermittelt, dass eine Flache
von 1.650 m? mit einheimischen und standortgerechten Baumen und Strauchern zu

bepflanzen ist.

Innerhalb des Landschaftspflegerischen Begleitplans wird aufgezeigt, dass mit der ex-
ternen AusgleichsmafRnahme die noch verbleibenden Eingriffe in den Naturhaushalt

ausgeglichen werden kénnen.

dd) Bewertung nach 8§ 12 UVPG

Der Flachenbilanzierung innerhalb des LBP kann entnommen werden, dass der Ein-
griff durch die vorgesehenen Ausgleichsmalinahmen sowie der externen Aus-
gleichsmalBhahme nach einem angemessenen Entwicklungszeitraum aus natur-

schutzfachlicher Sicht als hinreichend kompensiert betrachtet werden kann.

Erhebliche Beeintrachtigungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen sind unter Be-

rticksichtigung der Kompensationsmafinahmen daher nicht zu prognostizieren.

f) Schutzgut Boden / Geologie

aa) Beschreibung Ist-Zustand

Die naturlichen Bodenverhaltnisse sind stark durch die bisherige Bebauung Uberpragt.

Der vorhandene Stral3enraum ist fast vollstandig versiegelt. Es sind im naheren Unter-
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suchungsraum keine nattrlichen Bodenverhaltnisse mehr vorhanden. Nur die unver-
siegelten Grunflachen (Parks, Friedhéfe und Grinflachen) kénnen noch als relativ na-

turnah eingestuft werden.

Bewertung
Die Bewertung erfolgt auf der Grundlage des Berichtes Landesamt fir Umweltschutz
(LAU) LSA ,Bodenschutz in der raumlichen Planung” Heft 29, 1998. Sie wurde in flnf

Kategorien untergliedert. Es werden die folgenden Funktionen bewertet und zusam-

mengefasst.

Kategorie Fahigkeit, eine bestimmte Bodenfunktion zu erfillen
1 Sehr hoch

2 Hoch

3 Mittel

4 Gering

5 Sehr gering

Standort fur die naturliche Vegetation

Das Untersuchungsgebiet kann hinsichtlich der potentiellen nattrlichen Vegetation
dem Haselwurz — Labkraut — Traubeneichen — Hainbuchenwald zugeordnet werden
(nach LAU (2000): Karte der Potentiellen Natirlichen Vegetation von Sachsen-Anhalt,
Ber. LAU Sonderheft 1/2000).

Standort fur land- und forstwirtschaftliche Nutzung

Der Untersuchungsraum liegt im Stadtgebiet und wurde bereits stark durch den Men-
schen verandert (Uberbauung, Versiegelung, Abgrabung, Aufschiittung). Aus diesem
Grund kann man davon ausgehen, dass man keine natirlichen Bodenverhaltnisse
mehr vorfindet. Daraus ableitend ist von einem geringwertigen Schutzgut (Kategorie 4)

in dieser Kategorie auszugehen.

Regelung der Grundwasserneubildung und des Oberflachenabflusses
Grundwasser als Quelle fur Trink- und Brauchwasser stellt sowohl fir den Menschen
als auch fur andere Organismen eine wichtige Lebensgrundlage dar.

Die Boden sind mit hoher Speicherkapazitat und mittlerer bis geringer Durchléssigkeit
ausgestattet, so dass auch hier von einer geringen Bewertung auszugehen ist (siehe

auch Schutzgut Wasser).

Archiv der Natur- und Kulturgeschichte
Der Boden im Untersuchungsgebiet ist nicht als Denkmal eingestuft.
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Beriicksichtigung von Bodenbelastungen
Bodenbelastungen im Sinne von gréReren Schadstoffkontaminationen sind im Nahbe-

reich der Straf3e nicht bekannt.

Gesamtbewertung Boden fir die unversiegelten Flachen

Kriterium Kategorie
potentielle natlrliche Vegetation 3
land- und forstwirtschaftliche Nutzung 4
Grundwasserneubildung und Abfluss 4
Archiv Natur- und Kulturgeschichte 5

Bodenbelastungen -

Vorbelastung
Die Béden des Untersuchungsraumes besitzen durch ihre Lage im Siedlungsbereich
eine Vorbelastung durch Versiegelung, Stoffeintrag, Verdichtung und strukturelle Uber-

formung.

Altlasten
Im Untersuchungsraum sind keine auf der Grundlage des Flachennutzungsplanes oder

des Katasters beim Umweltamt eingestuften Altlastenverdachtsflachen vorhanden.

bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. § 11 UVPG

Baubedingte Auswirkungen

Durch die BaumaRnahme werden bisher unversiegelte Flachen Uberbaut. Fiur die
Baustelleneinrichtung werden Flachen temporar in Anspruch genommen (nur im
Baubereich).

Nach der BaumalRnahme sind diese Flachen wieder herzustellen. Es stehen im néhe-
ren Untersuchungsraum auch keine Flachen fir eine Baustelleneinrichtung zur Ver-
fligung. Im LBP ist geplant, in der Parkanlage und im Sidfriedhof eine Bautabuzone
auszuweisen. Diese markiert die Grenze der Baumaflnahme und unterbindet eine

Ausdehnung der Baustelle in wertvolle Bereiche

Anlagenbedingte Auswirkungen

Durch die Versiegelung kommt es zum Verlust an Bodenflache (Eingriff durch Versie-
gelung — erheblicher und nachhaltiger Eingriff). Die neu versiegelten Béden verlieren
durch die BaumafRnahme alle ihre Funktionen im Naturhaushalt.
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Betriebsbedingte Auswirkungen

Die Auswirkungen des StraRenbahnbetriebes sind im Untersuchungsraum als nicht
erheblich einzustufen. Das unkontrollierte Eindringen von umweltschadigenden Be-
triebsmitteln (z. B. Mineraldle der Getriebe) kann aufgrund des Einsatzes von moder-
nen Fahrzeugen und den Sicherheitsvorkehrungen (vorbeugende Instandhaltung) der

MVB weitgehend ausgeschlossen werden.

Dazu kommen die im Kapitel Schutzgut Klima beschriebenen Entlastungseffekte.

Bilanzierung der Auswirkungen

Im Bereich der Baustelle wird Boden aufgenommen und umgelagert. Weiterhin kommt
es zur Neuversiegelung (KV) von 2.475 m? Bodenflache. Dem stehen Entsiegelungs-
flachen von 2.005 m? entgegen. Daraus resultiert eine zusétzliche Versiegelungsflache
von 470 m?. Diese zusatzlichen, versiegelten Bodenflachen verlieren alle ihre Funktio-
nen im Naturhaushalt. Durch die zusatzliche Versiegelung entstehen erhebliche und
nachhaltige Konflikte. Es werden vor allem Rasen- und Strauchflachen im Nahbereich

der vorhandenen Verkehrsanlage tberbaut (versiegelt).

cc) Malnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensations-

maflnahmen

VermeidungsmalRnahme V 4

Der Eingriff in den Bodenhaushalt wird durch eine Minimierung des Flachenverbrauchs
und zum anderen durch die Bergung des Mutterbodens reduziert. Der Mutterboden ist
fur die Andeckung auf bisher versiegelten Flachen zu verwenden. Das Bundes-
Bodenschutzgesetz ist entsprechend zu beachten und die getroffenen Regelungen

sind umzusetzen.

Ausgleichsmallnahme Al

Entsiegelung bisher versiegelter Flachen: 2.005 m?

dd) Bewertung nach § 12 UVPG

Die vorgesehene AusgleichsmalRnahme umfasst im Hinblick auf den Eingriff in das
Schutzgut Boden v. a. die Entsiegelung versiegelter Flachen.

Der Flachenbilanzierung kann entnommen werden, dass der Eingriff durch die vorge-
sehenen Ausgleichsmalinahmen nach einem angemessenen Entwicklungszeitraum

aus naturschutzfachlicher Sicht als hinreichend kompensiert betrachtet werden kann.
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Eine erhebliche Beeintrachtigung des Schutzgutes Bodens kann unter Bertcksichti-
gung der oben genannten Malinahmen von daher voraussichtlich ausgeschlossen

werden.

g) Schutzgut Wasser

aa) Beschreibung Ist-Zustand

Oberflachengewasser

Der Untersuchungsraum verlauft entlang des sudlichen Talrandes der Klinke. Die Klin-
ke ist ein Flachlandbach, der das Gebiet der Bérde um Ottersleben (grof3tenteils be-
baute Flachen oder ackerbaulich genutztes Gebiet) entwassert. Im Stadtgebiet befindet
sich die Klinke in einem naturfernen Zustand. Die Ufer und die Gewassersohle sind
befestigt (Pflaster in Beton). Im Bereich der Querungen mit Verkehrsanlagen und Uber
weite Abschnitte in den Wohn- und Gewerbegebieten ist das Gewasser tberbaut. Ho-
he diffuse Belastungen sowie erhebliche Abwassereinleitungen aus den Gemeinden
spiegeln sich in der stark reduzierten Arten- und Individuenzahl der Gewasserfauna
wieder. Dies lasst auf eine Gewasserguteklasse lll, - stark belastet - schlieBen. Das
Gewasser liegt deutlich auf3erhalb des Untersuchungsraumes. Deshalb sind durch das
Vorhaben voraussichtlich keine direkten Auswirkungen auf Oberflachengewéasser zu

erwarten.

Bewertung
Durch das Vorhaben wird das FlieRgewésser nicht bertihrt und deshalb auch nicht wei-
ter betrachtet und bewertet.

Grundwasser

Durch die Lage des Untersuchungsraumes in einer Grof3stadt ist davon auszugehen,
dass das Grundwasser durch Sickerstoffe und unterirdische Verunreinigungen belastet
ist. Der Grundwasserstand schwankt stark im jahreszeitlichen Verlauf entsprechend

der Wasserflihrung der Elbe und der Klinke.

Zum Grundwasserstand liegen keine Angaben vor. Diese missen im Rahmen der
Baugrunderkundung ermittelt werden. Wegen der bestehenden Vorbelastungen, der
bestehenden Versiegelungen sowie der bindigen Deckschichten kann man davon aus-
gehen, dass das Grundwasser relativ geschitzt gegeniiber dem flachenhaften Eindrin-
gen von Schadstoffen ist.
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Die Grundwasserneubildung ist durch die bestehende Versiegelung von vielen Flachen
bereits stark eingeschrankt. Da der Untersuchungsraum kein Quellgebiet speist bzw.
da das Grundwasser nicht genutzt werden soll, besitzt die Grundwasserneubildung

innerhalb des Untersuchungsraumes im Naturhaushalt keine besondere Bedeutung.

Vorbelastung
Das Grundwasser wird durch die vorhandenen Versiegelungen und die bestehenden

Beeintrachtigungen im Gebiet einer GroR3stadt vorbelastet.

Bewertung

Da sich im Plangebiet keine Brunnen befinden, der Untersuchungsraum kein Quellge-
biet speist und im Gebiet kein Trinkwasserschutzgebiet liegt, kann man davon ausge-
hen, dass keine messbaren Auswirkungen zu erwarten sind. Eine Empfindlichkeit der
Grundwasserneubildung ist ebenfalls nicht gegeben, da die Grundwasserneubildung
innerhalb des Untersuchungsraumes keine hohe Bedeutung hat. Weiterhin ist das Vor-
haben nicht mit dem zusatzlichen Eintrag von Schadstoffen verbunden. Da die Wech-
selwirkungen und die Bedeutung des Grundwassers nicht oder nur unzulanglich diffe-

renziert bewertet werden kénnen, wurde auf eine Bewertung dazu verzichtet

bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. § 11 UVPG

Baubedingte Auswirkungen

Es besteht in einem geringen Umfang die Gefahr (Méglichkeit), dass baubedingte
Schadstoffe wéhrend der Bauphase in das Grundwasser gelangen kdnnen (Havarie).
Diese Gefahrdung wird im Rahmen der Baumal3nahme durch eine konsequente Um-
setzung der Vorschriften und Auflagen des Planfeststellungsbeschlusses weitgehend

reduziert.

Anlagebedingte Auswirkungen
Die Grundwasserneubildung wird im Bereich der Bebauung und der Verkehrsflachen
(Versiegelung) geringfiigig eingeschrankt. Da das Gebiet keine Wasserfassung bzw.

Quellgebiete direkt speist, hat dieses Schutzgut nur eine relativ geringe Bedeutung.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Das Risiko einer Verschmutzung des Grundwassers durch den Brand oder eine Hava-
rie kann wegen der geringen Wahrscheinlichkeit eines Unfalls als unerheblich einge-
stuft werden. Auch kann das Entweichen von umweltschadigenden Betriebsmitteln auf
Grund der regelmafiigen Instandsetzung der Fahrzeuge und des Einsatzes neuerer

Fahrzeuge weitgehend ausgeschlossen werden.
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cc) Malnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensations-

malRnahmen

Es werden keine speziellen Vermeidungs- oder Verminderungsmaf3nahmen vorgese-
hen, da keine Oberflachengewésser betroffen sind und die Auswirkungen auf das
Grundwasser durch den hohen Anteil der bereits versiegelten Flachen vernachlassig-

bar sind.

dd) Bewertung nach § 12 UVPG

Beim Grundwasser entstehen durch die Uberwiegende Nutzung bisher versiegelter
Flachen und einer Neuversiegelung auf teilweise stark vorbelasteten Flachen nur ge-
ringe Auswirkungen. Da keine Quellen bzw. Wasserfassungen durch die Flache ge-
speist werden, kdnnen diese Eingriffe vernachlassigt werden. Oberflachengewasser

sind nicht betroffen.

h) Schutzgut Klima und Luft

aa) Beschreibung Ist-Zustand

Grol3klimatische Situation
Der Untersuchungsraum liegt am sidlichen Rand der Landeshauptstadt Magdeburg im
Landschaftsraum der Magdeburger Bérde.

Angaben zur lokalen Klimasituation:

Entsprechend des Klimagutachtens fiir die Landeshauptstadt Magdeburg (Analyse
der klima- und immissionsokologischen Funktionen im Stadtgebiet von Magdeburg und
deren planungsrelevante Inwertsetzung im Rahmen einer vorsorgeorientierten Um-
weltplanung — Aktualisierung und Fortschreibung 2013 Umweltamt der Landeshaupt-
stadt Magdeburg, GEO-NET Umweltconsulting GmbH Hannover) besitzen die Wohn-
gebiete eine weniger gunstige bioklimatische Situation. Hier darf es nicht zu einer wei-
teren Verschlechterung der bioklimatischen Situation kommen. Wichtig fir den Raum
sind die vorhandenen Baumreihen entlang der Straf3en. Durch die Beschattung und die
Verdunstung sind diese in der Lage, Hitzeextremen entgehen zu wirken.

Der Sudfriedhof mit seinem umfangreichen Baumbestand wirkt klimatisch ausgleichend
auf die Umgebung. Es wurde festgestellt, dass der Sudfriedhof eine Flache mit einer
maRigen Kaltluftproduktion darstellt.
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Wertvoll fir den Gesamtraum ist das Kalt- und Frischluftentstehungsgebiet im Bereich
des Sudfriedhofs. Die vorhandenen Baumreihen sind sehr wertvolle Strukturen, die
gerade in Bereichen mit einem hohen Versiegelungsgrad ausgleichend wirken.

Im o0.g. Klimagutachten wurden keine lokal bedeutsamen klimatischen Funktionsbezie-

hungen im Untersuchungsraum festgestellt.

Luftqualitat
Die Schadstoffbelastung ist an Hand der Grenz- und Richtwerte aus den folgenden
Gesetzen und Richtlinien zu beurteilen:

- 39. BImSchV

- TA Luft

Eine Auswertung der aktuellen Immissionswerte (Jahresmittelwerte) anhand der Mess-
stationen aus dem Stadtgebiet wurde ermittelt, dass die Richtwerte der beiden vorge-
nannten Vorschriften im Gesamtraum sehr wahrscheinlich nicht Uberschritten werden.
Der hauptsachliche Emittent ist im Geltungsbereich neben der Grundbelastung der

StraRenverkehr.

bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. § 11 UVPG

Baubedingte Auswirkungen

Wahrend der Bauphase wird von einer temporaren und punktuellen Beeintrachtigung
der Luftqualitat ausgegangen. Diese ergibt sich unter anderem durch den Baustellen-
verkehr, Transporte und Baumaflinahmen (u.a. mobile Baumaschinen). Wesentliche
Luftschadstoffe sind Stickoxide, Kohlenmonoxid und Staub. Die Beeintrachtigungen
sollen durch geeignete Mal3nahmen aus der UVS bzw. den Auflagen des Planfeststel-

lungsbeschlusses mdaglichst unterbunden bzw. weitgehend reduziert werden.

Anlagenbedingte Auswirkungen

Durch den Verlust des Baumbestandes (deutlich unterschiedlich bei den beiden be-
trachteten Varianten) entlang der StralRe wird massiv in den Klimahaushalt des Gebie-
tes eingegriffen. Die massivsten Eingriffe entstehen bei der Variante 1 entlang der
Raiffeisenstrafl3e. Hier werden fast alle Baume der sidlichen Baumreihe gerodet und
das Mikroklima deutlich verschlechtert (héhere Aufheizung, Verringerung der Luft-
feuchte usw.). Weiterhin beeintrachtigt das Mikroklima die Rodung von Strauchflachen
(Rahmenpflanzung des Sudfriedhofs). Diese Flachen binden bodennahen Feinstaub
und verbessern somit die kleinklimatische Situation.
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Betriebsbedingte Auswirkungen

Das Risiko einer Luftverschmutzung durch den Brand oder eine Havarie, kann wegen
der geringen Wahrscheinlichkeit eines Unfalls als unerheblich eingestuft werden.

Ziel des Gesamtvorhabens ist durch ein attraktives Angebot des OPNV den Anteil des
motorisierten Individualverkehrs zu reduzieren und so die Umwelt zu entlasten. Daher
sind entsprechende geringe Risiken mit den Vorteilen der Forderung des offentlichen

Verkehrs abzuwagen.

cc) MaRnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensations-

malRnahmen

Hierzu wird auf die Ausfiihrungen zum Schutzgut Boden und zum Schutzgut Pflanzen

(u.a. Ausgleichsmalinahmen Al, A2) verwiesen.

dd) Bewertung nach § 12 UVPG

Unter Bericksichtigung der 0.g. AusgleichsmafRnahmen durch den Rickbau und die
Entsiegelung versiegelter Flachen sowie das Anpflanzen von Grof3gehdlzen sowie
Strauchgruppen und der daraus resultierenden positiven Effekte auf das Schutzgut
Klima und Luft, kann eine erhebliche Beeintrachtigung auf das Schutzgut ausge-

schlossen werden.

i) Schutzgut Landschaft

aa) Beschreibung Ist-Zustand

Der Landschaftsraum ist durch die begleitende Bebauung und die StralBenverkehrsan-
lagen stadtisch gepragt. Dabei bildet die begleitende Bebauung eine eindeutige Gren-
ze und grenzt den Raum in dieser Richtung ab. Dagegen ist die raumliche Fassung im
Bereich der Grinflachen stellenweise unterbrochen. Bestimmend fir den Raum ist der

vorhandene Grof3baumbestand.

Es wurden die folgenden Raumtypen / Stadtraume festgestellt:

- Mehrgeschossige Wohngebiete mit einer geschlossenen Stral3enfront
- Gewerblich genutzte Flachen

- Bahnanlagen

- Verkehrsanlagen mit Begleitgriin

- Kultureinrichtungen (Puppentheater)
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- Offentliche Grunflachen / Parkanlagen
- Private Grinflachen
- Friedhof.

Gesamtraum:

Insgesamt wird der StraBenraum stark durch die begleitenden Baumreihen und das
GroRgrun auf dem Friedhof, der Grunflachen zwischen Dodendorfer Stral3e und Freien
Stral3e und den Baumbestand auf dem Geldnde des Puppentheaters gepragt. Geglie-
dert wird der Stral3enzug durch die Bricke der Bahn. Den Rahmen bildet eine mal3-

stabliche Bebauung, die den StraRenzug begleitet.

Bewertung und Beurteilung der Empfindlichkeit
Wie oben dargestellt, treffen verschiedenste Raumtypen im Geltungsbereich aufeinan-

der. Dies charakterisiert auch den Raum.

bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. 8 11 UVPG

Baubedingte Auswirkungen

Das Landschaftsbild wird durch Baumaschinen und andere technische Geréate ge-
stort. Weiterhin wird durch die beabsichtigten Rodungen massiv in den Baumbestand
eingegriffen. Hier verandert sich das Landschaftsbild/Stadtbild sehr abrupt und es
entstehen deutliche Einschnitte.

Anlagenbedingte Auswirkungen

Auch bezogen auf das Landschaftsbild sind die Auswirkungen der beiden untersuchten
Varianten sehr unterschiedlich. Bei der Variante 1 wird durch die Fallung der stidlichen
Baumreihe das Landschaftsbild sehr schnell und sehr stark veréandert. Der Verlust der
Baume beeintrachtigt massiv den zurzeit sehr ,griinen* Eindruck des Raumes. Dies
wird durch die technischen Anlagen der Bahn (Gleise und Freileitungen) noch unter-
stltzt. Bei der Variante 2 sind nicht so starke Eingriffe moglich. Hier wird der Eindruck
des Verkehrsraumes (Raiffeisenstrale und Warschauer Straf3e) durch die technischen

Anlagen der StraRenbahn noch geringfligig verstarkt.

Betriebsbedingte Auswirkungen

Die betriebsbedingten Auswirkungen unterstiitzen die anlagebedingten Auswirkungen.
Da aber StralRenbahnen fir den Gesamtraum ein gewohntes Bild darstellen, entstehen
durch den Betrieb der Anlage keine erheblichen Auswirkungen (Stadtgebiet).
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cc) Malnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensations-

malRnahmen

AusgleichsmalRnahme A4
- Anlegen eines Rasengleises (1.756 m?) in Teilabschnitten zur Verbesserung

des Landschaftsbildes und Reduzierung des Larms

Die weiteren AusgleichsmalRnahmen, die als Ausgleich fur den Eingriff in das Schutz-
gut Pflanzen aufgefihrt sind, haben ebenfalls positive Auswirkungen auf das Land-

schaftsbild und werden an dieser Stelle nicht noch einmal aufgefiihrt.

GestaltungsmaBnahmen G1
e Anlegen von Landschaftsrasen auf den Randstreifen und Banketten - 1.765 m?
e Landschaftsrasen auf Grunflachen und Verkehrsbegleitgriin
¢ Anlegen von Landschaftsrasen auf den Banketten und Randbereichen zur Si-
cherung und zum Schutz des Mutterbodens, Ansaat mit Landschaftsrasen
RSM 7 - Landschaftsrasen A

dd) Bewertung nach § 12 UVPG

Durch die Anpflanzung von Grol3gehélzen sowie Strauchhecken und Gebiischen und
auch des Rickbaus von versiegelten Flachen, wird das Stadtbild aufgewertet.
Verloren gehende Einzelbdume, die nach § 3 Abs. 1 Baumschutzsatzung als ge-
schitzt gelten, sind gemafl § 8 der Baumschutzsatzung in Abstimmung mit der Unte-
ren Naturschutzbehdrde zu ersetzen. Darauf wurde sich bereits verstandigt.
Erhebliche Beeintrachtigungen auf das Landschafts-/Stadtbild sind unter Bertcksich-

tigung der vorgenannten MalRhahmen voraussichtlich nicht zu prognostizieren.

)] Schutzgut Kultur- und sonstige Sachglter

aa) Beschreibung Ist-Zustand

Das Vorhaben berihrt eine Vielzahl von Denkmalern, die zur stadtebaulichen und ge-
schichtlichen Bedeutung des Untersuchungsgebietes beitragen. Einige sind nachfol-
gend exemplarisch genannt:
- Sudfriedhof (ca. 18 ha grof3es parkahnliches Friedhofsareal mit Grabern bedeu-
tender Magdeburger Personlichkeiten und beachtlichem historischen Baumbe-
stand, 1872 eréffnet)
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- Raiffeisenstrafie Nr. 11 (geschlossen erhaltene Zeile von gut gestalteten Miets-

hausern des friihen 20. Jahrhunderts in Quartierbebauung)

- Schonebecker Stralle Nr. 124 (Fabrikgebaude des seit 1858 in Buckau ange-

siedelten Messgerate- und Armaturenwerks Schaffer und Budenberg)

- Basedow StraRe Nr. 1-24 (Denkmalbereich, um 1890 griinderzeitliche Wohn-
straRe mit viergeschossigen Mietshausern mit Hinterhausern in geschlossener

Blockrandbebauung)
- Porsestral3e Nr. 13 (Villa Dresel)
- Bahnhof Magdeburg-Buckau (Warschauer Stralie, errichtet 1926/28)

Bis auf den Sudfriedhof werden die Denkmaler im Verlauf des StralRenzuges von den
Varianten lediglich tangiert. Der Friedhof ist je nach Variante in unterschiedlicher Inten-

sitat direkt vom Eingriff betroffen.

Sudfriedhof

Im Sitden berihrt der Untersuchungsraum den Sudfriedhof, einem historischen
Friedhof der Stadt, der noch genutzt wird. Auf dem Friedhof befinden sich die Grab-
stellen bertihmter Magdeburger. In den Friedhof wird bei der Variante 1 an seinem

nordlichen Rand eingegriffen.

Die Flache des Sudfriedhofs wird als Baudenkmal nach § 2 (1) DenkSchG KLSA ge-

schitzt.

Sonstige Sachguter

Puppentheater

Das Puppentheater und die angeschlossene Figurensammlung in der benachbarten
Villa p befinden sich im 6stlichen Abschnitt der Warschauer Stral3e. Der Hauptzugang
fur die Besucher liegt in der Warschauer Stral3e. Der Lieferverkehr wird Uber den

Mihlberg und die PorsestralRe abgewickelt.

Archéologische Denkmale

Im Bereich der Einmiindung der Warschauer Stral3e in die Schénebecker StralRe sind
frihbronzezeitliche oder friheisenzeitliche Kdrpergraber bekannt. Hier sind die geplan-
ten Bodenbewegungen im Vorfeld mit der Unteren Denkmalbehérde bzw. dem LDA

abzustimmen.
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Bewertung
Empfindliche Bereiche sind:
1. Sudfriedhof
Baudenkmal und Ort der Ruhe, Diese Flachen sind hoch empfindlich gegen-
Uber dem mdglichen Flachenverlust und dem Eingriff in den Randbereich des
Friedhofs.
2. Puppentheater
Hier sind die Grenzwerte fir LArm und Erschitterung einzuhalten.
3. Archaologisches Denkmal
Im Bereich des vermuteten archaologischen Denkmals ist die Baumaflinahme
durch ein mobiles Archaologenteam des Landesamtes fiir Denkmalpflege und

Archéaologie zu begleiten.

bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. § 11 UVPG

Bau-, anlagen- und betriebsbedingte Auswirkungen

Der sudlich an die Raiffeisenstral3e anschlieRende Sudfriedhof wird erheblich von der
BaumafRnahme beeintrachtigt. Bei der Variante 1 wird in das Baudenkmal eingegriffen
und die Flache verkleinert. Es wird die rahmende Schutzpflanzung zerstért und die
bisher geschlossenen Innenrdume werden gedffnet.

Variante 2 kann ohne einen Eingriff in die Grundflache des Sudfriedhofs umgesetzt

werden.

cc) MaBnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensations-

malRnahmen

Seitens der Unteren Denkmalschutzbehtrde der Landeshauptstadt Magdeburg wur-
den mit Stellungnahme aus Marz 2016 entsprechende Bedingungen formuliert, die
als Nebenbestimmungen mit in den Planfeststellungsbeschluss aufgenommen wur-
den. Da nach Einschatzung des Landesamtes fir Denkmalpflege und Archéologie
(LDA) die Baumaflinahme im Kreuzungsbereich Warschauer StrafRe/Schénebecker
Stral3e ein archaologisches Kulturdenkmal tangiert und Bodendenkmlae durch die
MalRnahme angeschnitten werden konnten, konnte eine Dokumentation der Funde
und Befunde erforderlich werden. Dazu wird zuné&chst baubegleitend der Einsatz ei-
nes mobilen Arch&ologieteams (MAT) fur 3 Tage vorgesehen.

Die denkmalgerechte Gestaltung der mindestens 2 m hohen neuen Einfriedung zwi-
schen Raiffeisenstral3e und Sudfriedhof sowie die Anpassung des Wegenetzes an
die historische Wegefiihrung auf dem Sidfriedhof ist im Rahmen der Ausfiihrungs-

planung mit der Unteren Denkmalschutzbehérde abzustimmen.
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Ausgleichsmalinahme A5

Mafnahmen zur Reduzierung der Beeintrachtigungen des Sudfriedhofs

- Errichtung einer mind. 2,0 m hohen (Stral3enseite) Einfriedung des Sudfriedhofs
zur Raiffeisenstralle als Sicht- und LaArmschutz entlang der Raiffeisenstralie

- Denkmalgerechte Gestaltung der Wand

- Anpassen der Hoéhensituation innerhalb des Friedhofs am Nebeneingang zum
Friedhof von der Raiffeisenstrale

- Anheben der Wege mit einem maximal Gefélle von 5 % und anpassen des an-

grenzenden Gelandes, attraktive Gestaltung der Anpassungsbereiche

AusgleichsmalBnahme A6
Um den Eingriff in die Randpflanzung des Strubeparks (von der Treppe bis zur Doden-
dorfer Stral3e) zu kompensieren, sind im Rahmen der Ausfiihrungsplanung die folgen-

den MalRnahmen vorzusehen.

- Zur Vorbereitung der BaumalRnahmen missen zwei Robinien gefallt werden.
Diese kdnnen beim Abbruch der Mauer nicht erhalten werden. Als Ersatz fir die
Fallung sind innerhalb der Parkanlagen funf Baume mit einem Stammumfang
16 — 18 cm zu pflanzen. Die Standorte und Arten werden im Rahmen der Aus-
fuhrungsplanung gemeinsam mit dem Stadtischen Eigenbetrieb SFM festge-

legt.

- Weitere drei Baume stehen im zukiinftigen Arbeitsbereich hinter der Mauer. Zur
Klarung der weiteren Verfahrensweise sind vor Baubeginn Suchschachtungen
zur Feststellung der Lage der Hauptwurzel durchzufiihren. Dabei soll vor allem
geklart werden, ob Hauptwurzeln die vorhandene Stitzwand durchwachsen
haben. Auf der Grundlage der Ergebnisse der Suchschachtung wird Uber eine
Fallung bzw. einen Erhalt gemeinsam mit der Unteren Naturschutzbehdrde und
dem SFM entschieden. Bei einer Fallung sind ebenfalls MalZnahmen (Fallung
oder Rickschnitt entsprechend der Abstimmung mit der Unteren Naturschutz-
behdrde und dem SFM) fir benachbarte Baume vorzusehen. Als Ersatz fur die
Fallung eines Baumes in der Parkanlage wird die Neupflanzung von B&umen

entsprechend der beigefligten Tabelle vereinbart.
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Nummer | Art Stammumfang Schadstufe Ersatzpflanzung
incm 1-4 entsprechend
des Ausgleichs-
verhaltnisses

Maogliche Fallung, der genaue Umfang klart sich im Rahmen der Bauausfihrung

3 Esche (Fraxinus 230 3 4
excelsior)
4 Feldahorn (Acer cam- 78 3 1
pestre)
5 Feldahorn (Acer cam- 75 3 1
pestre)
6

Der Gehdélzsaum (Flache ca. 72 m?) ist nach Abschluss der Arbeiten durch eine flache
Strauchpflanzung wieder herzustellen. Diese Pflanzungen sind mit dem SFM abzu-

stimmen.

dd) Bewertung nach § 12 UVPG

Im Rahmen der Umsetzung des Vorhabens sind unter Mal3gabe der jeweiligen
Schutz- und Minderungsmafl3nahmen und der AusgleichsmafRnahmen bzw. der im
Rahmen des Planfeststellungsbeschlusses zu treffenden Nebenbestimmungen er-
hebliche nachteilige Umwelteinwirkungen voraussichtlich nicht zu erwarten bzw. sind

auf ein mogliches Minimum reduziert worden.

k)  Wechselwirkungen

Entsprechend § 2 Abs. 1 Nr. 4 UVPG sind bei der Beurteilung der Umweltauswirkun-
gen eines Vorhabens auch die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgiitern zu

bertcksichtigen.

aa) Beschreibung Ist-Zustand

Wesentlich an der Landschaftsplanung ist die Betrachtung der 6kologischen Wechsel-
wirkungen der einzelnen Schutzgiter untereinander. Bei den Wechselwirkungen kén-
nen verschiedene Effekte auftreten, einmal, dass sich die Schutzguter neutral zueinan-
der verhalten, zum Anderen, dass sich die Schutzgiter gegenseitig ausschlieRen bzw.
ohne Wechselwirkungen iberlagern und als Letztes, dass sich die Schutzgiter bzw.
Eingriffe in diese Schutzglter gegenseitig verstarken (Synergieeffekt). Auch sind die
Falle zu betrachten, bei denen eine Wirkung auf verschiedene Ursachen zurtickgeht.
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Eine Zusammenfassung der Einzelbewertungen findet sich in der Tabelle des Kapitels
4.9 der UVS.

Die folgenden Wechselwirkungen sind fur den Untersuchungsraum von Bedeutung.

Zusammenstellung bezogen auf den Untersuchungsraum

Mensch Tiere/ Boden Wasser Klima/ Luft | Landschaft | Kultur- und
Pflanzen Sachglter
Mensch Nahrungs- |- - Luftqualitdt | Erholungs- |-
grundlage als Einfluss- | raum
(Gérten) faktor  auf
den Lebens-
raum
Tiere [ | Storfaktor Lebensraum |- Luftqualitdt | Vernetzung | Verlust der
Pflanzen fur sensible von Strukturen
Arten (Erho- Lebens- des Garten-
lungs- bzw. raumen denkmals
Freizeit-
nutzung)
Boden Verdichtung | - - - - -
durch Tritt-
belastung in
Grinflachen
Wasser - Vegetation | Grundwasser- Einfluss auf |- -
als Wasser- | filter und Grund-
filter Wasser- wasser-
speicher neubildung
Klima /| - Einfluss auf | Einfluss  auf | Verdunstung Mikroklima | Verlust
Luft Kalt-  und | Mikroklima klimaaktiver
Frischluft- Strukturen
entstehung
Landschaft | Larmschutz- | Charakter | Bodenrelief Gewasser - -
anlagen als |der Land-
Stérung schaft
Kultur- und | - - - - - -
Sachglter

Die wertvollsten Bereiche sind:

- der vorhandene Baumbestand an den Stral3en (geschiitzte Alleen)
- die Flache des Sudfriedhofs

- die Parkanlage zwischen der Dodendorfer Strafl3e und der Freien Stral3e.

bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. 8 11 UVPG

Baubedingte Auswirkungen

Durch das Abrdumen des Oberbodens im Rahmen der Bauvorbereitung erlischt die
Lebensraumfunktion der Vegetation auf der Flache. Ebenfalls &ndern sich durch diese
Malnahme die Verdunstungs- und Strahlungsverhéltnisse. Das heil3t, diese MalRnah-

me wirkt sich direkt auf die klimatische Regenerationsfahigkeit des Untersuchungs-
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raumes aus. Damit steigt die Tendenz zur Uberwarmung. Mit dieser geringfiigigen Kili-
maveranderung auf der Bauflache ist mit einer Verschiebung des Artenspektrums bei

der Neubesiedelung zu rechnen.

Anlagebedingte Auswirkungen

Die Versiegelung l6st eine Reihe von Wechselwirkungen aus. Durch den Verlust an
Bodenflache, werden Lebensrdume zerstért, der Gebietsabfluss steigt und kann am
Vorfluter zu Uberschwemmungen nach Starkregenereignissen fiihren. Auch haben, wie
oben beschrieben, Versiegelungen immer auch Auswirkungen auf das Klima.
Weiterhin hat die geplante massive Baumféllung bei der Variante 1 deutliche Auswir-
kungen bei verschiedenen Schutzgitern, die sich gegenseitig noch verstarken. Durch
die Baumfallung und die Offnung des Bestandes werden benachbarte Flachen beunru-

higt und entwertet.

Betriebsbedingte Auswirkungen
Die betriebsbedingten Auswirkungen (Larm, Erschitterungen und elektromagnetische
Wellen) wirken direkt auf die einzelnen Schutzgiter. Deutliche Wechselwirkungen sind

nicht zu erwarten.

Zusammenfassung
Erhebliche Auswirkungen sind je nach Wirkungsart bei den folgenden Schutzgitern zu

erwarten:

Baubedingte Auswirkungen

Wahrend der Bauphase entstehen die folgenden Auswirkungen:

- Beeintrachtigung der Wohnfunktion durch Larm und Staub wahrend der Bauphase

- Beeintrachtigung der Luftqualitdt wahrend der Bauausfihrung durch Larm und
Staub

- Erschwerte Erreichbarkeit der Gebaude entlang der Stral3e

- Beeintrachtigung der baustellennahen Vegetationsstrukturen (Lebensraume) durch
Larm und Staub wahrend der Bauphase

- Es besteht die Mdglichkeit, dass durch Havarien Schadstoffe ins Grundwasser ge-
langen kdnnen.

- Beeintrachtigung des Bodenlebens durch Verdichtungen

- Stérung des Landschaftshildes durch Baumaschinen und Anlagen.
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Anlagebedingte Auswirkung
Durch die Gleisanlage (Gleise, Bahnsteige usw.) und den Ausbau der Stral3e werden

folgende Auswirkungen hervorgerufen:

- Eingriff in den Klimahaushalt des Gebietes durch die Flachenversiegelung und die
Fallung der Baume und Straucher im Ausbaubereich
- Versiegelung von Boden fir die Baumalinahme
- Durch die BaumaRnahme werden die folgenden Lebensraume zerstort:
- Rodung von Baumen
- Uberbauung von Strauchflachen
Dabei handelt es sich um Zierstrauchgebiische (Rahmenpflanzung des
Sudfriedhofs).
- Verlust von Griinflachen meist Rasenflachen)
- Eingriff in eine nach § 21 NatSchG LSA geschutzte Allee bei der Variante 1
- Weiterhin wird in den Standraum von GroBbaumen eingegriffen und diese beein-
trachtigt.
- Veranderung des Landschaftsbildes (Ortsbild) im Ausbaubereich

Betriebsbedingte Auswirkungen
Betriebsbedingt ergeben sich die folgenden Auswirkungen:

- Beeintrachtigung der Wohnfunktion entlang der Trasse durch die Uberschreitung
der Grenzwerte der 16. BImSchV entlang der Trasse.

- Uberschreitung der Grenzwerte fur Erschitterungen / Schwingungen im Bereich
des Gleisdreiecks Wiener StralRe / Leipziger Stral3e.

- Bei den Schutzgitern Klima, Boden und Wasser besteht vorrangig durch Havarien
und Unfalle die Mdglichkeit, dass schadliche Betriebsstoffe in die Umwelt gelangen

kdénnen.

Die Auswirkungen sind bei den einzelnen Trassenvarianten unterschiedlich stark aus-

gepragt (vgl. Kapitel 8 der UVS).
cc) MaBnahmen zur Vermeidung und Verminderung und Kompensation

Fur die jeweiligen Schutzgiter wurden entsprechende Vermeidungs-, Minderungs-
und KompensationsmalRnahmen dargestellt. Neben den 0.g. Vermeidungs-, Minde-
rungs-, Schutz-, Ausgleichs- und GestaltungsmalRnahmen ist eine externe Aus-

gleichsmal3nahme (E1) vorgesehen. Die Mal3hahmen (ausgenommen E1) sind auch
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geeignet, sich auf die Wechselbeziehungen zwischen den betroffenen Schutzgutern
positiv auszuwirken, so dass unter Berlicksichtigung der vorgenannten MalRhahmen

der Eingriff kompensiert werden kann.

dd) Bewertung nach 8§ 12 UVPG

Relevante Wechselbeziehungen zwischen den Schutzgitern bzw. Beeintrachtigun-
gen derselben sind im Rahmen des Vorhabens unter Mal3gabe der jeweiligen Schutz-
und Minderungsmaflinahmen bzw. im Rahmen des Planfeststellungsbeschlusses zu
treffenden Nebenbestimmungen nicht geeignet, erhebliche nachteilige Umwelteinwir-

kungen hervorzurufen.

)i MedienlUbergreifende Gesamtbewertung

Im Ergebnis der Umweltvertraglichkeitsprifung kann festgehalten werden, dass die
Realisierung des Vorhabens ,2. Nord-Sud-Verbindung der StralRenbahn — BA 7“ mit
gewissen erheblichen und nachteiligen Beeintrachtigungen fir die einzelnen Schutzgi-

ter verbunden ist.

Es wurden fir den Bauabschnitt 7 zwei Varianten n&her untersucht:
- Variante 1 - StralRenbahn in Mittellage mit besonderem Bahnkorper

- Variante 2 - StraRenbahn in Mittellage ohne besonderen Bahnkdrper.

Die schutzgutbezogene Beurteilung der einzelnen Varianten kann der Zusammenstel-
lung in der o.g. Tabelle (Variantenvergleich) entnommen werden. Auf der Grundlage
der vorhandenen naturraumlichen Ausstattung und der zu erwartenden Beeintrachti-
gungen durch die Stral3enbahn ist die Variante 2 - StraRenbahn in Mittellage ohne be-
sonderen Bahnkorper mit den geringsten Beeintrdchtigungen des Naturhaushalts ver-

bunden.

Im Vergleich der betrachteten Ausbauvarianten stellt die Variante 2 die umweltscho-
nendste Variante dar. Im Rahmen der Abwagung aller Belange hat sich jedoch die Va-
riante 1 - StraRenbahn in Mittellage mit besonderem Bahnkérper — als vorzugsvariante
herausgestellt. Wesentliche Eckpunkte flr die Entscheidung waren:

- Verkehrsqualitat auf der Raiffeisenstralle

- Verkehrssicherheit auf der Raiffeisenstral3e

- Sicherheit und Qualitat des OPNV auf der RaiffeisenstralRe

- Storungsfreiheit auf der Raiffeisenstrafde

- Vorgaben des Foérdermittelgebers
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Unter UVP- Gesichtspunkten hat jedoch die Variante 1 nur geringfligig schlechtere
Umweltauswirkungen, aber deutlich bessere Auswirkungen in Bezug auf Verkehrsqua-

litdt und Verkehrssicherheit.

Durch bereits in die Planung eingeflossene Vermeidungs- und Verminderungsmalf3-
nahmen und die Einhaltung technischer Standards werden die Auswirkungen der
StraRenbahnfihrung auf ein Minimum beschrankt. Schadliche Umweltauswirkungen
und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belastigungen fir die
Allgemeinheit und die Nachbarschaft sind unter Einhaltung der jeweiligen Mafl3gaben
weitgehend auszuschliel3en, so dass das Vorhaben auch aus medientbergreifender
Sicht einschlie8lich der Wechselwirkungen als vereinbar mit den Mal3stdben des

Umweltrechtes gesehen werden kann.

3. Immissionsschutz

3.1. Larmschutz

Der Schutz der Anlieger vor StraRen- bzw. Stralenbahnlarm erfolgt nach den ver-
schiedenen, in dieser Reihenfolge zu beachtenden Stufen:

Nach 8§ 50 BImSchG ist bereits bei der Planung von Verkehrswegen darauf zu ach-
ten, dass schadliche Umwelteinwirkungen durch Verkehrslarm auf ausschlief3lich o-
der Uberwiegend dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzbedurftige
Gebiete, soweit wie moglich unterbleiben. Dies gilt zunachst unabh&ngig von den in
der 16. BImSchV festgelegten Immissionsgrenzwerten.

Der Trennungsgrundsatz des § 50 BImSchG ist im vorliegenden Falle der Errichtung
einer StralBenbahntrasse in einer vorhandenen innerstadtischen Hauptverkehrsstralle

nicht einzuhalten.

Beim Bau oder der wesentlichen Anderung von Verkehrswegen ist dariiber hinaus
durch entsprechende Vorkehrungen sicherzustellen, dass dadurch keine schadlichen
Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgerausche hervorgerufen werden kénnen, die
nach dem Stand der Technik vermeidbar sind, § 41 Abs.1 BImSchG.

Wenn den vorgenannten Anforderungen nicht durch eine entsprechende Planung
oder technische Vorkehrung Rechnung getragen werden kann, hat der Eigentiimer

einer betroffenen baulichen Anlage gegen die Vorhabentragerin einen Anspruch auf

Seite 114 von 161



angemessene Entschadigung in Geld, § 42 Abs. 1 BImSchG i. V. m. § 1 Abs. 1
VWVIG LSA, 8 74 Abs. 2 VWVIG.

Die Beurteilung der Zumutbarkeit von Larmimmissionen ist auf der Grundlage von
§ 41 BImSchG i. V. m. der 16. BImSchV vorzunehmen.

In § 3 der 16. BImSchV ist die Berechnungsmethode zur Ermittlung der Beurteilungs-
pegel verbindlich vorgeschrieben. Sie hat bei StraRen nach Anlage 1 der 16. Blm-
SchV i. V. m. den Richtlinien fiir den Larmschutz an Stral3en — Ausgabe 1999 RLS-
90) und fur die Berechnung des Schienenlarms nach Anlage 2 der 16. BImSchV

i. V. m. der Richtlinie zur Berechnung der Schallemission von Schienenwegen
(Schall 03, 1990) zu erfolgen.

Die Beurteilungspegel, die mit den Immissionswerten der 16. BImSchV zu verglei-

chen sind, wurden nach den vorgegebenen Berechnungsvorschriften ermittelt.

Nach § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV ist bei dem Bau oder der wesentlichen Anderung
von oOffentlichen StraRen sicherzustellen, dass zum Schutz der Nachbarschaft vor
schadlichen Umwelteinwirkungen, der Beurteilungspegel einen der nachfolgenden
Immissionsgrenzwerte (Tag: 06:00 — 22:00 Uhr, Nacht: 22:00 — 06:00 Uhr) nicht tGber-
schreitet:

a) an Krankenh&usern, Schulen, Kurheimen und Altenheimen am Tag 57 dB (A),
in der Nacht 47 dB (A);
b) in reinen und allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten am Tag

59 dB (A), in der Nacht 49 dB (A);

c) in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten am Tag 64 dB (A), in der
Nacht 54 dB (A);

d) in Gewerbegebieten am Tag 69 dB (A) und in der Nacht 59 dB (A).

Die Art der in § 2 Abs. 2 der 16. BImSchV bezeichneten Anlagen und Gebiete ergibt
sich aus den Festsetzungen in den Bebauungsplanen bzw. aus den pragenden Ge-
bietsmerkmalen der Eigenart der ndheren Umgebung. Sonstige in Bebauungsplanen
festgesetzte Flachen fir Anlagen und Gebiete sowie Anlagen und Gebiete, fir die
keine Festsetzungen bestehen, sind nach § 2 Abs. 1 bauliche Anlagen im Auf3enbe-
reich nach den obenstehenden Buchstaben a, ¢ und d dieser Tabelle, entsprechend

ihrer Schutzbedurftigkeit zu beurteilen.
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Die Grenzwerte legen fest, welches Maf3 an schadlichen Umwelteinwirkungen durch
Verkehrsgerdusche zum Schutz der Betroffenen, im Regelfall nicht Gberschritten

werden darf.

Fur beide Verkehrswege ist die Anspruchsberechtigung fur LarmschutzmalRhahmen

gesondert zu ermitteln.

Ein Anspruch auf Larmvorsorge dem Grunde nach besteht fiir die Anderungen des
StralRenverkehrsweges nur, wenn bei nachgewiesener wesentlicher Anderung des
Verkehrsweges im Sinne des 8§ 1 der 16. BImSchV gleichzeitig die gesetzlichen Im-
missionsgrenzwerte Uberschritten werden.

Eine wesentliche Anderung liegt nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 der 16. BImSchV vor, wenn
durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu
andernden Verkehrsweges ausgehenden Verkehrslarms um mindestens 3 dB (A)
oder auf mindestens 70 dB (A) am Tage oder auf mindestens 60 dB (A) in der Nacht

erhoht wird.

Auf eine Steigerung von mindestens 3 dB (A) kann es aber dann nicht mehr ankom-
men, wenn infolge des baulichen Eingriffs der Beurteilungspegel auf 70 / 60 dB (A)
erhoht wird oder er vor dem baulichen Eingriff bereits tiber 70 / 60 dB (A) lag. Bei ei-
ner derartigen Belastung durch Verkehrslarm ist auch bei einer geringen Larmsteige-
rung, verursacht durch einen erheblichen baulichen Eingriff, Larmvorsorge erforder-
lich (vgl. BR — Drs. 661/89, Seite 32 f).

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes hat eine zusatzliche
Summenpegelbetrachtung zu erfolgen, wenn durch die La&rmeinwirkung beider Ver-
kehrswege eigentumsrechtliche oder gesundheitsgefahrdende Eingriffe angenommen
werden muassten. Das Bundesverwaltungsgericht sieht hier als mogliches Indiz fur
gesundheitsbeeintrachtigende Immissionen eine Erhéhung des Gesamtpegels auf

70/ 60 dB(A) tags / nachts an (Vgl. BVerwG, Urteil vom 10. Oktober 2012, 9 A 18/11,

juris).

Eine Summenpegelbetrachtung erfolgte vorliegend insoweit, dass die resultierenden
Immissionspegel aus der Uberlagerung des StraRenbahnverkehrs und des StralRen-
verkehrs zur Bestimmung der Larmvorsorgeanspriche zugrunde gelegt wurden (vgl.
Punkt 7.3. der schalltechnischen Untersuchung). Insofern wurden die Belange durch
eine Gesamtbetrachtung des Verkehrslarms, der durch das planfestgestellte Vorha-

ben insgesamt hervorgerufen wird, ausreichend gew(rdigt.
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Im Ubrigen ist fir die Bemessung des Schallschutzes grundsatzlich der Beurteilungs-
pegel des neu zu bauenden oder zu andernden Verkehrsweges ausgehenden Ver-
kehrslarms maf3geblich. Anderenfalls bestiinde die Gefahr, dass Summenpegel aus
der Uberlagerung mit dem Verkehrslarm vorhandener Verkehrswege zugrunde gelegt
werden, was auf eine Larmsanierung bestehender Verkehrswege hinausliefe, wofur
keine gesetzliche Ermachtigung erteilt wurde (vgl. Feldhaus/Hansel, Kommentar
BImSchR, 2. Auflage, § 1).

Die vorliegende schalltechnische Untersuchung vom 29. Juli 2015 der 1.B.U. Ingeni-
eurbiro fir Schwingungs- Schall- und Schienenverkehrstechnik GmbH (Teil 2 der
Planunterlage 17, Ordner 3) ermittelt und bewertet die schalltechnischen Auswirkun-
gen der planfestzustellenden MaRnahme auf die Bebauung im Untersuchungs-

bereich.

StralRenbahnverkehr

Bezogen auf den Stralenbahnverkehr kommt die schalltechnische Untersuchung
vom 29. Mai 2015 zu dem Ergebnis, dass die zu erwartende Belastung durch den
Neubau des Schienenweges bei folgenden Gebauden die Grenzwerte nach § 2 Abs.

1 der 16. BImSchV Uberschreiten werden:

- Dodendorfer Str. 22

- Porse Privatweg 5

- Porsestr. 1 bundc, 13, 15, 16

- Raiffeisenstr. 7, 8, 9, 10, 11, 12

- Warschauer Str. 1, 3,5, 7,9, 11, 13, 15, 17, 19, 20, 21, 25.

Hinsichtlich folgender Gebaude wird durch die Zunahme der Beurteilungspegel durch
den Schienenverkehr eine wesentliche Anderung der Immissionssituation im Sinne
der 16. BImSchV bewirkt:

- Leipziger Str. 22, 23 und 48
- Schonebecker Str. 2, 3, 3a, 7, 8, 9, 11, 119, 120, 121, 122, 122a und c, 128

- Wiener Str. 2, 3,5, 9, 11, 13, 15 und 17.

StraRenverkehr

Die vorliegenden Berechnungen der schalltechnische Untersuchung kommen ferner

zu dem Ergebnis, dass fur den Bereich innerhalb der Baugrenzen bezogen auf den
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Stral3enverkehr erhebliche Immissionsgrenzwertiiberschreitungen und somit wesent-

liche Anderungen im Sinne der 16. BImSchV an folgenden Geb&uden vorliegen:
- Leipziger Str. 48
- Dodendorfer Str. 22

- Raiffeisenstr. 7, 8 und 9.

Gesamtimmissionen:

An folgenden Gebéauden wurde eine Zunahme der Immissionspegel mit gleichzeitiger
Uberschreitung der Werte von 60 dB(A) am Tage bzw. 70 dB(A)nachts ermittelt:

- Dodendorfer Str. 22

- Leipziger Str. 48

- Porsestr.1c

- Raiffeisenstr. 7, 8, 9, 10 und 11

- Schonebecker Str. 2, 3, 3a, 7, 8, 9, 119, 120, 121, 122, 122a, 128
- Wiener Str. 2.

Daraus sind zusammenfassend sowohl auf den StraRenbahnverkehr und den Stra-
Benverkehr als auch in Bezug auf die Gesamtimmissionen betrachtete Grenzwert-

Uberschreitungen fur folgende Gebéaude festzustellen:

- Dodendorfer Str. 22

- Leipziger Str. 22, 23 und 48

- Porse Privatweg 5

- Porsestr. 1 bund c, 13, 15, 16

- Raiffeisenstr. 7, 8, 9, 10, 11 und 12

- Schonebecker Str. 2, 3, 3a, 7, 8, 9, 119, 120, 121, 122, 122a und c, 128
- Wiener Str. 2, 3,5, 9, 11, 13, 15 und 17

- Warschauer Str. 1, 3,5, 7, 9, 11, 13, 15, 17, 19, 20, 21, 25.

Fur die aufgefiihrten Gebaude sind Larmschutzmalnahmen notwendig. Hinsichtlich
der konkret betroffenen Immissionsorte bzw. Fassaden an den Geb&uden, an denen
entsprechende Larmwertliberschreitungen zu erwarten sind, wird im Einzelnen auf
die Ergebnisse der schalltechnische Untersuchung vom 29. Juli 2015 der 1.B.U. Inge-
nieurbiro fir Schwingungs- Schall- und Schienenverkehrstechnik GmbH (Teil 2 der

Planunterlage 17, Ordner 3, Seite 22 ff.) verwiesen.
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Die Planfeststellungsbehdrde folgt dem Ergebnis der schalltechnischen Untersu-
chung. Denn es liegen keine Anhaltspunkte flr die Annahme von begrindeten Zwei-
fel an der Methodik des angewendeten Berechnungsverfahrens vor. Darlber hinaus
geht das Gutachten von zutreffenden rechtlichen und tatsachlichen Vorgaben fir die

durchgefuhrte Berechnung aus.

Aktive Larmschutzmalnahmen zum Schutz der Immissionsorte in Form von Larm-
schutzwanden bzw. —wéllen scheiden aus Grinden der Verhaltnismafigkeit und aus
bautechnischen Grinden aus, da der notwendige Raum zu deren Errichtung nicht
gegeben ist. Daher wird fur die Betroffenen ein Anspruch auf passive Schallschutz-
mafnahmen dem Grunde nach festgestellt.

Hierzu wird auf die verfligte Nebenbestimmung in Teil A, Kapitel 1V, Punkt 6) verwie-

sen.

3.2. Schwingungen (Erschitterungen und Korperschall)

Die vom Vorhaben ausgehenden Schwingungen (Erschitterungen und Koérperschall)
wurden in einem schwingungstechnischen Gutachten untersucht. Das Gutachten der
[.B.U. Ingenieurbiro fur Schwingungs-, Schall- und Schienenverkehrstechnik GmbH
vom 06. Mai 2015 ist Bestandteil der Planunterlagen (Teil 1 der Planunterlage 17,
Ordner 3). Zudem wurden im Rahmen der Beweissicherung fir den Bereich des
Puppentheaters gesonderte schwingungstechnische Untersuchungen am 26. Mai
2015 durchgefuhrt. Die Untersuchungsergebnisse sind ebenfalls Inhalt der Planunter-
lagen (Teil 3 der Planunterlage 17, Ordner 3).

Als Richt- bzw. Anhaltswert ist flr die Beurteilung der Zumutbarkeit der vom Straf3en-
bahnbetrieb ausgehenden Erschitterungen der DIN 4150-2 ,Erschitterungen im
Bauwesen, Einwirkungen auf Menschen in Gebauden“ und der DIN 4150-3 ,Er-

schitterungen im Bauwesen, Einwirken auf bauliche Anlagen* heranzuziehen.

Als Orientierungswerte flr Kdrperschallimmissionen gelten die in der VDI-Richtlinie
2719 ,Schallddmmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen“ aufgefiihrten

Maximalpegel.

Da die Planunterlagen im Bereich der Leipziger Stral3e und der Schdnebecker Stral3e
eine Uberplanung bestehender Gleisanlagen beinhalten, sind entsprechend § 1 der
16. BImSchV Vorsorgemaflinahmen zu treffen, wenn eine wesentliche Verschlechte-

rung der bestehenden Situation festzustellen ist. Als wesentliche Verschlechterung ist
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eine Erh6hung von mindestens 3 dB(A) gegeniber der Ausgangssituation anzuneh-

men.

Ausweislich des Gutachtens vom 06. Mai 2015 ist im Ergebnis davon auszugehen,
dass die Erschitterungsimmissionen im Bereich des Neubauabschnittes in der Raif-
feisenstraRe die Richtwerte der DIN 4150-2 und der VDI 2719 nicht Uberschreiten

werden.

Hinsichtlich der Kdrperschallimmissionen wird im Gutachten die Uberschreitung der
Orientierungswerte an einzelnen Gebauden im Bereich der Weichenanlage in der
Warschauer Straf3e und im Gleisdreieck Warschauer Stra3e/Schdnebecker Stral3e

prognostiziert.

Nach den Feststellungen des Gutachtens ist entlang der Schonebecker Stral’e im
Hinblick auf die Vorbelastungen durch die vorhandenen Gleisanlagen keine Zunahme
der Korperschall- und Erschitterungsimmissionen um 3 dB(A) zu erwarten. Gleich-
wohl hat die Vorhabentragerin im Rahmen der mit einzelnen Einwendern getroffenen
Abstimmungen fur diesen Bereich Schutzvorkehrungen durch den Einbau einer elas-
tischen Rillenschienenkonstruktion zugesagt und die Planunterlagen entsprechend
geéndert.

Im Bereich des kinftigen Gleisdreiecks Schdonebecker Strafle / Warschauer Stral3e
ist eine deutliche Zunahme der Korperschall- und Erschitterungsimmissionen zu er-

warten, so dass entsprechende Schutzvorkehrungen zu treffen sind.

Im Bereich des Gleisvierecks Wiener Stral3e/ Leipziger Stral3e ist auf der Grundlage
der planfestgestellten Unterlagen zum Vorhaben des Bauabschnittes 2 die Anord-
nung eines flachig gelagerten Masse-Feder-Systems und im Normalgleis der Wiener
Stral3e der Einbau einer elastischen Rillenschienenlagerung vorgesehen. Durch die
im vorliegenden Verfahren vorgenommene Uberplanung treten relativ geringe
Gleisachsverschiebungen auf, so dass nach den Ausfilhrungen des Gutachtens keine
erheblichen Anderungen bei den Schwingungsimmissionen zu erwarten sind. Durch
den Einbau dieser Schutzsysteme wird erreicht, dass die Orientierungs- und An-
haltswerte zur Beurteilung der Schwingungsimmissionen weiterhin eingehalten wer-

den.

Die zu erwartenden Erschitterungs- und Koérperschallimmissionen liegen fir das

Puppentheater deutlich Giber den Orientierungs- und Anhaltswerten, so dass in die
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sem Bereich ebenfalls entsprechende Schutzvorkehrungen vorzusehen sind. Die
derzeit im Puppentheater auftretenden Immissionen wurden im Rahmen einer Be-

weissicherungsmessung dokumentiert (vgl. Teil 3 der Planunterlage 17, Ordner 3).

Zur Vermeidung der kinftigen Uberschreitung der Orientierungswerte der 16. BIm-
SchV sowie der Anhaltswerte der DIN 4150-2 werden fur die aufgezeigten Bereiche
durch das Gutachten geeignete Schutzvorkehrungen empfohlen. Diese kdnnen durch
den Einsatz elastischer Oberbausysteme mit flachig gelagerten Masse-Feder-
Systemen bzw. im Bereich der Wiener Stral3e und der Raiffeisenstral3e durch eine
elastische Schienenlagerung mit einer vertikalen Schieneneinfederung erfolgen. Im
Bereich der Gleisverschlingung in der Warschauer Stral3e kénnen nach den Empfeh-
lungen des Gutachtens sowohl eine hochelastische Schienenlagerung mit einer verti-
kalen Schieneneinfederung oder ein flachig gelagertes Masse-Feder-System als

SchutzmafBnahmen vorgesehen werden.

Dem folgend werden fir den betroffenen Bereich diesbezligliche SchutzmalRhahmen
in Teil A, Kapitel 1V, Punkt 2 i) als Nebenbestimmungen aufgenommen. Dartber hin-
aus wurden zur Sicherung der privaten Belange der anliegenden Grundstiicks-
eigentimer vor Beginn der BaumafRRnhahmen die Durchfiihrung von Beweissiche-

rungen angeordnet.

3.3. Elektromagnetische Schwingungen

Fur die mit dem StraRenbahnbetrieb auftretenden magnetischen Gleichfeldanderungen
sieht die 26. BImSchV keine Grenzwerte vor.

Die von der Strahlenschutzkommission empfohlenen Grenzwerte fir auftretende
Gleichfeldanderungen liegen bei einer Flussdichte von 40 uT (vgl. Empfehlungen der
Strahlenschutzkommission, veréffentlicht im Bundesanzeiger Nr. 11a am 17. Januar
1998, unter Hinweis auf ICNIRP 94).

Im Ubrigen ist davon auszugehen, dass bereits im Abstand von 1 m von der Gleistras-
se lediglich noch magnetische Flussdichten in der Gréf3enordnung von 0,05 bis 0,110
UT gemessen werden (vgl. Landesamt fir Umweltschutz Baden-Wirttemberg, Elekt-
romagnetische Felder im Alltag, Oktober 2010, S. 57, www.lubw.baden-wuerttem-

berg.de).

Mit der im Rahmen der Vorplanung eingeholten gutachterlichen Stellungnahme des
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Instituts fir Beeinflussungsfragen (IfB) Wuppertal vom 30. August 2015 wird zudem

ausgefuhrt, dass die im Bereich der StralRenbahnstrecken auftretenden magnetischen
Gleichfeldanderungen bei einem Fahrstrom von 1000 A und in einem Abstand von 10
m von der Bahntrasse in der GréfRenordnung von 15 uT liegen wirden. Diese Werte
seien so gering, dass eine gesundheitliche Beeintrachtigung von Personen ausge-

schlossen werden kdnne.

Die vorgenannte Stellungnahme wird mit gutachterlichem Schreiben vom 11. Dezem-
ber 2015 dahingehend ergénzt, dass sich auch unter Berlicksichtigung der Allgemei-
nen Verwaltungsvorschrift zur 26. BImSchV (Bundesrat- Drucksache 547/15) vom 11.

November 2015 keine andere Beurteilung ergebe.

Im Ergebnis kann somit eine gesundheitliche Beeintrachtigung von Personen nach
dem aktuellen Normenstand ausgeschlossen werden, ohne dass es weitergehender

Untersuchungen bedurfte.

3.4. Luftschadstoffe

Hinsichtlich der Auswirkungen des Vorhabens auf die Luftqualitat bedurfte es eben-

falls keiner weitergehenden Untersuchungen.

Zwar sind im Planfeststellungsverfahren die Auswirkungen des Vorhabens auf die
Luftqualitat nicht unberiicksichtigt zu lassen. Vorliegend ist jedoch festzustellen, dass
signifikante Belastungen mit Luftschadstoffen durch den kinftigen Stral3enbahnbe-
trieb nicht zu erwarten sind, ohne dass es hierzu weitergehender Untersuchungen
bedurfte.

Denn der StralRenbahnverkehr, der kiinftig den Linienbusverkehr ersetzen soll, ist
hinsichtlich des CO,- und LuftschadstoffausstoRes (NOx und PM) der umweltvertrag-
lichste Verkehrstrager. Die angestrebte Verbesserung des Schienenpersonennahver-
kehrs, die eine Erhéhung des Fahrgastaufkommens und damit zugleich eine entspre-
chende Abnahme des Abgase produzierenden PKW-Individualverkehrs bewirken soll,
steht im Einklang mit den Vorgaben des Luftreinhalteplanes fir die Landeshauptstadt

Magdeburg zur Verminderung schadlicher Luftverunreinigungen.

4.  Private Belange

Fur das Vorhaben ist im Rahmen der Bauausflihrung die dauerhafte bzw. zeitweilige
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Inanspruchnahme von privaten Flachen erforderlich. Fur die Inanspruchnahme der in
den Planfeststellungsunterlagen (Ordner 2, Planunterlage 10) aufgefuihrten Flachen
besteht fur die betroffenen Grundstiickseigentimer ein Anspruch auf Entschadigung
dem Grunde nach. Mit dem in Teil A, Kapitel IV, Punkt 2 g) festgestellten Anspruch
sollen die Eigentumsbeeintrachtigungen, die mit der zeitweiligen Inanspruchnahme

der betroffenen Flachen verbunden sind, ausgeglichen werden.

Sofern zwischen der Vorhabentragerin und den betroffenen Eigentimern keine ein-
vernehmliche Regelung getroffen werden kann, wird Uber die Hohe der Entschadi-
gung in einem gesonderten Verfahren entschieden. Zustandige Behdrde ist das Lan-

desverwaltungsamt — Enteignungsbehdérde.

Neben den vorgenannten und den gesondert ausgefiihrten privaten Belangen, die
sich aus den vorgebrachten Einwendungen (Teil C, Kapitel X, Punkt 6) ergeben, ver-
mag die Planfeststellungsbehérde auch keine sonstigen privaten Belange zu er-
kennen, die héher zu bewerten waren als das berechtigte, im offentlichen Interesse

liegende Interesse der Vorhabentragerin an der Realisierung des Vorhabens.

5. Begrindung der Entscheidungen Uber Stellungnahmen

Uber die nachfolgenden Stellungnahmen, die nicht einvernehmlich geregelt werden
konnten, wird wie folgt entschieden:

a) Behorden und andere Trager 6ffentlicher Belange

aa) Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 202 (Brand- und Katas-

trophenschutz (Reg.-Nr. 02)

In der Stellungnahme vom 19. Januar 2016 ist ausgefiihrt, dass dem Vorhaben unter

folgenden Voraussetzungen zugestimmt wird:

Notwendige Einschréankungen in der Straf3en- und Verkehrsfiihrung sowie 6ffentliche
Zufahrten zu baulich genutzten Anlagen fir Fahrzeuge und des Rettungsdienstes
sind rechtzeitig vor Baubeginn mit den zustandigen Stellen fir den Brandschutz und

dem Trager des Rettungsdienstes der Landeshauptstadt Magdeburg abzustimmen.

Der Stellungnahme wird gefolgt. Auf die verfiigten Nebenbestimmungen in Teil A,

Kapitel IV, Punkt 11. wird verwiesen.
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bb) Polizeidirektion Nord, Abt. Kampfmittelbeseitigung (Reg.-Nr. 10)

Mit Stellungnahme vom 31. Mai 2016 wird darauf hingewiesen, dass das Vorhaben

im Bereich friherer Bombenabwurfgebiete liegt.

Bei den durchzufiihrenden Tiefbauarbeiten und sonstigen erdeingreifenden Mal3nah-
men muss mit dem Auffinden von Bombenblindgangern gerechnet werden. Eine
fachliche Baubegleitung des Vorhabens durch die Polizeidirektion Sachsen-Anhalt ist
daher erforderlich.

Die Flache ist vor dem Beginn der Bauarbeiten auf das Vorhandensein von Bomben-
blindgangern zu tberprifen. Daher ist mindestens 6 Wochen vor Beginn der Bauar-
beiten die Polizeidirektion Sachsen-Anhalt Nord, Gefahrenabwehrbehorde, unter An-
gabe der Flurstiicke, Vorlage der aktuellen und vollstdndigen Grundbuchausztige und
eines Lage- und Vermessungsplanes zu informieren.

Sofern im Rahmen der Bauarbeiten Kampfmittel entdeckt werden, sind die Arbeiten
im unmittelbaren Gefahrenbereich einzustellen, die betreffenden Fundstellen zu
sichern und die Gefahrenabwehrbehoérde zur Verhitung von Schaden durch

Kampfmittel unverziglich zu informieren.

Der Stellungnahme wird gefolgt. Auf die verfiigte Nebenbestimmung in Teil A, Kapitel
IV, Punkt 10. des Beschlusses wird verwiesen.

cc) Landesamt fur Geologie und Bergwesen (Reg.-Nr. 29)

Mit Stellungnahme vom 15. Januar 2016 wird lediglich darauf hingewiesen, dass

die Ergebnisse der Baugrunduntersuchungen fiir die geologische Landesaufnahme
wertvolle Informationen darstellen. Sie sind entsprechend der aktuellen Fassung des
Lagerstattengesetzes dem Landesamt fir Geologie und Bergwesen zur Verfligung zu

stellen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird auf die in Teil A, Kapitel V, Punkt

2 d) dieses Beschlusses erteilte Nebenbestimmungen verwiesen.

dd) Landesamt fir Vermessung und Geoinformation (Reg.-Nr. 33)

Das Landesamt fir Vermessung und Geoinformation hat mit Schreiben vom 18. No-
vember 2015 zum Planfeststellungsverfahren Stellung genommen und nachfolgende

Forderung erhoben und begriindet sowie Hinweise gegeben.
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Im Bereich der geplanten Baumaf3nahme befinden sich gesetzlich geschitzte Hohen-
und Lagefestpunkte der Festpunktfelder Sachsen-Anhalts.

Die entsprechenden Festpunktbeschreibungen sowie die Koordinaten der Punkte
kénnen bei Bedarf vom Landesamt fir Vermessung und Geoinformation per e- Mail

abgefordert werden.

Unvermeidbare Veranderungen oder Zerstérungen von Festpunkten durch konkrete
MafRRnahmen sind dem Landesamt fir Vermessung und Geoinformation rechtzeitig

per e- Mail zu melden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird auf die in Teil A, Kapitel V, Punkt

2 e) dieses Beschlusses erteilte Nebenbestimmung verwiesen.

Darluber hinaus wird darauf hingewiesen, dass auf allen verwendeten Auszligen aus
der Liegenschaftskarte des Landesamtes fir Vermessung und Geoinformation ein

entsprechender Quellenvermerk anzubringen sei.

Die Planfeststellungsbehdrde nimmt diesen Hinweis zur Kenntnis und weist darauf
hin, dass sie nicht befugt ist, der Vorhabentragerin Nebenbestimmungen zu erteilen,
die in keinem Zusammenhang mit der vorhabenbedingten Bewaéltigung offentlicher
und privater Belange — dem rechtlichen Sinn und Zweck der Planfeststellung — ste-
hen.

Die Vorhabentragerin hat jedoch zugesagt, den Quellenvermerk auf den Planen mit
Geobasisdaten anzubringen.

Aus den genannten Grinden ist festzustellen, dass ein abwagungsrelevanter Hinweis
nicht besteht.

ee) Ministerium fur Landesentwicklung und Verkehr — Technische Aufsichts-
behorde (Reg-Nr. 37)

In der Stellungnahme vom 13. Januar 2016 werden folgende Hinweis erteilt:

1. Die Ausfiihrungsplanung fir die Betriebsanlagen der StraRenbahn soll der Behérde
gemanR § 60 Abs. 3 der BOStrab zur Zustimmung vorgelegt werden.

2. Die lichte Hohe zwischen Fahrbahnoberkante und der Fahrleitungsanlage unter
der Eisenbahnuberfihrung ,Warschauer Str.“ soll entsprechend den Planunter-

lagen und gemal § 25 Abs. 2 BOStrab mit mindestens 4,20 m eingehalten werden.
Seite 125 von 161



Den Forderungen wird gefolgt. Auf die Nebenbestimmung unter Teil A, Kapitel 1V,

Punkt 1 d) dieses Beschlusses wird verwiesen.

ff) Ministerium fir Landesentwicklung und Verkehr- Referat Sicherung der

Landesentwicklung, Raumbeobachtung, Raumordnungskataster

Das Ministerium flr Landesentwicklung und Verkehr, Referat Sicherung der Landes-
entwicklung, Raumbeobachtung, Raumordnungskataster hat mit Schreiben vom 19.
Januar 2016 ausgefiihrt, dass das raumbedeutsame Vorhaben mit den Erfordernis-

sen der Raumordnung vereinbar sei.

Die in der Stellungnahme begriindete Raumbedeutsamkeit und die Feststellung der
Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Erfordernissen der Raumordnung wurden als
dem Vorhaben nicht entgegenstehender Belang in den Planfeststellungsbeschluss,

Teil C, Kapitel X, Punkt 1. tbernommen.

Ferner wurde der Hinweis gegeben, dass die Trager raumbedeutsamer Planungen
und MaRRnahmen das Raumordnungskataster gemafR 8§ 19 Abs. 2 LEntwG LSA be-
reits in einem frilhen Stadium der Vorbereitung von Planungen oder MalRnahmen
nutzen und ihrerseits Unterlagen zur Fortschreibung des Katasters zur Verfugung

stellen.

Dieser Hinweis wurde in den Planfeststellungsbeschluss, Teil A, Kapitel V, Punkt 2 f)

ubernommen.

gg) Deutsche Bahn AG, DB Immobilien (Reg. Nr. 45)

Die Deutsche Bahn AG hat mit Schreiben vom 04. Marz 2015 sowie vom 08. April
2016 als von der DB Netz AG und der DB Energie GmbH bevollmachtigtes Unterneh-
men Stellung zum Planfeststellungsverfahren Stellung genommen:

1. Notwendigkeit des Abschlusses einer Kreuzungsvereinbarung

Die DB Netz AG hat im Rahmen des Anhérungsverfahrens zum Planfeststellungsver-

fahren den Abschluss einer Kreuzungsvereinbarung gefordert.

Ausgangspunkt fur die Beurteilung ist, ob fir die geplante MaRnahme die Vorgaben

des Eisenbahnkreuzungsgesetzes greifen. Dies ist dann der Fall, wenn es sich bei der
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geplanten MaRBnahme um eine Anderung i.S. des § 3 EKrG einer bestehenden Kreu-
zung i.S. des § 1 EKrG handelt.

Aufgrund der sich derzeit kreuzenden Verkehrswege StralRe und Eisenbahn liegt zwei-
felsfrei eine Kreuzung i.S. des 8 1 EKrG vor. Die geplante Maflihahme stellt sich auch
als Anderung einer bestehenden Kreuzung gemaR § 3 Nr. 3 EKrG dar. Die Vorschrift
betrifft Verbesserungsmaflinahmen an bestehenden Kreuzungen. MalRnahmen nach
§ 3 sind solche, die die bestehende Kreuzung in Bezug auf die Sicherheit oder Abwick-

lung des Verkehrs gegeniiber dem bisherigen Zustand verbessern.

Die Maflinahme soll die bestehenden Verhaltnisse an der Kreuzung ,in sonstiger Wei-
se" @andern. Aus Griinden der besseren Abwicklung des Nahverkehrs wird an der be-
stehenden Kreuzung die StraRenbahntrasse auf gesondertem Bahnkorper neu verlegt
und teilt kiinftig den Verkehrsweg ,Straf3e“. Dass sich die hinzukommende Trasse der
Strallenbahn aus Griinden der besseren Abwicklung des Verkehrs darstellt, ergibt sich

schon aus der Planrechtfertigung fir das vorliegende Planfeststellungsverfahren.

Mit dem Hinzukommen der StralRenbahntrasse wird der Verkehrsweg ,Strasse“ neu
geordnet. Auch die baulichen Mallinhahmen am Kreuzungsbauwerk (Fahrdraht-
aufhangung, etc.) rechtfertigen die Annahme einer Anderung der bestehenden Kreu-

zung.

Im Rahmen der zwischen der Vorhabentrégerin, der DB Netz AG und dem Tiefbauamt
der Landeshauptstadt Magdeburg als zustandiger Baulasttragerin der den Verkehrs-
weg der Eisenbahn kreuzenden Stral3e gefiihrten Abstimmungsgesprache wurde Ein-

vernehmen Uber den Abschluss einer Kreuzungsvereinbarung erzielt.

Im Erdrterungstermin am 25. Oktober 2016 wurde vom Vertreter der DB Netz AG aus-
gefuihrt, dass sich aufgrund des erzielten Einvernehmens der Einwand insoweit erledigt

habe, so dass es einer Entscheidung durch die Planfeststellungsbehdérde nicht bedarf.

2. Beachtung der Durchfahrtshéhen mit Blick auf die im Zuge der kinftigen
Erneuerung der Eisenbahnlberfihrung zwischenzeitlich zu errichtenden

Hilfsbricken

In der Stellungnahme wird im Weiteren ausgefiihrt, dass die derzeitige Eisenbahniber-
fihrung ,Warschauer Straf3e" perspektivisch durch ein Neubau ersetzt werden solle.

Auf Grund der mit der Landeshauptstadt Magdeburg abgestimmten Reihung der Bri-
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ckenneubaumaRnahmen im Rahmen der 2. Ausbaustufe des DB-Knotenprojektes und
der damit verbundenen abgestimmten bauzeitlichen Einschrankungen im innerstadti-
schen StralRenverkehr der Landeshauptstadt Magdeburg sei damit eine Realisierung
frihestens im Zeitraum 2020 -2025 absehbar.

Fur die Planung der 2. Nord-Sud-Trasse der StraRenbahn ware deshalb vom derzeiti-
gen Bestand der Eisenbahniberfihrung in den vorhandenen AbmaRen der lichten
Weite und Hohe sowie Pfeilerstellungen auszugehen. Bedingt durch den absehbaren,
sich verschlechternden Zustand des Briickenbauwerkes bis zum madglichen Umbau-
zeithorizont der Eisenbahniberfiihrung bestehe aus heutiger Sicht perspektivisch die
Notwendigkeit, dass die Uberbauten mit der heute vorhandenen Durchfahrtshéhe von
4,50 m auf der wesentlich gelegenen Seite (Giterzugstrecke) der Eisenbahniberfih-
rung temporar bis zum Zeitpunkt des Briickenneubaus durch Hilfsbriicken ersetzt wer-
den mussten. Dies flhre zu einer absehbaren Reduzierung der vorhandenen lichten
Hohe am Bauwerk um ca. 25 cm. Der Zeitpunkt sei noch nicht feststehend und abhan-
gig von den zukiinftigen Ergebnissen der Bauwerksbefundungen. Die Oberleitung der
Strallenbahn musse deshalb konstruktiv so gestaltet werden, dass sich diese bei Ein-
bau der Hilfsbricken fir langere Zeit absenken lasse. Ob eine Durchfiihrbarkeit des
StraRenbahnbetriebes unter diesen Bedingungen technisch tberhaupt noch mdglich
bzw. mit entsprechender Ausnahmegenehmigung durchfiihrbar sei, ware zu prifen.
Dieser Nachweis sei Voraussetzung fiir die Zustimmung zur Realisierung der Mal3-

nahme.

Die Frage der Beachtung der Durchfahrtshéhen fur die Errichtung der Hilfsbriicken
wurde ebenfalls im Rahmen der gefuhrten Abstimmungsberatungen geklart. In diesem
Zusammenhang wurde von Seiten der Vorhabentragerin klargestellt, dass von der
Technischen Aufsichtsbehdrde eine Ausnahmegenehmigung fur die von den Vorgaben
der BOStrab geringfligig abweichende lichten Durchfahrtshéhe der zu errichtenden

Hilfskonstruktion als Zwischenbauzustand in Aussicht gestellt worden sei.

Aufgrund des Ergebnisses der zwischen der DB Netz AG und der Vorhabentragerin
getroffenen Abstimmungen wurde vom Vertreter der DB Netz AG im Erdrterungstermin
auch dieser Punkt fur erledigt erklart, ohne dass es hierzu einer Entscheidung durch

die Planfeststellungsbehérde bedarf.
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3. In den vorliegenden Unterlagen und den bisherigen Abstimmungen fehle es an
einer Aussage bzw. Untersuchung zur Anprallgefahrdung der vorhandenen
Zwischenstitzen der Eisenbahniberfiihrung. Die Abgrenzung von der Fahr-
bahn reiche nach dem vorliegenden Regelquerschnitt hierflr nicht aus. Ein
Nachweis der Gewahrleistung der Anprallsicherheit sei Voraussetzung fur unse-
re Zustimmung zur Realisierung der MalRnahme. Dies gelte auch fir den bis-
lang fehlenden Nachweis der Gewahrleistung der Standsicherheit der Zwi-

schenstitzen wahrend der gesamten Bauzeit.

Vom Vertreter der DB Netz AG wurde im Erérterungstermin insoweit auf die zwi-
schenzeitlich mit der Vorhabentragerin getroffenen Abstimmungen verwiesen. In den
getroffenen Abstimmungen sei Einvernehmen lber den Umfang der von der Vorha-
bentragerin zu erbringenden Nachweise hinsichtlich des Anprallschutzes und der

Standsicherheit der Stlitzen erzielt worden.

Ungeachtet der von der DB Netz AG fir erledigt erklarten Punkte der Stellungnahme
wird zur Sicherung der bahnseitigen Belange von der Planfeststellungsbehérde die
Beteiligung der DB Netz AG im Rahmen der Ausfiihrungsplanung verfligt. Insoweit
wird auf die unter Teil A, Kapitel IV, Punkt 2 e) aufgeflihrte Nebenbestimmung ver-

wiesen.

4. Aufgrund der Nahe und Betroffenheit zum Zugang zur Verkehrsstation
Magdeburg- Buckau sei die Erreichbarkeit der Bahnsteige Uber das Bahn-
hofsgeb&ude zu gewéhrleisten. Wahrend der Baumaflinahme misse eine
Zuwegung der Reisenden vorgehalten werden und entsprechend ersicht-

lich sein.

Der Stellungnahme wird gefolgt. Hierzu wird auf die Nebenbestimmung in Teil A, Ka-

pitel 1V, Punkt 2 f) verwiesen.
5. Auf der Eisenbahnbriicke Uber der Warschauer StralBe befinden sich
Fernmeldekabel der DB Netz AG sowie Mittelspannungskabel der DB

Energie GmbH.

Zur Beachtung des aufgefiihrten Leitungsbestandes wird auf die Nebenbestimmung

in Teil A, Kapitel IV, Punkt 13. verwiesen.

Seite 129 von 161



hh) Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club e.V. (Reg. Nr. 57)

Der ADFC hat mit Stellungnahme vom 29. Dezember 2015 zu dem Planfeststellungs-

verfahren Stellung genommen und folgende Hinweise und Anregungen erteilt.

1. Allgemeine Ziele fur die Planung aus Sicht des ADFC

Es wurde darauf hingewiesen, dass die Planung lediglich die nach der ERA 2010
empfohlenen Regelbreiten von 1,60 m beinhalte. Dies stelle lediglich ein Mindestmal3
dar. Um den Anforderungen des Radverkehrs besser gerecht zu werden, sei jedoch

das Regelmalf3 von 2,00 m umzusetzen.

Im Rahmen des Eroérterungstermins wurde von der Vorhabentragerin in diesem Zu-
sammenhang erlautert, dass auf der Nordseite der Raiffeisenstrale keine Mdglichkeit
bestehe, den Radweg zu verbreitern, da bereits der Gehweg zu schmal sei. Auf der
Sldseite wirde eine Verbreiterung des Radweges einen weiteren Eingriff in den
Friedhof erfordern. Im Weiteren wurde von der Vorhabentragerin dazu ausgefihrt,
dass mit der MaRnahme insgesamt eine Verbesserung der Belange des Radverkehrs
erfolge. Es seien auch andere Rechtsguter zu beachten.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass bei Einhaltung der von den ERA 2010 empfohle-
nen Regelbreiten die Belange des Radverkehrs ausreichende Berlicksichtigung ge-
funden haben. Eine weitergehende Bericksichtigung der Belange des Radverkehrs
wirde zu Lasten anderer Belange (z.B. weitere Einschrankung von Parkflachen bzw.
des Baumbestandes) gehen. Gegen den vom ADFC angeregten weiteren Eingriff in
den Friedhof spricht, dass bereits im Umfang der geplanten Inanspruchnahme der
Friedhofsflache von einem erheblichen Eingriff in besonders geschitzte Rechtsguter
auszugehen ist. Die angeregte Ausfilhrung der Radwege in Regelbreite rechtfertigt
einen derartigen weiteren massiven Eingriff in die Friedhofsflache nach Auffassung

der Planfeststellungsbehérde nicht.

Im Weiteren teilt die Planfeststellungsbehorde die Auffassung der Vorhabentragerin,
dass die vom ADFC angeregte Aufstellung von Radabstellanlagen nicht dem Vorha-
ben zuzurechnen sind. Es ist nicht Aufgabe der Vorhabentragerin, Teile der Radver-
kehrskonzeption der Landeshauptstadt Magdeburg im Rahmen der Planung der 2.

Nord-Sid-Verbindung der StralBenbahn umzusetzen.

Der Einwand wird zurlickgewiesen.
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2. Aufplasterung von Einmindungsbereichen

In der Stellungnahme wird der Hinweis erteilt, dass bei der Ausfiihrung der Einmuin-
dungen auf eine bauliche Ausfihrung in Form von Aufpflasterungen zu achten sei.
Fahrbahnanhebungen auf Geh- und Radwegniveau sollten hier die Bevorrechtigung
des Geh- und Radwegs verdeutlichen, geschwindigkeitsddmpfend wirken und

Rechtsabbieger auf den abgesetzten Radweg hinweisen.

Von der Vertreterin der Stral3enbaulasttragerin wird im Erdrterungstermin darauf hin-
gewiesen, dass es sich bei den betreffenden Nebenstralen nicht um Wohnwege
bzw. Grundstiickszufahrten handele, sondern um Einmiindungen von Gemeinde-

straRen handele. Daflir sehe die einschlagige RaSt 06 keine Aufpflasterungen vor.

Die Planfeststellungsbehoérde folgt dem ADFC insoweit, dass die bauliche Ausfiihrung
der bestehenden Einmindungen in Form von Aufpfasterungen zwar durchaus als
Optimierung der Belange der Radfahrer anzusehen ist. Die vorliegende Planung - die
derartige Aufpflasterungen nicht vorsieht - fiihrt jedoch nicht zu unzumutbaren Beein-
trachtigungen des Radverkehrs, die eine tUber die Empfehlungen des einschlagigen
Regelwerks hinausgehende Bauausfiihrung rechtfertigten.

Der Einwand wird daher zuriickgewiesen.

3. Knotenpunkt Leipziger Stral3e / Raiffeisenstral3e.

3.1. Indirektes Linksabbiegen

Vom ADFC wird vorgetragen, dass es nicht an allen Punkten moéglich sei, indirekt
links abzubiegen, da Aufstellflachen fehilten und sich die Bereiche - in welchen die
Radfahrer stehen wirden - im Gleisbereich befanden. Bei der Schaffung der Aufstell-
flachen sei darauf zu achten, dass auch mehrere Radfahrer mit Anhanger auf diese
Flachen passen, da es sich um eine Hauptroute handele und sehr viele Eltern mit

Kinderanhangern unterwegs seien.

Im Erdrterungstermin wurde festgelegt, dass im Rahmen der Ausfuhrungsplanung der
Markierungsplan zwischen der Vorhabentrdgerin, dem ADFC sowie der Unteren
StralRenverkehrsbehodrde abzustimmen ist. In diesem Zusammenhang ist die Schaf-

fung ausreichender Aufstellflachen zu prifen.

Seite 131 von 161



Unter Beachtung der festgelegten Abstimmung in der Ausfiihrungsplanung hat sich
der Einwand erledigt, so dass es einer Entscheidung durch die Planfeststellungsbe-
horde nicht bedarf.

3.2. Anschluss oder Fiihrung im nérdlichen Bereich

Der Hinweis des ADFC hinsichtlich des Anschlusses des Schutzstreifens an die be-

stehende Infrastruktur wurde mit der Erwiderung der Vorhabentragerin richtig gestellt.

Im Erdrterungstermin wurde klargestellt, dass sich damit der Einwand erledigt habe

und keiner Entscheidung durch die Planfeststellungsbehérde bedarf.

3.3. Einfadeln Linksabbieger

In dem Planungsausschnitt Raiffeisenstralle / Anschluss Schafferstral3e wirden die
Radfahrer zu spat auf das Fahrbahnniveau gefiihrt. Dies fluhre zu Problemen und
Konflikten, wenn Radfahrer an der Kreuzung Leipziger Strafl3e direkt links abbiegen
mochten, da sie sich nicht mehr gefahrlos auf der Linksabbiegerspur einordnen kénn-
ten. Es ware sicherer und konfliktloser, wenn man die Radfahrer schon zwei Baume
friher auf dem Fahrbahnniveau fiihren wirde, da dort der MIV noch einspurig gefihrt
werde und das Einordnen deutlich sicherer und konfliktfreier funktioniere.

Von Seiten der Vorhabentragerin wurde klargestellt, dass die Ausfiihrung der ange-
regten Radfiihrung die an diesem Standort vorhandenen zwei geschutzten Baume

ersatzlos entfallen muf3ten.

Unter Abwagung der insoweit entgegenstehenden Belange ist unter der Vorausset-
zung, dass sich die Baume in einem erhaltenswerten Zustand befinden, der nachhal-
tige Schutz des Alleebestandes gemal? § 21 NatSchG LSA als héherwertig anzuse-
hen. Die angeregte Ausfihrung des Radweges rechtfertigt daher den Verlust des

Baumbestandes nicht.

Von Seiten der Vorhabentragerin wurde im Ubrigen die Prufung von Méglichkeiten
der Optimierung der Belange der Radfahrer in den Einmindungsbereichen im Rah-
men der Ausfuhrungsplanung zugesagt. Hinsichtlich neu anzupflanzender Baume

wurde eine besondere Prifung der Sichtverhaltnisse in Aussicht gestellt.

Der Einwand wird zurlickgewiesen.

Seite 132 von 161



4, Stich RaiffeisenstralRe (zwischen Schéfferstrale und Rudolf-Wolf-Straf3e)

In diesem Bereich sei eine Uberquerung fiir Radfahrer zu schaffen, wenn man das
Fahren auf der falschen Seite nicht unterstiitzen wolle. Die Litfal3séule sei zu entfer-
nen, da fur diese kein Platz mehr vorhanden sei. Sie wirde im Sicherheitsbereich des
Radweges stehen und auf der Aufstellflache der Ful3ganger an der Ampel. Auf3erdem
wirde sie die Sichtbeziehung zwischen den Ful3géngern und Radfahrer stéren und

so zu einer Gefahrdung fuhren.

Von Seiten der Vorhabentragerin wurde eine Prifung im Rahmen der Ausfiihrungs-
planung zugesagt. Voraussetzung sei, dass bei Beibehaltung des Baumbestandes

ausreichend Platz daflrr zur Verfligung stehe.

Gleichzeitig wurde von der Vorhabentragerin in Aussicht gestellt, dass die im Bereich
derzeit vorhandene Litfa3sédule im Einvernehmen mit der Firma Stroer Deutsche Me-
dien GmbH verschoben werde. Daflir wirden im angrenzenden Bereich geeignete

Flachen zur Verfigung stehen.

Unter Beachtung der vorgenannten Ausfuihrungen der Vorhabentrgerin hat sich der
Einwand erledigt, so dass es keiner Entscheidung durch die Planfeststellungsbehérde
bedarf.

5. Raiffeisenstralle / Rudolf-Wolf-Stralle

Die aktuelle Planungssituation sei nicht deutlich, da weder die Fahrbahn noch der
Radweg oder der FuRweg angerampt wurden. Der FuRweg und Radweg sei in einer

Ebene durch Aufpflasterungen weiterzufihren.

Dazu verwies die Vertreterin der Strafl3enbaulasttragerin im Erdrterungstermin darauf,
dass es sich hier nicht um Wohnstral3en bzw. Grundstiickszufahrten, sondern viel-
mehr um normale StralReneinmindungen handele. Die RaSt 06 sehe insoweit keine

Aufpflasterung vor.

Die bauliche Ausfiihrung der bestehenden Einmindungen in Form von Aufpfasterun-
gen ist zwar durchaus als Optimierung der Belange der Radfahrer anzusehen. Die
vorliegende Planung - die derartige Aufpflasterungen nicht vorsieht - fiihrt jedoch
nicht zu unzumutbaren Beeintrachtigungen des Radverkehrs, die eine tber die Emp-
fehlungen des einschlagigen Regelwerks hinausgehende Bauausflihrung rechtfertig-

ten.
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Der Einwand wird zurlickgewiesen.

5.1. Baum Linksabbieger Richtung Schénebecker Stralie

Da die Radfahrer Richtung Schdnebeckerstr nicht durch die LSA gestoppt werden
wirden, wenn die Radfahrer aus der Rudolf-Wolf-StraRe Freigabe erhalten, sei der

Baum zu entfernen, damit die Sichtbeziehung gewahrleistet sei.

Von Seiten der Vorhabentragerin wurde klargestellt, dass zur Optimierung der Sicht-
beziehung der betreffende Baum ersatzlos entfallen miRte. Im Erdrterungstermin
verwies der Vertreter der Unteren Naturschutzbehorde in diesem Zusammenhang auf
den Eingriffstatbestand des § 21 NatSchG LSA.

Unter Abwagung der insoweit entgegenstehenden Belange ist unter der Vorausset-
zung, dass sich der Baum in einem erhaltenswerten Zustand befindet, der nachhalti-
ge Schutz des Alleebestandes als hoherwertig anzusehen. Die angeregte Ausfuhrung

des Radweges rechtfertigt daher den Verlust des Baumbestandes nicht.

Von Seiten der Vorhabentragerin wurde im Ubrigen die Prifung von Maglichkeiten
der Optimierung der Belange der Radfahrer in den Einmindungsbereichen im Rah-
men der Ausfiihrungsplanung zugesagt. Hinsichtlich neu anzupflanzender Baume

wurde eine besondere Prifung der Sichtverhéltnisse in Aussicht gestellt.

Der Einwand wird zuriickgewiesen.

5.2.. Gewerbemieter Nordseite Raiffeisenstralie

Zwischen Schéfferstrafle und Rudolf-Wolf-StralRe befinde sich im nordlichen Seiten-
bereich der "Bingol-Grill". Dieser beanspruche zurzeit fir die Aul3ensitze ca. 2,5 m.
Die Gesamtbreite zwischen Hauswand u. Baumscheibe betrage 4,50 m. Es verbleibe
somit fir den Gehweg kaum 50 cm. Eine Trennung von Geh- und Radweg scheine
nicht moglich bei Erhalt der AuRensitze. Sollten auf der Nordseite der Raiffeisenstra-
Be noch mehr Gehwegbereiche durch Gewerbemieter beansprucht werden, sei ein

Radweg hier nicht moglich.

Bei der vom ADFC angefihrten Gewerbenutzung handelt es sich um eine sondernut-
zungspflichtige Nutzung. Bei der befristeten Erteilung der Sondernutzungserlaubnisse

fuir jeweils ein Jahr hat die zustandige StraRenbaubehérde im Rahmen ihrer Ermes-
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sensaustibung verkehrliche Belange entsprechend zu bertcksichtigen. Bei der kinfti-
gen Erteilung von Sondernutzungserlaubnissen in diesem Bereich hat die StralRenbau-

behdrde die gednderten Verhéltnisse sachgerecht abzuwagen.

Auch der Hinweis des ADFC auf etwa behindernde Mullcontainer ist nicht durchgrei-
fend. Sofern kunftig Millcontainer den Fahrradverkehr behindern sollten, rechtfertigt

dies ggf. ein Einschreiten der Straf3enbau- bzw. Ordnungsbehdérde.

Die vorgenannten Einwande werden zuriickgewiesen.

6. RaiffeisenstralRe / Wilhelm-Niemann-StralRe

Die aktuelle Planung lasse kein regelkonformes Uberholen zu. Da das Gleis nicht
befahren werden kénne, sei es fur den Autofahrer nicht moglich, den Mindestabstand
beim Uberholen des Radfahrers von 1,5 m einzuhalten. Dem Nutzer der MIV-Spur
werde durch den Querschnitt suggeriert, er hétte seine eigene Spur. Er werde dann
Uberholen und - bedingt durch den Querschnitt der Stral3e - den Radfahrer gefahr-

den.

Im Erodrterungstermin wurde von den Vertretern der StralRenbaulasttragerin und der
Unteren StraRenverkehrsbehérde vorgetragen, dass in dem betreffenden Bereich die
von der RaSt 06 vorgegeben Regelbreiten fir einstreifige Richtungsfahrbahnen ein-

gehalten wirden.

Da es sich in dem betreffenden Bereich aufgrund des besonderen Bahnkodrpers um
um eine einstreifige Richtungsfahrbahn handelt, betragt das von der RASt vorgege-
bene Regelmall neben Radfahrstreifen 3 m. Diese Breite wird entsprechend dem in
den Planunterlagen enthaltenen Lageplan (Planunterlage 5.2a, Ordner 1) eingehal-
ten. Werden die in den einschlagigen Regelwerken vorgegebenen Regelbreiten ein-
gehalten, ist ein Abweichen davon lediglich dann erforderlich, wenn aufgrund der be-
sonderen ortlichen Verhaltnisse die Umsetzung der Regelbreiten zu einer Gefahr-

dungslage fihrt.

Es ist jedoch nicht ohne Weiteres ersichtlich, dass die Planung in dem betreffenden
Bereich unter der Annahme der Einhaltung des im Stral3enverkehr gebotenen Grund-
satzes der gegenseitigen Rucksichtnahme zu einer Gefahrdungslage fuhrt. Auch von
Seiten der Unteren StralRenverkehrsbehérde wird eine derartige Geféhrdungslage

nicht gesehen.
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Der Einwand wird zurlickgewiesen.

7. Raiffeisenstral3e / Kutzstral3e

Die aktuelle Planungssituation sei nicht deutlich, da weder die Fahrbahn, noch der
Radweg oder der FuBweg angerampt wurden. Der FuBweg und Radweg sei in einer

Ebene durch Aufpflasterungen weiterzufiihren.

Dazu verwies die Vertreterin der StraRenbaulasttragerin im Erdrterungstermin darauf,
dass es sich hier nicht um WohnstraRen bzw. Grundstiickszufahrten, sondern viel-
mehr um normale StraReneinmiindungen handele. Die RaSt 06 sehe insoweit keine

Aufpflasterung vor.

Die bauliche Ausfiihrung der bestehenden Einmindungen in Form von Aufpfasterun-
gen ist zwar durchaus als Optimierung der Belange der Radfahrer anzusehen. Die
vorliegende Planung - die derartige Aufpflasterungen nicht vorsieht - fiihrt jedoch
nicht zu unzumutbaren Beeintrachtigungen des Radverkehrs, die eine Uber die Emp-
fehlungen des einschlagigen Regelwerks hinausgehende Bauaus-fiihrung rechtfertig-

ten.

Der Einwand wird zuriickgewiesen.

8. Raiffeisenstral3e / Dodendorfer Strafle Planungsausschnitt Raiffeisenstrale /
KutzstralRe

Es sei nicht an allen Punkten maoglich, indirekt links abzubiegen, da die Aufstellfla-
chen fehlten. Bei der Schaffung der Aufstellflachen sei darauf zu achten, dass auch
mehrere Radfahrer mit Anhdnger auf diese Flachen passten, da es sich um eine

Hauptroute handele und sehr viele Eltern mit Kinderanhé@ngern unterwegs seien.

Im Erérterungstermin wurde festgelegt, dass im Rahmen der Ausfiihrungsplanung der
Markierungsplan zwischen der Vorhabentragerin, dem ADFC sowie der Unteren
StralRenverkehrsbehdrde abzustimmen ist. In diesem Zusammenhang ist die Schaf-

fung ausreichender Aufstellflachen zu prifen.

Unter Beachtung der festgelegten Abstimmung in der Ausfihrungsplanung hat sich

der Einwand erledigt.
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9. Raiffeisenstralle / Freie Stralle

Die Baume auf der Suidseite der Raiffeisenstralle mussten entfernt werden. Durch die
Baume wirden die Radfahrer bei der Verschwenkung zur Freien Stral3e fur Kraftfahr-
zeugfihrer, die aus der Freien Strale kommen, verdeckt werden. Eine besondere
Gefahrdung entstehe, da es dort bergab gehe und die Radfahrer auch ohne Unter-

stitzung 30 bis 35 km/h fahren wirden.

Dazu wurde im Erérterungstermin durch den Freiraumplaner erlautert, dass es sich
um einen Bestandsbaum handele und der andere Baum keine Behinderung des Rad-

verkehrs darstelle.

Vom ADFC wurde daraufhin klargestellt, dass sich mit diesen Erlauterungen der Ein-
wand insoweit erledigt habe, so dass es keiner Entscheidung durch die Planfeststel-

lungsbehoérde bedarf.

10. Raiffeisenstraflle /PorsestralRe /Einfahrt Bahnhof Buckau

Es sei in der aktuellen Planung fur Radfahrer nicht mdglich, nach links zum Bahnhof
Buckau regelkonform abzubiegen. Dieses sei so einzurichten, dass sich die Radfah-
rer regelkonform verhalten kénnen und nicht gezwungen seien, durch eine nicht —
ERA 2010 konforme Planung, die Regeln zu Ubertreten. In diesem Fall sei die Insel
als Querungsmoglichkeit fir den Radverkehr zu markieren und ggf. zu verbreitern.
Eine Aufstell- Warteflache fur Nutzer - sowohl Radfahrer als auch Ful3ganger - der
Insel sei zu markieren. Die Litfal3saule sei zu entfernen, da fir diese kein Platz mehr
vorhanden sei. Sie wirde im Sicherheitsbereich des Radweges stehen und auf der
Aufstellflache der Fuliganger an der Ampel. AuBerdem wirde sie die Sichtbeziehung
zwischen den Ful3gangern und Radfahrer stéren und so zu einer Gefahrdung fihren.
Auch in diesem Fall sei die Insel als Querungsmdglichkeit fiir den Radverkehr zu
markieren und ggf. zu verbreitern. Eine Aufstell- Warteflache fir Nutzer — sowohl

Radfahrer als auch Fuf3ganger - der Insel sei zu markieren.

Der Vertreter des Planungsbiros hat im Erérterungstermin die Planungssituation im
betreffenden Bereich erldutert und nachvollziehbar klargestellt, dass aufgrund der
ortlichen Gegebenheiten die geplante Querung fur Radfahrer nicht erweitert werden
konne. Auf die sodann vom ADFC angeregte Anlegung eines Radfahrstreifens bzw.
Schutzstreifens wurde von der Vorhabentragerin im Rahmen der Ausflihrungs-
planung eine gesonderte Prifung und Abstimmung mit dem ADFC und der Unteren

StralRenverkehrsbehdrde zugesagt.
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Unter Beachtung der von der Vorhabentragerin zugesagten Abstimmung in der Aus-

fuhrungsplanung hat sich der Einwand erledigt.

Gleichzeitig wurde von der Vorhabentragerin in Aussicht gestellt, dass die im Bereich
derzeit vorhandene LitfaBsdule im Einvernehmen mit der Firma Stréer Deutsche
Stadte Medien GmbH verschoben werde. Dafur wirden im angrenzenden Bereich

geeignete Flachen zur Verfigung stehen.

Aufgrund dessen hat sich der Einwand auch insoweit erledigt, so dass es keiner Ent-

scheidung durch die Planfeststellungsbehérde bedarf.

11. Einfahrten PorsestralRe

Die Einfahrten an beiden Seiten der PorsestraRe, sowohl von der Warschauer StralRe
als auch von der Schénebecker Stral3e, seien aufzupflastern. Sonst bestehe die Ge-
fahr, dass Autofahrer diese Strecke als Abkirzung nutzen, um an den Haltstellen und
Ampel vorbeizukommen und auf diese Weise auch die StraBenbahn tberholen. Das
werde zur Folge haben, dass sehr viele Verkehrsteilnehmer die 30 km/h dort nicht
einhalten und so Menschenleben gefahrden und zuséatzlichen Larm emittieren. Durch
die Aufpflasterungen werde erreicht, dass dem Verkehrsteilnehmer klar werde, dass
er hier langsam fahren muisse. Zudem biete es ein zusatzliches Hindernis, welches

verhindere, dass die Porsestral3e als Abkirzung genutzt werde.

Dazu verwies die Vertreterin der Stral3enbaulasttragerin im Erorterungstermin darauf,
dass es sich hier nicht um Wohnstral3en bzw. Grundstiickszufahrten, sondern viel-
mehr um normale Straleneinmindungen handele. Die RaSt 06 sehe insoweit keine

Aufpflasterung vor.

Die bauliche Ausfiihrung der bestehenden Einmindungen in Form von Aufpfasterun-
gen ist zwar durchaus als Optimierung der Belange der Radfahrer anzusehen. Die
vorliegende Planung - die derartige Aufpflasterungen nicht vorsieht - fihrt jedoch
nicht zu unzumutbaren Beeintrachtigungen des Radverkehrs, die eine Uber die Emp-
fehlungen des einschlagigen Regelwerks hinausgehende Bauausfuhrung rechtfertig-

ten.

Der Einwand wird zurtickgewiesen.
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12. Raiffeisenstralte / Schonebecker Stralle

Bei der Betrachtung der aktuellen Planungssituation wirden folgende Punkte auffal-

len:

a) Das Bestehen zweier Fuihrungen fur den Radverkehr im Knoten (Insel und direkt)
mache es den Verkehrsteilnehmern schwerer, die Situation zu tberblicken und
beinhalte zusatzliche Gefahren fur FulRganger und Radfahrer.

b) Auf der Querungsmaoglichkeit von der Mittelinsel Gber den Verkehrsarm in Richtung
Schonebecker Stral3e stehe ein Pfeiler der Oberleitung der Stralenbahn. Der
Pfeiler kbnne an dieser Stelle nicht stehen bleiben.

c) Des Weiteren sei es in der derzeitigen Planung fiir Radfahrer nicht méglich,
indirekt links abzubiegen, ohne zweimal an einem Signalgeber warten zum
missen. Die RILSA nehme FuBganger und Radfahrer explizit mit in die Grund-
satze auf.

d) Die Signalisierung des Radfahrers aus Richtung Warschauer Straf3e in Richtung
Fermersleben/Salbke sei Uberflissig. Der Knoten sei gut einsehbar und die
Zwischenzeiten fir den Konflikt mit dem Radverkehr aus Richtung Innenstadt
wirden das Signalprogramm unnétig verkomplizieren.

e) Die Fuhrung des links abbiegenden Kfz-Stroms in Richtung Innenstadt sei

unklar.

Als Fazit sei bei diesem Knoten ein grundsatzliches Uberdenken der Knotengeomet-
rie angebracht. Es solle geprift werden, den Knoten weiter in die Form einer ,T-
Kreuzung“ zu bringen mit den klassischen Kreuzungsmoglichkeiten fur Radfahrer und
FuRganger.

Der Vertreter des Planungsburos erlauterte im Erdrterungstermin ausfihrlich die bau-
liche Gestaltung des Bereiches, deren Geometrie sich am derzeitigen Bestand orien-
tiere. Eine vollige Neugestaltung des Knotenbereiches sei lediglich mit erheblichen

Planungsaufwand verbunden.

Im Ergebnis ist daher festzustellen, dass die Belange des Radverkehrs durch die
planfestgestellte MaRhahme grundsatzlich nicht zu unzumutbaren Einschréankungen
der Verkehrsqualitat dieser Verkehrsart fuhren. Selbst bei punktuell geringfugigen
Einschrankungen fir den Radverkehr rechtfertigen diese jedenfalls keine mit erhebli-
chen Aufwand umzuplanende grundsatzliche Neugestaltung der derzeit bestehenden

Knotengeometrie.
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Im Weiteren wurde von Seiten der Vorhabentragerin der Wegfall des nach derzeitiger
Planung auf dem Radweg vorhandenen Abspannmastes zugesagt. Darlber hinaus
werde von der Vorhabentragerin die Notwendigkeit der geplanten LSA tberprift. De-

ren Bestand wurde vom ADFC als nicht erforderlich betrachtet.

Im Umfang der vorgenannten Zusagen der Vorhabentragerin hat sich der Einwand

erledigt. Im Ubrigen wird der Einwand zuriickgewiesen.

i) Stroer Deutsche Stadte Medien GmbH (Reg.-Nr. 58)

Mit Schreiben vom 30. November 2015 hat die Stréer Deutsche Stadte Medien GmbH
zum Vorhaben Stellung genommen und fihrt aus, dass bis auf eine Ausnahme alle
Werbeanlagen der Stréer Media Deutschland GmbH (SMD) und der Deutschen Stad-
te Medien GmbH (DSM) gemaf? Vorabstimmung in der Planung bericksichtigt wor-
den seien. Diese Ausnahme betreffe ein fehlendes City-Light-Poster der SMD in der

Raiffeisenstralie.

Auf die Zusicherung der Vorhabentragerin, diese nachtraglich zu berlcksichtigen,
erklarte der Vertreter der Stroer Deutsche Stadte Medien GmbH im Erdrterungstermin
die Erledigung des Einwandes, so dass es keiner Entscheidung durch die Planfest-

stellungsbehdérde bedarf.

Hinsichtlich der im Erdrterungstermin angefuhrten notwendigen Verschiebungen von
LitfalRsdulen wurde klargestellt, dass dies im Einvernehmen mit der Firma Stroer
Deutsche Stadte Medien GmbH erfolgt.

il Landeshauptstadt Magdeburg als Gemeinde (Reg.-Nr. 61)

Die Landeshauptstadt Magdeburg hat mit Stellungnahme vom 11. Februar 2016 zu
dem Vorhaben Stellung genommen. Die Landeshauptstadt Magdeburg beflirwortet

das Vorhaben ausdricklich.

Wesentlicher Inhalt der Stellungnahme waren Anregungen zur Gestaltung des offent-
lichen Stral3enraumes. Gleichzeitig wurden einzelne Hinweise flr die Optimierung der

Ausflhrungsplanung erteilt.

Bereits im Rahmen der Vorplanung hat es umfangreiche Abstimmungen insbesonde-
re zur Frage der Schaffung einer moglichst grof3en Anzahl von Parkflachen im 6ffent-
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lichen StralRenraum gegeben. Im Ergebnis wurde der weitestmogliche Erhalt von

Parkflachen abgestimmit.

Auf die in der Stellungnahme erteilten Anregungen wurden mit der Vorhabentrégerin
einzelne Anderungen in der Gestaltung des 6ffentlichen StraRBenraumes abgestimmt
sowie einvernehmlich abgestimmte Anderungen des Landschaftspflegerischen Be-
gleitplans vorgenommen. Die vorgenommenen Anderungen wurden im Erorterungs-

termin im Einzelnen vorgestellt.

Aufgrund der im Rahmen der durchgefiihrten Abstimmungsberatungen getroffenen
und protokollierten einvernehmlichen Regelungen sind die sich aus der Stellungnah-
me ergebenen Einwendungen, Anregungen und Hinweise im Wesentlichen erledigt,
so dass es lediglich noch zu den verbliebenden offenen Punkten einer Entscheidung

durch die Planfeststellungsbehérde bedarf.

Zu den vom Stadtischen Eigenbetrieb Stadtgarten und Friedhéfe geforderten
Schutzmaf3nahmen fir Stralenbaume wird auf die Nebenbestimmungen in Teil A,

Kapitel 1V, Punkt 5 c) verwiesen.

Der in der Stellungnahme vom 11. Februar 2016 enthaltene Hinweis auf die nach den
Vorgaben der Friedhofssatzung der Landeshauptstadt Magdeburg erforderliche Zu-
stimmung zur Entwidmung des von der Malinahme betroffenen Teilabschnitts des
Friedhofs hat sich zwischenzeitlich erledigt. Denn mit Beschlussfassung des Stadtra-
tes vom 20. Oktober 2016 (Beschl.-Nr. 1091-032(VI1)16) liegt gemal § 3 der Fried-
hofssatzung die erforderliche Zustimmung fuir die AuRerdienststellung der betroffenen
Teilflache des Friedhofs vor.

Ebenso liegt die nach § 3 der Friedhofssatzung der Landeshauptstadt Magdeburg

erforderliche Zustimmung des Gesundheits- und Veterindramtes vor.

Das Gesundheits- und Veterinaramt wies mit Stellungnahme vom 08. Februar 2016
jedoch auf die Notwendigkeit seiner Beteiligung hin, sofern im Rahmen der Inan-
spruchnahme der Friedhofsflache - entgegen dem Ergebnis der im Rahmen der Vor-

planung durchgefiihrten Untersuchungen - Umbettungen erforderlich werden sollten.

Hinsichtlich dieses Hinweis wird auf die Nebenbestimmung in Teil A, Kapitel IV, Punkt

7. verwiesen.
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Im Rahmen der Abstimmungsgesprache mit der Vorhabentragerin blieb die Gestal-
tung der Haltestelle Dodendorfer Straf3e ungeklart. Der Anregung aus der Stellung-
nahme der Gemeinde zur Anlage eines nicht Uberfahrbaren Kaps auf der Nordseite

konnte von Seiten der Vorhabentragerin nicht gefolgt werden.

Vom Vertreter des Planungsbiros wurden im Rahmen des Erdrterungstermins die
Nachteile einer entsprechenden Umplanung, insbesondere die sodann erforderliche
Verschwenkung beider Richtungsgleise mit den daraus entstehenden Zwangs-

punkten ausfiihrlich erlautert.

Fur die freie Ein- und Ausfahrt der StraBenbahnen in die bzw. von der Haltestelle
Dodendorfer Stral3e in Richtung Leipziger StralRe sei zusétzlich das Freiraumen des
Gleisbereiches vom Kfz- Verkehr notwendig. Damit wirden sich zwei weitere Kon-
fliktpunkte fir die freie Straf3enbahnfahrt von der Haltestelle Bahnhof Buckau / Pup-
pentheater bis zur Haltestelle Dodendorfer Stral3e bzw. zur LSA Rudolf-Wolf-StralRe
zu den bereits bestehenden Konfliktpunkten ergeben. Dartber hinaus wirde sich die
Lange des besonderen Bahnkdrpers fir das Gleis in Richtung Leipziger Straf3e um
ca. 140 m verkirzen. Im Weiteren wirden bei der Errichtung eines nicht tGberfahrba-
ren Kaps 3-4 Baumstandorte in der Zufahrt Ost der Warschauer Stral3e entfallen. Die
im Bereich der Nordseite der Haltestelle geplanten 4 Baume kénnten nicht gepflanzt
werden. Im Ubrigen wiirden sich durch die Verschiebung an der Nordseite der Halte-
stelle weitergehende Betroffenheiten aufgrund der veréanderten L&rmsituation erge-
ben.

Die angeregte Errichtung eines echten, also nicht tberfahrbaren Kaps auf der Nord-
seite wurde zwar zu verbesserten Verhaltnisse im Wartebereich der Fahrgéaste fuh-
ren. Gleichzeitig ergeben sich durch die Umsetzung der in der Stellungnahme vorge-
schlagenen Gestaltung insbesondere durch die Verschwenkung der Gleiskérper und
die Verringerung der Lange des besonderen Gleiskérpers jedoch Nachteile fur die

Verkehrsqualitat des Vorhabens.

Im Ergebnis ist daher festzustellen, dass die punktuellen Einschrankungen im War-
tebereich jedenfalls nicht zu unzumutbaren Belastungen fihren und daher im Rah-
men der Abwagung gegenulber den dargestellten Nachteilen nicht als Gberwiegend zu

beurteilen sind.

Der Einwand wird daher zuriickgewiesen.
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Auf die Anregung in der Stellungnahme der Gemeinde zur Errichtung einer LSA im
Bereich Buckauer Bahnhof / Puppentheater wurden die Planunterlagen entsprechend
geandert. Zu der Ubernahme der Kosten konnte zwischen der Vorhabentragerin und

der StralRenbaulasttragerin jedoch keine Einigung erzielt werden.

Zur Regelung der Ubernahme der Kosten ist auf der Grundlage des zwischen der
Vorhabentragerin und der Landeshauptstadt Magdeburg bestehenden Konzessions-
vertrages eine Kostenvereinbarung abzuschlieen. Dazu wird auf die Nebenbestim-

mung in Teil A, Kapitel IV, Punkt 2 d) verwiesen.

kk) Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Naturschutzbehdrde (Reg.-Nr. 62a)

Die Untere Naturschutzbehorde hat mit Schreiben vom 17. Februar 2016 zum Plan-

feststellungsverfahren Stellung genommen.

In der Stellungnahme wurde im Wesentlichen ausgefiihrt, dass die Variantenent-
scheidung aus naturschutzrechtlicher Sicht Anlass fir begriindete Bedenken gebe.
Insbesondere ergebe sich aus dem Variantenvergleich nicht hinreichend, aus wel-
chen zwingenden verkehrlichen Griinden der Variante 1 der Vorzug gegentber der

mit geringeren naturschutzrechtlichen Eingriffen verbundenen Variante 2 sei.

Unabhangig von der Variantenentscheidung wurde empfohlen, die Baumreihe auf der
Nordseite der Raiffeisenstral’e im Zuge der Baumaflinahmen komplett zu erneuern.

Zur Begriindung wurde auf den schlechten Zustand der Baume verwiesen.

Auf die Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehorde hat die Vorhabentragerin die
Planunterlagen geandert. Insbesondere wurde der im Erlauterungsbericht dargestell-

te Variantenvergleich Gberarbeitet.

Daruber hinaus wurde auf der Grundlage von weiteren Hinweisen der Unteren Natur-
schutzbehérde sowie im Ergebnis entsprechender Abstimmungen mit Fachamtern
der Landeshauptstadt Magdeburg die Umweltvertréaglichkeitsstudie sowie der Land-

schaftspflegerische Begleitplan gedndert.

Die Anderungen wurden im Rahmen des Erérterungstermins vollinhaltlich vorgestellt.

Zu den geanderten Unterlagen hat die Untere Naturschutzbehérde mit Schreiben

vom 19. Oktober 2016 Stellung genommen und ausgefiihrt, dass auf der Grundlage
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des geanderten Variantenvergleichs nunmehr der Einschétzung der Variante 1 als

Vorzugsvariante gefolgt werden kénne.

An der Empfehlung, die Baumreihe auf der Nordseite der Raiffeisenstralle im Zuge
der Baumalinahmen komplett zu erneuern, hat die Untere Naturschutzbehdérde in

ihrer Stellungnahme vom 19. Oktober 2016 festgehalten.

Die fur den Bereich Raiffeisenstral’e genannte Planvorgabe der Beibehaltung der
nordlichen Baumreihe und des nérdlichen Stral3enbordes sei nicht realistisch. Auch
wenn die Bordlinie gehalten werde, komme es zu einem grundhaften Ausbau mit er-
heblichen Eingriffen in den Wurzelraum der StralRenbdume auf der Fahrbahn- und auf

der Gehwegseite, den diese héchstwahrscheinlich nicht Gberleben wiirden.

Das in der UVS enthaltene Baumgutachten vom 26. November 2014 bescheinige den
Altbadumen auf der Nordseite unter anderem ,einen haufig pinselartigen Kronenansatz
ohne Leittrieb”, ,starke Wunden am ehemaligen Kronenansatz®, die ,zum Teil ... tief
eingefault seien” (Seite 3, Kapitel 3 ,,Befund vor Ort*). In Kapitel 4 ,Zusammenfassung
und Ergebnis” werde erneut auf die ,offene(n) Astungswunden mit Kernfaule“, ,Wun-
den alter Aufastungen mit ungewissem Zustand des Holzes" sowie ,schwer kontrol-
lierbare, unter Umstdnden bruchgefédhrdete Kronenansatze“ hingewiesen. Bereits
ohne die BaumafRnahme heil3e es weiter: ,Diese Baume werden immer besonders

kontrolliert und behandelt werden mussen.".

BaumerhaltungsmalRnahmen seien bei einer Baumalinahme wie der vorliegenden mit
ganz erheblichem Aufwand verbunden. Im Baumgutachten werde im Gehwegbereich
durchgéngig Handschachtung gefordert. Gleichwohl sei es erforderlich, zur Herstel-
lung der neuen Geh- und Radwege die alten Beldage (Betonplatten, Mosaikpflaster
einschliel3lich des Unterbaus) zu entfernen. Da laut Gutachten ,anhand der Aufwol-
bungen der Deckschicht des Gehweges ... zu erkennen (ist), dass sich die Wurzeln
unter dem Gehweg ausbreiten” ist mit einem Verlust der oberflachennahen Wurzeln
zu rechnen. Die im Gutachten geforderte Beachtung der DIN 18920 und der RAS LP
4 und die Bestimmungen der Baumschutzsatzung erfordern Handschachtung im ge-
schutzten Wurzelbereich, der sich unter der Kronentraufe + 1, 5m befinde. Wie die
Fotos im Baumgutachten erkennen liessen, bestehe auf der Nordseite der Raiffeisen-
stral3e Uber weite Strecken praktisch Kronenschluss. Damit ergébe sich ein in Hand-
schachtung auszufihrender StraRenausbau von ca. 400 m L&nge. Angesichts des
Zustands der Baume, der dennoch zu erwartenden Schaden und in deren Folge der

Abgange erscheine dieser immense Aufwand nicht gerechtfertigt.
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Hinzu komme, dass die fur den Baumerhalt im Gutachten genannte Voraussetzung,
den vorhandenen Bordstein zu erhalten, durch das Vorhaben nicht erfullt werde. Wie
die Regelquerschnitte fur die RaiffeisenstralRe zeigten, verdndere sich die Hohenlage
im Bereich der Baume. Damit sei der alte Bordstein zwingend zu entfernen und durch
einen neuen in der neuen Hohenlage zu ersetzen. Die Schachtarbeiten zum Einbau
der Borde wirden Wurzelverluste mit sich bringen. Es wirden aul3erdem Wurzeln
Uberschittet und im Gehweg- wie im Fahrbahnbereich durch die erforderliche Ver-

dichtung geschadigt.

Den nachvollziehbaren Ausfuhrungen der Unteren Naturschutzbehérde steht zu-
nachst das Ergebnis des Baumgutachtens der Dipl.-Ing. agr. Angelika Tiedtke-Crede
vom 26. November 2014 entgegen. Auch angesichts des stark geschadigten Zustan-
des der Baume auf der Nordseite der Raiffeisenstrale kommt das Gutachten zu dem
Ergebnis, dass die Baume auf der Nordseite im Rahmen der Baumaf3nahme erhalten
bleiben kdnnten (vgl. Seite 26 des Baumschutzgutachtens, Planunterlage 20 Ordner
3).

Das Gutachten fuhrt dazu weiter aus, dass an den 5 Schurfstellen im Wurzelbereich
im StraBenraum nahezu keine Wurzeln gefunden worden seien, so dass keine Wur-
zelverletzungen beim Bau der Stral3e zu beflirchten seien. Voraussetzung sei, dass
der Bordstein erhalten bleibe. Zur Erhaltung der Baume miissten die Bauarbeiten bei
der Erneuerung des Gehweges auf der Nordseite wurzelschonend in Handschach-
tung unter Beachtung der RAS LP 4 und der DIN 18920 durchgefuhrt werden.

Im Erorterungstermin wurde vom Vertreter des Planungsbiros erlautert, dass die
nordliche Bordanlage in der Raiffeisenstrale héhen- und lagemafig im Zuge der

BaumalRnahme erhalten bleibe.

Im Weiteren wurde im Erérterungstermin einvernehmlich klargestellt, dass im Rah-
men der Erstellung des Baumgutachtens vom 26. November 2014 lediglich 5 Probe-
schachtungen vorgenommen wurden und daher endgtiltige Gewissheit Uber den Er-
halt der nérdlichen Baumreihe lediglich auf der Grundlage umfanglicher Probe-

schachtungen vor Beginn der Baumaflinahme erlangt werden kann.

Mit dieser Ausgangslage ist die Planfeststellungsbehdrde im Rahmen der Abwéagung
zu dem Ergebnis gelangt, dass der Erhalt der nérdlichen Baumreihe im Rahmen der
Ausfihrungsplanung durch umféangliche Suchschachtungen in den Wurzelbereichen

der einzelnen Baume zu prifen ist.
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Aus diesem Grund wurde in Teil A, Kapitel 1V, Punkt 5 c¢) als Nebenbestimmung die
Durchfuihrung entsprechender Suchschachtungen verfiigt. In Abhangigkeit von der
fachlichen Bewertung der Unteren Naturschutzbehdrde wurde die Vorhabentragerin

sodann verpflichtet, entsprechende Antrage auf Fallgenehmigung bzw. bei Vorliegen
des Tatbestandsvoraussetzungen des § 21 Abs. 1 NatSchG LSA einen entsprechen-
den Befreiungsantrag bei der Unteren Naturschutzbehérde zu stellen. Fur den Fall,
dass das Ergebnis der verfugten Kontrolle den Erhalt einzelner Baume bzw. der ge-
samten Baumreihe rechtfertigt, wurden der Vorhabentragerin die im Baumschutzgut-

achten vom 26. November 2014 empfohlenen Schutzmafl3nahmen aufgegeben.

Die Befreiungsentscheidung der Unteren Naturschutzbehérde nach § 67 BNatSchG
fir die Beseitigung der sidlichen Baumreihe in der RaiffeisenstralBe wurde in den

Planfeststellungsbeschluss in Teil A, Kapitel lll, Punkt 1. Gbernommen.

[I) Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Bodenschutzbehérde (Reg.-Nr. 62b)

Die Untere Bodenschutzbehorde hat mit Schreiben vom 19. Januar 2016 zum Plan-

feststellungsverfahren Stellung genommen.

Seitens der Unteren Bodenschutzbehtrde wird dem Vorhaben unter folgenden Auf-

lagen zugestimmt.

1. Der schadlose Umgang mit den umzulagernden Bodenmassen wéahrend der

Bauarbeiten zur Stra3enbahntrasse und deren ordnungsgeméalfe Verwendung so-
wohl innerhalb des Baubereichs als auch auf externen Standorten sind der Unte-
ren Bodenschutzbehtrde durch Vorlage einer entsprechenden Unterlage unver-
zuglich und unaufgefordert nachzuweisen. Dabei sind die Standorte des Boden-
auftrags und der Umfang des jeweils aufgebrachten Bodens zu benennen.
Die MalRBnahmen zur Verhinderung einer Verdichtung des Untergrundes im Bereich
des Sudfriedhofs und des Strubeparks sind zu dokumentieren und die Unterlagen
ebenfalls der Unteren Bodenschutzbehorde vorzulegen. Der Beginn der Bauarbei-
ten ist mit dem beigefligten Formblatt anzuzeigen.

2. Der Bodenaushub im Baugebiet ist auf ein Mindestmald zu beschranken. Fir platz-
intensive Baunebenflachen (Lagerplatze etc.) sind mdglichst versiegelte Areale im
Umfeld der Baumal3nahmen zu nutzen.

3. Der Bodenaushub, welcher bei den Erdarbeiten zur Herstellung der Stral3en-
bahntrasse und der im Zusammenhang mit den Bauarbeiten fir die befestigten

Freiflachen (Geh-, Radwege, Haltestellen, etc.) im Bereich des Stdfriedhofs und
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des Strubeparks anfallt, ist nach Ober- und Unterboden getrennt zu lagern.

Dabei sind gemafd DIN 19731 der Auflockerungsfaktor sowie die maximalen La-
gerhdhen (2 m bei humosem Bodenmaterial, 4 m fur Unterbodenmieten) zu be-
ricksichtigen. Die Bodenmieten durfen nicht durch Kipper, Bagger oder andere
Fahrzeuge Uberfahren werden. Bei der Verfillung ist der Mutterboden, soweit wie
moglich fur den oberflachennahen Einbau bei der Neupflanzung von Baumen, An-
legen von Gringleisen und Grinstreifen/Griingestaltung in ehemals versiegelten
Bereichen zu verwenden.

Mutterboden, welcher im Baubereich nicht wieder verwendet werden kann, ist ei-
ner geeigneten Verwertung, moglichst zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bo-
denschicht, zuzufthren.

4. Zur Vermeidung schadlicher Bodenschadverdichtung im Bereich des Siidfriedhofs

und des Strubeparks sind geeignete Baugerate (z. B. Raupen- statt Reifenfahr-
zeuge) zu wahlen, welche die Bodenpressung soweit begrenzen, dass auch nach
Abschluss der Bau-mafinahme noch ein funktionstiichtiges Bodengeflige vorliegt
bzw. dieses mit einfachen Mitteln durch Wiederauflockerung wieder hergestellt
wird. Sofern sich Verdichtungen des Bodens nicht vermeiden lassen, ist ggf. der
Untergrund durch geeignete Gerate (z. B. Grubber) wieder aufzulockern.
Zudem sind die Befahrung des Grundstiicks auf die Baustral3e und der Umfang
der Baunebenflachen auf das Noétigste zu beschranken, damit ein Teil der Flachen
geschont wird. Bei der Befahrung ist der Feuchtegrad des Bodens zu bericksichti-
gen. Die MalBnahmen sind entsprechend umzusetzen.

5. Die zu entsiegelnden Flachen sind in einem Lageplan auszuweisen und deren je-
weiliger Umfang sowie die Machtigkeit des vorgesehenen Bodenauftrags fur eine
Begriinung (Rasengleis, Landschaftsrasen u. a.) auszuweisen.

Bei der Aufbringung des Materials ist der spatere Setzungsvorgang zu bertcksich-
tigen. Die Regelungen des 8§ 12 BBodSchV sind zu beachten. In Abhangigkeit von
der Folgenutzung ist die durchwurzelbare Bodenschicht in der nachfolgend ange-
gebenen Regelméchtigkeit herzustellen. Dabei ist zu berlcksichtigen, dass eine

Durchwurzelung bis zur Endtiefe, also der Maximalmachtigkeit, erfolgt:

Folgenutzung Vegetationsart Regelmachtigkeit (in cm)
Landschaftsbau Rasen 20 bis 50
Landschaftsbau Stauden und Geholze 40 bis 100
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Dabei sind fur die bisher in der Bilanz noch nicht ausgeglichenen 470 m2 Neuver-
siegelung zu entsiegelnde und begriinende Flachen als Ausgleich zu benennen.

6. Sollten zuséatzlich zu den vorhandenen Auffullungen bei Bodenuntersuchungen,
chemischen Analysen u.a. Hinweise auf schadliche Bodenveranderungen oder Alt-
lasten (Auf-treten von Fremdstoffen, Auffalligkeiten durch Farbe und/oder Geruch)
festgestellt werden, ist das Umweltamt, entsprechend den Mitwirkungspflichten
nach 8 3 BodSchAG LSA, vor Beginn weiterer Malinahmen unverziglich und un-
aufgefordert zu informieren (Tel.: 540-2737).

Treten diese Hinweise wahrend der vorgesehenen Erdarbeiten auf, sind die Arbei-
ten in dem betroffenen Bereich sofort einzustellen und das Umweltamt ist ebenfalls

zu informieren.

Des Weiteren wurden folgende Hinweise erteilt:

1. Der vorgesehene Grunderwerb vom Grundstiick des Messma-Gelandes betrifft
den Bereich eines ehemaligen Lager- u. Pfoértnergebdudes. Hier ist bisher keine
altlastenrelevante Nutzung bekannt. Im Zusammenhang mit dem Abbruch und der
Neuanlage von Aul3enanlagen gab es aul3er der Auffillung, welche auch aus den
vorliegenden Baugrunduntersuchungen zum Vorhaben bekannt ist, keine Meldung
von Auffalligkeiten im Untergrund.

2. Der Bereich Warschauer Strale — Schonebecker Stral3e befindet sich innerhalb
einer weitraumigen Grundwasserbelastung mit leichtfliichtigen halogenierten Koh-
lenwasserstoffen u. a.. Sofern bei den Erdarbeiten eine Grundwasserhaltung er-
forderlich wird (z. B. im Bereich des Brickenbauwerks), ist das Grundwasser im
Vorfeld auf die grundwasserrelevanten Schadstoffe zu untersuchen.

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die angeregten Nebenbestimmungen (Teil A, Kapitel
IV, Punkt 8) und Hinweise (Teil A, Kapitel V, Punkt 2 c)) wurden in den Planfeststel-
lungsbeschluss aufgenommen.

mm) Landeshauptstadt Magdeburg, Abfallbehdrde (Reg.-Nr. 62¢)

Die Untere Bodenschutzbehotrde hat mit Schreiben vom 08. Februar 2016 zum Plan-

feststellungsverfahren Stellung genommen.

Die Untere Abfallbehérde stimmt dem Vorhaben unter Einhaltung folgender Auflagen

ZU:
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1. Der Bauherr ist als Besitzer der bei dem Vorhaben anfallenden Abfélle verpflichtet,

diese entsprechend den abfallrechtlichen Regelungen ordnungsgemal und schad-
los zu verwerten bzw. zu beseitigen. Dabei hat die Verwertung der Abfélle immer
Vorrang vor deren Beseitigung.
Alle anfallenden Abfélle sind gem. der Verordnung tber das Europaische Abfall-
verzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung AVV) zu deklarieren, zu sortieren und
entsprechend den abfallrechtlichen Regelungen in dafiir zugelassenen Anlagen zu
verwerten bzw. zu beseitigen.

2. Beim Wiedereinbau von angefallenem Bodenaushub bzw. beim Einbau von
Fremdmaterial (Boden bzw. Recyclingmaterial) sind die Anforderungen der LAGA
TR 201) einzuhalten.

3. Im Zuge der weiteren Planungen ist ein Abfall-Entsorgungskonzept (Darstellung
aller beim Vorhaben anfallenden Abféalle und deren vorgesehene Verwertung bzw.
Entsorgung, einschlieBlich Dokumentation) zu erstellen und mit den Planunterla-

gen vorzulegen.

Der Stellungahme wird gefolgt. Die sich aus der Stellungnahme ergebenden Vorga-

ben wurden in Teil A, Kapitel IV, Punkt 9. als Nebenbestimmung tbernommen.

nn) Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Wasserschutzbehérde Reg:-Nr.
62d)

Die Untere Wasserschutzbehorde hat mit Schreiben vom 09. Februar 2016 zum Plan-

feststellungsverfahren Stellung genommen.

Die Untere Wasserbehorde stimmt dem Vorhaben unter Einhaltung folgender Aufla-

ge zu:

Die Enthahme von Grundwasser zur Trockenhaltung der Baugrube fiir die Herstel-
lung der Tiefbauten bedarf der wasserrechtlichen Erlaubnis durch die Untere Was-

serbehorde.
Der Stellungahme wird gefolgt. Die Forderung zur Einholung einer wasserrechtlichen

Erlaubnis fir ggf. notwendig werdende GrundwassermalRhahmen wurde in Teil A,

Kapitel 1V, Punkt 4. als Nebenbestimmung Gbernommen.
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00) Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Immissionsschutzbehdrde
(Reg.-Nr. 62¢)

Die Untere Immissionsschutzbehorde hat mit Schreiben vom 08. Februar 2016 Stel-

lung zum Planfeststellungsverfahren genommen.

1. Schwingungs- und schalltechnische Untersuchung

Der Forderung der Unteren Immissionsschutzbehérde zur Umsetzung der Aussagen
der schwingungs- und schalltechnischen Untersuchung wird gefolgt. Dies ist mit der

unter Teil A, Kapitel IV, Punkt 2 i) erteilten Nebenbestimmung sichergestellit.

2. Auflagen fur Bauausfuhrung / Baumaschinen

Die Untere Immissionsschutzbehérde verweist auf entsprechende Vorgaben fir die
im Rahmen der BaumalBnahme und die verwendeten Baumaschinen zu stellenden

Anforderungen.

Der Stellungnahme wird insoweit durch die Nebenbestimmung unter Teil A, Kapitel
IV, Punkt 3 b) stattgegeben.

3. Schienenbonus von 5 dB (A), welcher ab dem 01. Januar 2019 fur den Bau

von StrafRenbahntrassen nicht mehr anzuwenden ist.

Nach § 43 Abs. 1 Satz 2 BImSchG kann von der Anwendung des Schienenbonus bei
bereits vor dem 01. Januar 2019 genehmigten Vorhaben abgesehen werden, wenn
die damit verbundenen Mehrkosten vom Vorhabentrager oder dem Bund getragen
werden. Hierbei handelt es sich um eine sogenannte ,Kann-Vorschrift, welche dem
Vorhabentrager ein Ermessen einrdumt. Daraus ergibt sich dementsprechend keine
Verpflichtung. Es ist daher im Ergebnis nicht zu beanstanden, wenn im Rahmen der
durchgefuhrten immissionsrechtlichen Untersuchungen der Schienenbonus den Be-

rechnungen zugrunde gelegt wurde.

Der Einwand wird zurlickgewiesen.

4. Luftqualitat

Wahrend der Bauphase werde von einer temporaren und punktuellen Beeintrachti-
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gung der Luftqualitat ausgegangen. Dies ergebe sich unter anderem durch den Bau-
stellenverkehr, Transporte und BaumafRnahmen (u.a. mobile Baumaschinen). We-
sentliche Luftschadstoffe seien Stickstoffoxide, Kohlenmonoxide und Staub. Die Be-
eintrachtigungen sollten durch geeignete MalRhahmen mdéglichst unterbunden bzw.

weitgehend reduziert werden.

Dem Einwand wird durch die verfuigte Nebenbestimmung in Teil A, Kapitel IV, Punkt

3 d) stattgegeben.

pp) Landeshauptstadt Magdeburg, Amt fir Brand- und Katastrophenschutz
(Reg. Nr. 64)

In der Stellungnahme des Amtes fiir Brand- und Katastrophenschutz vom 28. Januar

2016 wird auf Folgendes verwiesen:

Die Errichtung von Hydranten hat nur im nicht ruhenden Verkehr zu erfolgen. Es ist
darauf zu achten, dass die vorhandenen Hydranten auch wahrend der Bauphase zu

jeder Zeit erreichbar sind.

Wahrend der Bauphase ist eine standige Zufahrt fir Fahrzeuge der Feuerwehr und
des Rettungsdienstes zu beriicksichtigen, um bei Einsdtzen im Anliegerbereich der

Baustelle wirksam werden zu kdnnen.

Der Baubeginn ist der Feuerwehr rechtzeitig mitzuteilen.

Im Bereich von Wohnbebauungen durfen durch evtl. vorhandene Oberleitungen oder
deren Abspannungen keine Einschrankungen der Sicherstellung von Rettungswegen

erfolgen.

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die Hinweise wurden als Nebenbestimmung unter

Teil A, Kapitel IV, Punkt 11. in den Planfeststellungsbeschluss aufgenommen.

qq) Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Landesentwicklungsbehérde
(Reg. Nr. 65)

Die Untere Landesentwicklungsbehdrde hat mit Schreiben vom 29. Januar 2016 Stel-

lung zum Vorhaben genommen und auf die Vereinbarkeit des Vorhabens mit den

Vorgaben der Raumordnung und Landesplanung verwiesen.
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Auf die Ausfiihrungen in Teil A, Kapitel X, Punkt 1 b) des Planfeststellungsbeschlus-

ses wird verwiesen.

rr) Landeshauptstadt Magdeburg, Untere Denkmalschutzbehérde
(Reg. Nr. 65a)

Die Untere Denkmalschutzbehoérde hat mit Schreiben vom 26. Januar 2016 sowie
vom 07. Marz 2016 zum Planfeststellungsverfahren Stellung genommen und Forde-

rungen zum Denkmalschutz gestellt.

Der Stellungnahme wird gefolgt. Die denkmalrechtliche Genehmigung wird in Teil A,
Kapitel 1ll, Punkt 2. mit den in Teil A, Kapitel IV, Punkt 12. dieses Beschlusses aufge-

nommenen Nebenbestimmungen erteilt.

Hinsichtlich der von der Unteren Denkmalschutzbehdrde zunéchst geforderten Ver-
klinkerung bzw. Begriinung der zu errichtenden Mauer am Sudfriedhof wurde abge-
stimmt, dass die denkmalrechtliche Gestaltung einvernehmlich mit der Unteren

Denkmalschutzbehérde im Rahmen der Ausfiihrungsplanung zu klaren ist.

) Landeshauptstadt Magdeburg, Untere StraBenverkehrsbehérde
(Reg. Nr. 66)

Die Untere StralRenverkehrsbehorde hat mit Schreiben vom 29. Januar 2016 Stellung

zum beantragten Vorhaben genommen.

Auf die Anregungen zu einer optimierten Gestaltung des 6ffentlichen Stralienraumes
wurden mit der Vorhabentragerin einzelne Anderungen in der Gestaltung des 6ffentli-
chen StraRenraumes abgestimmt. Die vorgenommenen Anderungen wurden im Eror-
terungstermin im Einzelnen vorgestellt.

Aufgrund der im Rahmen der durchgefihrten Abstimmungsberatungen getroffenen
und protokollierten einvernehmlichen Regelungen sind die sich aus der Stellungnah-
me ergebenen Einwendungen, Anregungen und Hinweise erledigt, so dass es keiner

Entscheidung durch die Planfeststellungsbehdrde bedarf.

tt) Landeshauptstadt Magdeburg, Behindertenbeauftragter (Reg. Nr. 67)

Der Behindertenbeauftragte der Landeshauptstadt Magdeburg hat in seiner Stellung-

nahme zum Planfeststellungsverfahren verschiedene Forderungen zur behinderten-
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gerechten Ausfiihrung und Gestaltung des Vorhabens erhoben sowie Hinweise dazu

erteilt.

Die Vorhabentragerin ist insbesondere der Forderung zur Errichtung einer LSA- gesi-
cherten Fu3gangerquerung Uber die Warschauer Stral3e im Bereich Puppentheater
nachgekommen und hat zugesagt, im Rahmen der Ausfiihrungsplanung auch die
weiteren Hinweise entsprechend zu bertcksichtigen und mit dem Behindertenbeauf-

tragten im Einzelnen abzustimmen.

Die Planfeststellungsbehoérde weist erganzend auf die erteilte Nebenbestimmung in
Teil A, Kapitel 1V, Punkt 2 h) dieses Beschlusses hin.

b) Versorgungsunternehmen

Im Planbereich der Baumaflinahme befinden sich Versorgungs- bzw. Telekommuni-

kationsleitungen nachfolgender Unternehmen:

- Telekom Deutschland GmbH

- Stadtische Werke Magdeburg GmbH & Co. KG

- Abwassergesellschaft Magdeburg mbH

- Kommunale Informationsdienste Magdeburg GmbH

- DB Netz AG (vgl. dazu Ausfihrungen unter Teil A, Kapitel IX, Punkt 4 a (gg))

- DB Energie GmbH. (vgl. dazu Ausfiihrungen unter Teil A, Kapitel IX, Punkt 4 a

(99))

Die Versorgungs- bzw. Telekommunikationsleitungen mussen ggf. gesichert, veran-
dert oder verlegt werden. Die Verlegung der Leitungen und die Kostentragung regein
sich nach dem Telekommunikationsgesetz, dem birgerlichen Recht bzw. nach abge-

schlossenen Rahmenvertragen.

Den in den jeweiligen Stellungnahmen der Unternehmen erhobenen Forderungen
wurde in diesem Beschluss Rechnung getragen (vgl. verfligte Nebenbestimmungen

in Teil A, Kapitel IV, Punkt 13. dieses Beschlusses).

aa) Deutsche Telekom Technik GmbH (Reg.-Nr. 43)

Die Deutsche Telekom Technik GmbH hat mit Schreiben vom 18. November 2015 im
Auftrag der Telekom Deutschland GmbH zum Planfeststellungsverfahren wie folgt

Stellung genommen:
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Im Bereich der geplanten Baumalnahme befinden sich umfangreiche Telekommuni-

kationslinien der Telekom Deutschland GmbH.

Auf die Vermeidung von Beschadigungen an den Telekommunikationsanlagen, auf
den ungehinderten Zugang zu diesen Anlagen, auf die Einhaltung von erforderlichen
Sicherheitsabstédnden und auf die Beachtung der Kabelschutzanweisung der Telekom
wird hingewiesen. Ferner darf eine Veréanderung der Lage der Anlage nur mit Zu-

stimmung der Deutschen Telekom erfolgen.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Auf die in Teil A, Kapitel IV, Punkt 13. dieses Beschlusses erteilten Nebenbestimmun-

gen wird verwiesen.

bb) Stadtische Werke Magdeburg GmbH & Co KG und Abwassergesellschaft
Magdeburg mbH (Reg.-Nr. 51/52)

Die SWM und die AGM haben mit einem gemeinsamen Schreiben vom 27. Januar
2016 zum Planfeststellungsverfahren Stellung genommen. Darin wurden Uber-
wiegend Hinweise zu den Planen (insbesondere Bauwerksverzeichnis und Leitungs-
plan) gegeben. Ferner wurden Forderungen zur Sicherung und zum Schutz von Lei-
tungen und Hinweise zur Neuverlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen mitge-
teilt.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Auf die in Teil A, Kapitel IV, Punkt 13.

dieses Beschlusses erteilten Nebenbestimmungen wird verwiesen.

cc) Kommunale Informationsdienste Magdeburg GmbH (Reg.-Nr. 53)

Die KID Magdeburg GmbH hat mit Schreiben vom 11. Januar 2016 zum Planfest-
stellungsverfahren Stellung genommen. Darin wird in dem betreffenden Bereich auf
die Notwendigkeit der im Einzelnen dargestellten Leitungsneu- und Leitungsumverle-

gungen hingewiesen und eine gemeinsame Koordinierung der Malinahme gefordert.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Auf die in Teil A, Kapitel IV, Punkt 13.

dieses Beschlusses erteilten Nebenbestimmungen wird verwiesen.
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c) Korperschaften

aa) Industrie- und Handelskammer Magdeburg (Reg.-Nr. 59)

Die IHK Magdeburg hat mit Schreiben vom 27. Januar 2016 zum Planfeststel-
lungsverfahren Stellung genommen und auf die Bedeutung der Durchfiihrung eines
umfassenden Baumanagement / Verkehrskonzeptes unter Einbeziehung betroffener
Innenstadtakteure, welches fur die Bauphase den Zugang zur Innenstadt fir Handel

und Gewerbe bestmdglich sichert, verwiesen.

Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen und auf die Nebenbestimmung unter Teil
A, Kapitel 1V, 1 b) verwiesen. Weitere abwéagungsrelevante Punkte ergeben sich aus

der o0.g. Stellungnahme nicht.

bb) Handwerkskammer Magdeburg (Reg.-Nr. 60)

Die Handwerkskammer Magdeburg hat mit Schreiben vom 04. Januar 2016 Stellung
zum Planfeststellungsverfahren genommen und darauf hingewiesen, dass die Hand-
werksbetriebe in ihrer Geschéftstéatigkeit nicht eingeschrankt werden dirfen und dass
eventuelle Sperrungen und Ausweichldsungen den Handwerksunternehmen recht-

zeitig bekannt zu geben.

Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, dass wéah-
rend der Bauzeit Einschrankungen infolge der veranderten Verkehrsfiihrung sowie
der fur die Herstellung der Bauwerke erforderlichen Flachen unvermeidbar sind. Fer-
ner wird auf die Nebenbestimmung unter Teil A, Kapitel IV, 1 b) verwiesen. Weitere

abwagungsrelevante Punkte ergeben sich somit nicht.

6. Private Einwendungen

Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens sind insgesamt 17 private Einwendun-
gen eingegangen. Die Einwendungen richteten sich im Wesentlichen gegen die vom
Vorhaben zu erwartenden Erschitterungs- und Larmbeeintrachtigungen.

Im Weiteren wurde von den Einwendern auf die derzeit nicht funktionierende Ent-

wasserungssituation im Bereich Schonebecker Strafl3e / Bleckenburgstrale / Bene-

dektiner Stral3e verwiesen.
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Auf Veranlassung der Planfeststellungsbehérde wurden im Vorfeld des Erérterungs-
termins zwischen den Einwendern und der Vorhabentragerin umfangreiche Abstim-
mungsgesprache mit dem Ziel gefihrt, die vorgetragenen privaten Belange im Rah-

men einer einvernehmlichen Regelung zu klaren.

In diesem Zusammenhang wurde von der Vorhabentragerin der Einbau einer larm-
und schwingungsmindernden Rillenschienenkonstruktion in der Schonebecker StralRe
zugesagt. Die Planunterlagen wurden entsprechend lberarbeitet und sehen hunmehr

die Umsetzung dieser technischen Losung (vgl. Planunterlage 7.1 Ordner 1) vor.

Des Weiteren wurde ein gemeinsamer Ortstermin durchgefiihrt, in dessen Ergebnis
eine Sanierung der vorhandenen Stral3eneinlaufe im Rahmen der BaumalRnahme im
Bereich Schonebecker Stralie / BudenbergstraRe von der Vorhabentragerin zugesagt
wurde. Vom Tiefbauamt der Landeshauptstadt Magdeburg wurde eine entsprechende

Beteiligung der auf3erhalb des Planungsbereichs liegenden Stral3enlaufe bestatigt.

Unter dieser Mal3gabe haben die Einwender ihre Einwendungen mit gemeinsamen
Schreiben vom 24. Mai 2016 fur erledigt erklart.

Im Erorterungstermin wurde die gednderte Planungsunterlage, die eine Rillenschie-
nenkonstruktion vorsieht, erlautert und die Sanierung der betroffenen Straeneinlaufe
im Zuge der Baumalinahme bestatigt.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die von den Einwendern geltend gemachten Be-
lange im Rahmen der getroffenen einvernehmlichen Regelung hinreichend bertick-
sichtigt wurden, so dass es einer Entscheidung durch die Planfeststellungsbehorde

nicht mehr bedarf.

7. Gesamtergebnis der Abwagung

Bei der Abwagung aller fur die Planung sprechenden Grinde, namlich

- Planrechtfertigung unter dem Gesichtspunkt der Einhaltung der Planungsgrund-
satze

- Planrechtfertigung unter dem Gesichtspunkt der Erforderlichkeit der Verkehrs-

infrastrukturmafRnahme

- Planrechtfertigung unter dem Gesichtspunkt der Umweltvertraglichkeit

Seite 156 von 161



gegeniuber den von der Planung betroffenen 6ffentlichen und privaten Belangen ergibt
sich, dass diese gegenlber dem offentlichen Interesse an dem Bau des 7. Bauab-

schnittes der 2. Nord-Sid-Verbindung der Strallenbahn zurticktreten missen.

In den vorausgehenden Abschnitten dieser Entscheidungsbegriindung wurden die ein-
zelnen o6ffentlichen und privaten Belange ausreichend gewirdigt und festgestellt, dass
sie gegenuber den mit dem Projekt verfolgten 6ffentlichen Belangen nicht Gberwiegen,
wobei durch die vorgenommenen Plandnderungen und ergénzenden Schutzauflagen
sichergestellt werden konnte, dass keine einzelnen 6ffentlichen und privaten Interes-
sen in unzumutbarer Weise zuriickstehen muissen. Die vorgesehenen Eingriffe durch

die Baumafinahme und der Nebeneinrichtung sind unvermeidbar.

Den Belangen von Natur- und Landschaftsschutz wird durch die festgelegten land-
schaftspflegerischen BegleitmalBhahmen entsprochen. Die Planfeststellungsbehdrde
hat unter Auswertung der von der Vorhabentragerin vorgelegten Umweltvertraglich-
keitsuntersuchungen, der von Behdrden und privaten Einwendern vorgetragenen An-
merkungen die Auswirkungen der planfestgestellten Mal3Bhahme auf die im UVP-Ge-
setz genannten Schutzguter unter Bertcksichtigung der Wechselwirkungen geprift.
Sie ist der Uberzeugung, dass die MaBnahme umweltvertraglich im Sinne der gesetzli-
chen Vorschriften ist und die Einwirkungen auf die Umwelt beherrschbar sind.

Die Planfeststellungsbehorde hat die unterschiedlichen 6ffentlichen und privaten Be-
lange ermittelt, die Umweltvertraglichkeit der Planung nachgewiesen und alle Belange
in die Abwéagung eingestellt sowie sie gegeneinander und untereinander gerecht ab-
gewogen.

Sie hat hierbei nicht nur die Abwagung jedes 6ffentlichen und privaten Belanges gegen
die offentlichen Interessen am Bau des 7. Bauabschnittes der 2. Nord-Stid-Verbindung
der StralRenbahn, sondern auch eine Gesamtabwagung aller gegen das geplante Bau-
vorhaben sprechenden Belange gegen diese Interessen vorgenommen. Denn selbst
wenn jeder Belang fir sich die 6ffentlichen Interessen bei der Realisierung des Vorha-
bens nicht Uberwiegen sollte, so kénnte es doch eventuell deren Gesamtheit oder die

Gesamtheit einzelner Belange.

Wie in den einzelnen Teilen der Entscheidungsbegriindung ausgefiihrt, konnten die
einzelnen offentlichen und privaten Belange gegeniiber dem mit dem Bauvorhaben
verfolgten offentlichen Belang der Verwirklichung nicht tGberwiegen. Dabei kam es fir

die von der Planfeststellungsbehérde vorzunehmende Abwagung der einzustellenden
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Belange darauf an, rechtsmindernde Eingriffe nach Méglichkeit zu vermeiden. Durch
die im Beschluss enthaltenen Vorkehrungen und einer auf das Ziel einer Minimierung
unvermeidbarer Eingriffe ausgerichteten Planung konnte sichergestellt werden, dass
keine einzelnen offentlichen und privaten Interessen in unzumutbarer Weise zurtick-

stehen missen.

Auch in ihrer Gesamtheit betrachtet, Uberwiegen die dem Vorhaben entgegenstehen-
den offentlichen und privaten Belange nicht das oOffentliche Interesse an der Realisie-
rung des Vorhabens, weil sie sich nicht wechselseitig verstarken, sondern nur jeweils

im eigenen Bereich Wirkung entfalten.

Es wird sichergestellt, dass gemal? § 21 Abs. 1 UVPG das Wohl der Allgemeinheit
nicht beeintrachtigt wird und somit auch umweltrechtliche Vorschriften dem Vorhaben

nicht entgegenstehen.

Xl.  Begrundung des Vorbehaltes weiterer Anordnungen

Der Vorbehalt weiterer Anordnungen in Teil A, Kapitel VI des Beschlusses ist zum
Schutz des Wohls der Allgemeinheit gerechtfertigt. Der Planfeststellungsbehérde soll
damit die Moglichkeit gegeben werden, der Vorhabentragerin ggf. weitere nachtragli-
che MalRgaben aufzuerlegen, wenn Wirkungen entstehen, die im Zeitpunkt des Be-
schlusses nicht erkennbar waren. Die Zulassigkeit dieses Vorbehaltes ergibt sich aus
8§ 1 Abs. 1 VWVIG LSAi. V. m. 8 75 Abs. 3 und § 36 Abs. 2 Nr. 5 VWVTG.

D Begrindung der Kostenentscheidung

Die Kostenentscheidung folgt aus § 56 Satz 1 PBefG i. V. m. 88 1, 5 und 6 VwKostG
LSA. Da die Vorhabentragerin Anlass zu dem Verwaltungshandeln gegeben hat, sind

ihr die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.

E Verfahrensrechtliche Hinweise

1. Offensichtliche Unrichtigkeiten dieses Beschlusses (z. B. Schreibfehler) kdnnen
durch die Planfeststellungsbehdrde jederzeit berichtigt werden. Bei berechtigtem

Interesse eines von der Planfeststellung Betroffenen hat die Planfeststellungsbe-
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horde zu berichtigen, ohne dass es hierzu jeweils der Erhebung einer Klage be-
darf.

Dieser Planfeststellungsbeschluss tritt gemaf? § 28 Abs. 1a S. 3 PBefG i. V. m.
8 75 Abs. 4 VwWV{G aul3er Kraft, wenn mit der Durchfiihrung des Planes nicht in-

nerhalb von funf Jahren nach Unanfechtbarbeit begonnen worden ist.

Der Planfeststellungsbeschluss (Beschlusstext mit Rechtsbehelfsbelehrung und
zugehorigen Planunterlagen) wird der Vorhabentragerin sowie einigen Behdrden

und den Tragern offentlicher Belange formlich zugestellt.

Dieser Beschluss und die im Teil A, Kapitel Il festgestellten Planunterlagen wer-
den nach vorheriger ortsiiblicher Bekanntmachung in der Landeshauptstadt Mag-
deburg, Fachbereich Vermessungsamt und Baurecht, zwei Wochen lang zur Ein-
sichtnahme ausgelegt. Mit dem Ende der Auslegung gilt der Planfeststellungsbe-

schluss gegenuber allen Betroffenen als zugestellt.

Die in der folgenden Rechtsbehelfsbelehrung genannte Frist zur Klageerhebung
wird im Falle der vorgenannten Ziffer 3 mit der unmittelbaren Zustellung, im Falle
der Ziffer 4 mit dem Ende der Auslegungsfrist in Lauf gesetzt.

Bei erforderlicher Anderung / Erganzung des festgestellten Planes vor Fertigstel-
lung des Bauvorhabens geméanR § 1 Abs. 1 VwVfG LSAi. V. m. § 76 VwVfG kann
nur die Vorhabentragerin einen entsprechenden Antrag bei der Planfeststellungs-
behorde stellen.
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F Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats
nach Zustellung Klage beim Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Brei-
ter Weg 203 — 206, 39104 Magdeburg schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-

kundsbeamten der Geschaftsstelle dieses Gerichts erhoben werden.

Die Klage muss den Klager, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens
bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienen-
den Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von sechs Wochen nach

Klageerhebung anzugeben. Das Gericht kann verspatetes Vorbringen zuriickweisen.

Vor dem Oberverwaltungsgericht missen sich die Beteiligten, aul3er in Prozesskosten-
hilfeverfahren, durch Prozessbevollmachtigte vertreten lassen. Dies gilt auch fir Pro-
zesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet

wird.

Als Bevollméchtigte vor dem Oberverwaltungsgericht sind zugelassen: Rechtsanwalte,
Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes
mit Befahigung zum Richteramt und die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwWGO be-

zeichneten Personen und Organisationen.

Behdrden und juristische Personen des offentlichen Rechts einschlielich der von ih-
nen zur Erfillung ihrer 6ffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschliisse kénnen
sich durch Beschaftigte mit Befahigung zum Richteramt oder durch Beschaftigte mit
Befahigung zum Richteramt anderer Behdrden oder juristischer Personen des offentli-
chen Rechts einschlie3lich der von ihnen zur Erfullung ihrer offentlichen Aufgaben ge-
bildeten Zusammenschlisse vertreten lassen; eine Vertretung ist auch durch entspre-

chend beschéftigte Diplom- Juristen im héheren Verwaltungsdienst zulassig.

Es wird darauf hingewiesen, dass gemal § 29 Abs. 6 S. 2 PBefG die Klage gegen die-
sen Planfeststellungsbeschluss keine aufschiebende Wirkung hat.

Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage gegen
den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss nach 8 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann
innerhalb eines Monats nach Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses beim Ober-
verwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203 - 206, 39104 Mag-
deburg gestellt und begriindet werden.
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Treten spater Tatsachen ein, die die Anordnung der aufschiebenden Wirkung rechtfer-
tigen, so kann der durch den Planfeststellungsbeschluss Beschwerte einen hierauf
gestitzten Antrag nach § 80 Abs. 5 S. 1 VWGO innerhalb eines Monats stellen. Die
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Beschwerte von der Tatsache Kenntnis

erlangt.

Falls die Klage bzw. der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung in elektro-
nischer Form erhoben werden, sind die elektronischen Dokumente mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz zu versehen. Sie sind bei der
elektronischen Poststelle des Verwaltungsgerichtes Magdeburg Uber die auf der Inter-

netseite www.justiz.sachsen-anhalt.de/erv bezeichneten Kommunikationswege einzu-

reichen.

Die rechtlichen Grundlagen hierfir sowie die weiteren technischen Anforderungen sind

unter der vorgenannten Internetseite abrufbar.
Im Auftrag

Wten

Neumann

Leitender Vermessungsdirektor

Seite 161 von 161



	PFB 13.12.2016 Endfassung
	Fachbereich Vermessungsamt               Magdeburg, 20. Dezember 2016
	und Baurecht
	Aktenzeichen: 62-372-MVB-090/15
	Planfeststellungsbeschluss
	für das Bauvorhaben
	2. Nord-Süd-Verbindung der Straßenbahn
	Bauabschnitt 7 “Raiffeisenstraße und Warschauer Straße
	(von Gleisviereck Leipziger Straße bis Gleisdreieck
	Schönebecker Straße)“
	Vorhabenträgerin: Magdeburger Verkehrsbetriebe GmbH & Co. KG
	Otto-von-Guericke-Straße 25
	FStrG Bundesfernstraßengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert durch Artikel 466 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
	RuVA – StB Richtlinien für die umweltverträgliche Verwertung von Ausbaustoffen mit teer- /pechtypischen Bestandteilen sowie für die Verwertung von Ausbauasphalt im Straßenbau mit den Erläuterungen zu den Richtlinien für die umweltverträgliche Verwert...
	WaStrG  (Bundeswasserstraßengesetz) in der Fassung vom 23. Mai 2007 (BGBl. I. S. 962; 2008 I S. 1980), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 118 des Gesetzes vom 18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1666)
	C Entscheidungsgründe
	1. Zuständigkeit



	aa) Schallemissionen/Erschütterungen
	bb) Luftschadstoffe
	cc) Wasser (Niederschlagswasser, Grundwasser, Oberflächenwasser)
	c) Beschreibung des Projektstandorts, der städtischen und übergeordneten Planungen / Schutzgebiete, Schutzausweisungen sowie der Auswirkungen
	d) Schutzgut Mensch
	aa) Beschreibung Ist-Zustand
	Das Gebiet liegt am Rand des Magdeburger Stadtzentrums und hat eine ungefähre Einwohnerdichte im Stadtteil Leipziger Straße von 57,3 EW/ha und im Stadtteil Sudenburg von 33,9 EW/ha. Es handelt sich nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 ROG um einen verdichteten Raum.
	bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gemäß § 11 UVPG
	cc) Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensationsmaßnahmen
	dd) Bewertung nach § 12 UVPG

	e) Schutzgut Tiere, Pflanzen
	aa) Beschreibung Ist-Zustand
	bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gemäß § 11 UVPG
	cc) Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensations-
	maßnahmen
	dd) Bewertung nach § 12 UVPG
	aa) Beschreibung Ist-Zustand
	bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. § 11 UVPG
	cc) Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensationsmaßnahmen
	dd) Bewertung nach § 12 UVPG

	g) Schutzgut Wasser
	aa) Beschreibung Ist-Zustand
	bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. § 11 UVPG
	cc) Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensationsmaßnahmen
	dd) Bewertung nach § 12 UVPG
	bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. § 11 UVPG
	cc) Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensationsmaßnahmen
	dd) Bewertung nach § 12 UVPG
	aa) Beschreibung Ist-Zustand
	bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. § 11 UVPG
	cc) Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensationsmaßnahmen
	 Anlegen von Landschaftsrasen auf den Banketten und Randbereichen zur Sicherung und zum Schutz des Mutterbodens, Ansaat mit Landschaftsrasen RSM 7 - Landschaftsrasen A

	j) Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter
	aa) Beschreibung Ist-Zustand
	bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. § 11 UVPG
	cc) Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie Kompensationsmaßnahmen

	k) Wechselwirkungen
	aa) Beschreibung Ist-Zustand
	bb) Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen gem. § 11 UVPG
	cc) Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung und Kompensation
	dd) Bewertung nach § 12 UVPG
	3.2. Schwingungen (Erschütterungen und Körperschall)
	gg) Deutsche Bahn AG, DB Immobilien (Reg. Nr. 45)

	D Begründung der Kostenentscheidung
	F Rechtsbehelfsbelehrung


	PFB letzte Seite

